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VOLK UND WELT 


Pancha-Sila 


Eine Studie zum Begriff der „Fünf Grundprinzipien“ *) 


SUNITI KUMAR CHATTERJI 


Die Panca-Sila in der Auffassung des indischen Premierministers Nehru sind 
die erste prägnante Formulierung einer Ideologie als Leitsatz für die Weltpolitik. 
Sie enthalten fünf Grundsätze, die als Leitgedanken für die internationalen Be- 
ziehungen gedacht sind, um allen Völkern der Welt Frieden und Freundschaft zu 
gewährleisten. Wo immer Indien heute an der internationalen Politik Anteil hat, 
findet die Idee der Pancha-Sila wachsende Anerkennung. Diese Doktrin, die 
spezifisch indische Auffassungen enthält, wird in der Politik unserer Tage wie 
auch in der Geschichte der politischen Theorien einen bedeutenden Platz ein- 
nehmen. 

Es hat in der Geschichte schon zahlreiche Doktrinen und Ideen von großer 
Bedeutung gegeben, wie die Moslem-Ideologie die „Dar al-Harb“, d.h. „Land des 
Krieges" im Gegensatz zu „Dar as-Salam“, d. h. „Land des Friedens". 

Zur Zeit der Religionskriege in Deutschland herrschte die Doktrin „cuius 
regio, eius religio", die besagte, daß Untertanen die Religion ihrer Herrscher 
annehmen mußten. Die Staaten der Neuen Welt machten sich die Monroe-Doktrin 
zu eigen, wodurch jegliche europäische Einmischung in amerikanische Belange 
ausgeschaltet werden sollte. 

In neuerer Zeit gab es die jetzt nicht mehr bestehenden Ideen der Komintern 
und Kominform!). Unter den burischen und anderen weißen Siedlern Südafrikas 
bestehen gewisse Strömungen, die für die unbedingte Anwendung der Apartheid- 
Doktrin, d. h. für die strikte Trennung der farbigen von der weißen Bevölkerung 
des Landes eintreten, was praktisch die Benachteiligung und Unterdrückung der 
Schwarzen zugunsten der Weißen bedeutet. In welchem Maße die Pancha-Sila, 
die sich auf den Grundsatz „leben und leben lassen“ stützen, verwirklicht werden 
können, wird erst die Zukunft beweisen. 

Der Ausdruck „Pancha-Sila“, der plötzlich wieder zur Geltung kam, hat eine 
Geschichte, die mindestens 2500 Jahre zurückreicht. Im Verlauf der neueren Zeit 
hat er einige Wandlungen erfahren. Der Begriff setzt sich zusammen aus den 
beiden Sanskritwörtern „Pancha“ = „fünf” und „Sila“ (oder Sheela in englischer 
Schreibweise), das soviel wie „Lebensregel“ bedeutet. In den englischsprachigen 
Zeitungen Indiens findet man häufig die Schreibung „Panch-Sila“. Es entzieht 
sich meiner Kenntnis, wer diese unglückliche Schreibung aufgebracht hat; denn 
sie entspricht weder dem alten Sanskrit (oder Pali) noch dem modernen Hindi, 
Bengali oder Marathi. In Südindien zieht man normalerweise die Sanskrit-Ortho- 
graphie vor, ebenfalls in Indochina und Indonesien. Auf Hindi spricht man es 
„Panch-shil“ und nicht „Panch-sila" aus. 


*) Vgl. auch Bulletin der indischen Botschaft, 1/1956 Bonn. Nachdruck mit freundlicher 
Genehmigung des Verlags. 

1) Anm. der Schriftleitung: Ideen und Ziele der Weltrevolution dürften allerdings 
auch nach dem Rückzug der Sowjets auf die leninistische Strategie und Taktik (gemäß 
Resolution auf dem XX. Parteikongreß der KPdSU) dieselben geblieben sein. 


2 Volk und Welt 


Die freien Übertragungen des Wortes in andere Schreibarten führen oft zu 
falschen Rückübertragungen in Nagari und andere indische Alphabete, die das 
zweite Wort in s’ila oder shila’ verwandeln, anstatt des richtigen s’i’la oder shi’la, 
bei dem die Länge der Vokale wechselt. 


Durch falsche Übertragungen ist es zu einem Mißverständnis gekommen; denn 
s’ila’ (oder shila’) heißt „Stein“, „Felsen“ oder „Steintafel”. AI dies bedarf in die- 
sem Zusammenhang der Erwähnung, da die lateinische Schreibung mangels eines 
Transkriptions-Systems für indische Eigennamen dazu führt, daß die indischen 
Begriffe in der Zeitung sprachverzerrt wiedergegeben werden. 


Wir werden nun verfolgen, wie die Ideen, die mit dem Begriff Pancha-Sila 
verknüpft sind, während der letzten zehn Jahre zweimal von ihrer ursprünglichen 
Bedeutung, in der dieser Begriff mit dem Buddhismus in Alt-Indien eingeführt 
wurde, eine Abwandlung bzw. eine Erweiterung erfahren haben. 


Pancha-Sila im Buddhismus 


Als er die Erleuchtung erlangt hatte, kam Buddha nach Benares, hielt in 
Sarnath, das damals zu Benares gehörte, seine große Predigt und „setzte das Rad 
der Lehre in Bewegung“, das heißt, er verkündete sein Wort von der Erlösung 
der Menschen aus der Seelenwanderung durch die Erkenntnis der Grundwahrheit 
der Existenz. 


Wir brauchen uns jedoch an dieser Stelle nicht weiter mit Buddhas Lehren zu 
beschäftigen, und es genügt zu erwähnen, daß ein Mensch, der sich von den Sor- 
gen und der Trübsal des Lebens frei macht, eine ethische Grundlage haben muß: 
er muß den richtigen philosophischen Lebensgrundsätzen folgen, den wahren 
Silas. Dieser Gedanke war allen religiösen Strömungen im alten Indien gemein- 
sam, dem Brahmanismus, dem Jainismus und dem Buddhismus. Die buddhistischen 
Lehrer folgten ihrem Meister und erklärten diese fünf Gebote als bindend für alle 
diejenigen, die sich auf die Erlösung vorbereiten, das heißt auf die Erlösung im 
Nirwana oder das Aufhören aller Lebensäußerungen und Trübsal. Besonders 
diejenigen, die die Lehren Buddhas anerkennen, müssen die folgenden fünf Ge- 
bote beachten: 


1. Kein Leben zerstören — die Idee des Ahimsa. 

2. Nichts nehmen, was einem nicht gegeben wird, d. h. nicht stehlen und rauben. 
3. Ein Leben der Enthaltsamkeit führen — keusch und rein leben. 

4. Nicht lügen. 

5. Keine berauschenden Getränke zu sich nehmen. 


Diese 5 Gebote stellen die buddhistischen Pancha-Sila dar, und strenggläu- 
bige Buddhisten, ob sie in Indien oder anderen Ländern leben, in Ceylon, Afgha- 
nistan, Iran, Turkestan, Zentralasien, Tibet, der Mongolei, China, Korea, Japan, 
Burma, Siam und Indochina, haben zu allen Zeiten ihr Leben unter dieses geistige 


Ideal gestellt. 


So waren die Pancha-Sila ursprünglich der Ausdruck einer moralischen 
Wiederaufrüstung, der ältesten und einer der größten der Welt. Die Buddhisten, 
die ganz ihrer Religion leben wollten und sich von der Welt und allem Körper- 
lichen lösten, um zur höchsten Wahrheit zu gelangen, folgten fünf weiteren Ge- 
boten der Entsagung. Es waren die folgenden: 
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6. Nur zu bestimmten Zeiten essen. 


7. Weder aktiv noch passiv an Tänzen, Gesang, musikalischen Darbietungen oder 
Theatervorführungen teilzunehmen. 


8. Jedem Luxus zu entsagen — Blumen, Parfums, Salben und Schmuck. 
9. Nicht auf erhöhten oder breiten Bettstellen zu schlafen. 
10. Kein Gold oder Silber anzurühren. 


Nach diesen 10 Geboten, den „Dasa-Sila“, leben die buddhistischen Mönche. 
Aber auch die buddhistischen Laien richteten ihr Leben nach den fünf großen 
moralischen Prinzipien aus, nach den Pancha-Sila. 


Die Pancha-Sila (Pantja-sila) in Indonesien 


Gegen Ende des Zweiten Weltkrieges, nachdem die Japaner Indonesien den 
Niederländern entrissen hatten und selbst dann von den Amerikanern verdrängt 
worden waren, riefen die indonesischen Nationalisten unter Führung von Dr. 
Sukarno, Dr. Hatta und anderen die Unabhängigkeit Indonesiens aus. Fast alle 
Inseln des Indischen Archipels, die man bis dahin als „Niederländisch Indien“ 
bezeichnet hatte, vereinigten sich zum Staat Indonesien. Dieser Name, der ur- 
sprünglich auf den geschichtlichen und kulturellen Begriff beschränkt war und 
unter welchem die Historiker die Gebiete, die von der indischen Kultur bestimmt 
waren, verstanden, bedeutet das „insulare Indien“. Das Wort ist neuen euro- 
päischen Ursprungs und vereinigt die beiden griechischen Wörter „Indo“ oder 
„Indien“ und „Nesos" = „Insel“. 

Den indonesischen Führern, die die engen kulturellen Beziehungen zu Indien 
begrüßten, war sehr daran gelegen, diesen Namen anzunehmen. Als 1945 Indo- 
nesier auf Java und anderen Orten einen Guerillakrieg sowohl gegen die Japaner 
wie auch gegen die Niederländer führten, die mit Unterstützung ihrer euro- 
päischen Verbündeten Indonesien zurückerobern wollten, bildete man ein Komi- 
tee, um Mittel und Wege für die Durchführung der Unabhängigkeitserklärung zu 
finden. Dieser Ausschuß faßte sehr bedeutungsvolle Entschließungen. Am 1. Juni 
1954 hielt Dr. Sukarno eine sehr stark beachtete Ansprache vor einer Versamm- 
lung indonesischer Nationalisten. In dieser Rede sprach er zur ganzen Welt über 
die Ideale der freien indonesischen Republik — der indonesischen „Weltanschau- 
ung“ (er zitierte mehrmals das deutsche Wort). Diese große Rede hielt er ex 
tempore. Erst später, nachdem die Prinzipien, die sie enthielt, bei den Vertretern 
des indonesischen Volkes großen Beifall gefunden hatten, wurde sie veröffent- 
licht. Einleitend sagte Dr. Sukarno, daß alle zivilisierten Völker es an der Schwelle 
großer Umwälzungen als wesentlich erkannt hätten, vor der ganzen Welt eine 
Erklärung ihrer Ideologien abzugeben. Dr. Sukarno sprach von der national- 
sozialistischen Weltanschauung, wie sie von Adolf Hitler proklamiert worden 
war, von der japanischen, die sich auf die Auffassung von dem göttlichen Ur- 
sprung des Mikado und die Hoheit des japanischen Volkes gründet, von der 
sowjetrussischen kommunistischen Ideologie und von den „San Min Chu I“, d.h. 
den drei von Sun Yat Sen proklamierten Staatsprinzipien, als er die chinesische 
Revolution gegen den Mandschu-Imperialismus anführte, nämlich die Prinzipien 
des Nationalismus, der Demokratie und des Sozialismus. Die „indonesische Welt- 
anschauung“ wurde von Dr. Sukarno folgendermaßen umrissen: 


= 


4 Volk und Welt 


1. Der Glaube an die Zukunft des eigenen Volkes — Nationalismus, — ohne den 
kein Volk jemals seine Ziele erreichen kann und der allen nationalen Bestrebun- 
gen zugrunde liegen muß. 


2. Der Glaube an die Menschheit — universelle Humanität —, die Rücksichtnahme 
auf die Völkerfamilie, die alle internationalen Beziehungen bestimmen muß. 


3. Der Glaube an die Freiheit — Freiheit als Grundlage wahrer Demokratie aufge- 
faßt —, Meinungsfreiheit sowie geistige und körperliche Freiheit. 


4. Der Glaube an soziale Gerechtigkeit — gleiche Voraussetzungen für alle Bürger 
der Demokratie, keine Diskriminierung — und schließlich 


5. Der Glaube an Gott. — Das indonesische Volk, Moslems, Christen, Hindus und 
Buddhisten, alle haben den Glauben an eine höhere Gewalt, die über dem Leben 
steht. 


Volksbewußtsein, Humanität, Freiheit, Gerechtigkeit und Glaube 


Sprachlich sind die Formulierungen der fünf indonesischen Prinzipien interes- 
sant: drei Worte kommen aus dem Sanskrit, eins ist arabischen Ursprungs und 
eins indonesisch. Auch hierin spiegelt sich der vielfältige Charakter der indone- 
sischen Kultur. Die Worte sind: 


1. Ka-bengsa-an, d. h. Nationalismus — das Sanskritwort vams’a = Familie, 
Geschlecht, Rasse, das im Indonesischen zu bengsa verändert wurde und Nation 
oder Volk heißt; 


2. Ke-manusia-an oder Bewußtsein einer universellen Humanität, aus dem 
Sanskrit: manushya-Mensch; 


3. Ke-merdeka-an = Freiheit; das indonesische Wort für Freiheit, „Merdeka”, 
kommt aus dem Sanskrit und stammt von dem Wort Maha-rid-dhika ab, das Ge- 
deihen (Aufwärtsentwicklung, Aufschwung) bedeutet, wofür ja die Freiheit die 
beste Voraussetzung ist; 


4. Ke-adil-an = Gerechtigkeit, aus dem arabischen Adl = Recht und 


5. Ke-Tuhan-an = Glaube an Gott, abgeleitet von Tuhan = Herr, Meister, 
Gott, das indonesische Wort für die Gottheit. 


Weiterhin wies Dr. Sukarno in seiner Rede darauf hin, daß die Fünf eine 
mystische Zahl sei und daß auf physischem, intellektuellem und geistigem Gebiet 
zahlreiche Begriffe an die Zahl fünf gebunden seien. Wir haben fünf Finger an 
der Hand, und es gibt fünf Elemente in der physischen Welt, die Religion des 
Islam kennt die fünf Säulen: Reinigung, Gebete, Fasten, Almosen und die Wall- 
fahrten nach Mekka. Außerdem wies Dr. Sukarno in dieser Versammlung auf die 
Pandava-Helden des Sanskrit-Epos Mahabharata hin. Diese Helden werden noch 


heute in Indonesien verehrt, es sind ebenfalls fünf (Pandava, Lima, „die fünf 
Pandawas”). 


Dr. Sukarno sagte, daß er den fünf Prinzipien einen entsprechenden Titel 
geben wolle. Zunächst habe er dabei an den Sanskrit-Begriff der „Pancha-Dharma“ 
(indonesisch: Pantja-Darma) gedacht. Dharma bedeutet jedoch über „richtige 
Lebensführung“ und „Pflicht“ hinaus „Ursprung aller Dinge“. Deshalb entschied 
er sich für das alte Wort „Pancha-Sila*. 


So kam es, daß vor ungefähr zehn Jahren die Pancha-Sila in Indonesien ein- 
geführt wurden als Ideal und als Lebensgrundlage eines ganzen Volkes; bisher 
beschränkten sie sich in dieser Form nur auf das indonesische Volk, fanden jedoch 
weitverbreitete Anerkennung. Die Pancha-Sila stellen einen wertvollen Beitrag 
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zu dem modernen politischen Ideengut einer Nation dar. Sie sprechen sehr für 
die Persönlichkeit Präsident Sukarnos, denn es spricht aus ihnen Idealismus und 
logisches Denken, das nicht nur national bedingt ist, sondern auf überstaatlicher 
menschlicher Ebene liegt. Im übrigen schätzt man in Indien sehr die große Be- 
wunderung, die Dr. Sukarno drei großen Männern Indiens zollt, die über die 
indischen Grenzen hinaus das geistige Leben der Völker beeinflußten: Swami 
Vivekananda, Rabindranath Tagore und Mahatma Gandhi. 


Die Pancha-Sila im neuen Indien 


Hier hat der Begriff Pancha-Sila eine größere internationale Tragweite er- 
halten als in Indonesien und auch als im alten Buddhismus, wo sich die Pancha- 
Sila auf die persönliche Moral des Menschen beziehen. Die indonesischen Pancha- 
Sila fanden ein Echo in Indien, das offenbar den Premierminister beeindruckte 
und in ihm die Vorstellung seiner Pancha-Sila wachrief. Als der Premierminister 
der chinesischen Volksrepublik, Tschu en Lai, im Juni 1954 in New Delhi mit 
Premierminister Nehru zusammentraf, bekannte er sich zu den Prinzipien der 
neuen Pancha-Sila, die Nehru aufgestellt hatte als ersten Schritt auf dem Wege 
zu einem dauerhaften Frieden in der Welt. Diese neuen Pancha-Sila enthalten 
die folgenden Prinzipien für die internationalen Beziehungen: 


1. Gegenseitige Achtung vor der Freiheit des anderen Volkes. 

2. Territoriale Unabhängigkeit und Souveränität. 

3. Nichteinmischung in die gegenseitigen inneren und äußeren Angelegenheiten. 
4. Keine Aggression und 

5. Friedliche Koexistenz. 


Um dieses letzte Prinzip, die friedliche Koexistenz, bewegen sich im wesent- 
lichen diese Pancha-Sila. Ihre Notwendigkeit wird heute in einer Welt wirtschaft- 
licher, politischer und ideologischer Aggression und totalitärer Machtbestrebun- 
gen, die unschuldigen Menschen Not und Verderben bringen, allerseits anerkannt. 
Die von Jawaharlal Nehru verkündeten Pancha-Sila sind für alle rechtlich den- 
kenden Menschen zu einem geistigen Halt geworden. Selbst diejenigen, die an 
einem wirklichen Erfolg der Pancha-Sila noch Zweifel hegen, sind der Ansicht, 
daß es sich lohnt, sich voll und ganz für sie einzusetzen. Nachdem China die indi- 
schen Pancha-Sila anerkannt hatte, folgten auch andere große Nationen diesem 
Beispiel. Sie erkannten sie an oder befürworteten sie zumindest. Diese Nationen 
waren u. a. Indonesien, die Sowjetunion und Jugoslawien. Die größten Söhne 
des neuen Indien, wie Vivekananda, Tagore und Gandhi, die die Grundsätze des 
Friedens, der Freundschaft und der Toleranz vertraten, haben Indien und der 
Welt wieder erneut diese 2500 Jahre alten Prinzipien vor Augen gestellt. Nur das 
friedliche und friedliebende Indien konnte auf internationaler Ebene eine Idee 
wie die der Pancha-Sila, wie sie von Nehru geprägt wurden, fruchtbar machen. 
Diese internationalen Pancha-Sila ändern jedoch nichts an der Gültigkeit der 
buddhistischen und indonesischen Pancha-Sila. Diese haben innerhalb ihrer 
Kategorie weiterhin volle Geltung. Alle drei Pancha-Sila umfassen schließlich 
die verschiedenen menschlichen Belange, in der persönlichen, nationalen und 
internationalen Sphäre. 


Streit um den Bagdad-Pakt 


CARL G. WINGENROTH 


Die Keimzelle des sogenannten Bagdad-Paktes ist das türkisch-irakische Ab- 
kommen vom 24. Februar 1955. Es heißt darin, daß dieser Pakt jedem Mitglied 
der Arabischen Liga oder jedem an Frieden und Sicherheit in dieser Region inter- 
essierten Staat zum Beitritt offen steht. Allerdings ist der Staat Israel praktisch 
ausgenommen, weil in einem Briefwechsel zu diesem Abkommen festgelegt 
wurde, daß die Partner des Paktes den Resolutionen der VN, die Palästina be- 
treffen, Achtung verschaffen wollen. Damit sind die arabischen Ansprüche auf 
eine Grenzrevision mit Israel anerkannt. 

Der Zusammenschluß aller Nahost-Staaten in diesem Paktsystem schlug fehl. 
Beigetreten sind aber Großbritannien am 5. April 1955 (allerdings mit dem Vor- 
behalt, daß es dem Briefwechsel hinsichtlich Israels nicht beipflichte), Pakistan 
am 23. September 1955 und der Iran am 24. Oktober 1955. 


Komplizierte Entstehungsgeschichte 


Der Westen hatte schon lange vor Abschluß des türkisch-irakischen Abkom- 
mens die Überzeugung geäußert, daß die Errichtung einer Verteidigungs-Organi- 
sation in Nah- und Mittelost nicht von außen her betrieben werden könne, sondern 
daß einer der Staaten in diesem Raum die Initiative übernehmen müsse. Zum 
Beispiel hatte John Foster Dulles im Juni 1953 diesem Gedanken Ausdruck ver- 
liehen. Er erstrebte einen Brückenschlag zwischen dem östlichsten Punkt der 
NATO und dem westlichsten Punkt der SEATO, und eben diese Brücke wurde 
am 2. April 1954 durch ein türkisch-pakistanisches Abkommen geschlagen, das 
keine direkte Beistandsverpflichtung vorsah, sondern nur Konsultierung und Zu- 
sammenarbeit. Vom Zustandekommen dieses Regionalpakts hatten die USA den 
Einschluß Pakistans in ihr Waffenhilfsprogramm abhängig gemacht. Man kann 
also sagen, daß dieses Abkommen der Vorläufer des Bagdad-Paktes war, für 
dessen Zustandekommen sich dann im nahöstlichen Raum besonders die Türkei 
eingesetzt hat. Übrigens hat auch der Irak schon im März 1953 die Vereinigten 
Staaten um Militärhilfe ersucht, die ihm ein Jahr später gewährt wurde. Von 
vornherein war das türkisch-irakische Zusammengehen nicht nur als ein Pakt 
zwischen diesen beiden Staaten gedacht, sondern es ging den Partnern darum, 
etwas für die Stabilität im ganzen nah- und mittelöstlichen Raum zu tun. 

Eine ganze Reihe arabischer Staaten konnte sich zum Anschluß an den Bag- 
dad-Pakt (der diesen Namen erst im November 1955 erhielt, als die irakische 
Hauptstadt zum Sitz der Organe des Paktes bestimmt wurde) nicht entschließen. 
In Syrien verliefen die entsprechenden Verhandlungen der Türken von vorn- 
herein negativ. Der Libanon zögerte zunächst und machte seine Entscheidung 
von der Billigung der Arabischen Liga abhängig. Ägypten ging einen Schritt 
weiter und rief die Premiers der arabischen Staaten zu einer Konferenz nach Kairo 
zusammen, an der jedoch der irakische Ministerpräsident nicht teilnahm. Auf 
dieser Konferenz wurde das irakische Vorgehen heftig kritisiert und als ein 
Schlag gegen die Einheit der arabischen Staaten bezeichnet. Andererseits wurde 
eine von Ägypten eingebrachte Resolution, wonach es den arabischen Staaten 
untersagt sein sollte, Verteidigungsabkommen mit Mächten außerhalb der Ara- 
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bischen Liga einzugehen, von Syrien, Libanon und Jordanien nicht angenommen. 
Die arabischen Staaten brachten also keine Einigung unter sich zustande; die Ara- 
bische Liga war gespalten. 

Bald nach Abschluß des türkisch-irakischen Paktes rückten die drei Staaten 
Ägypten, Syrien und Saudi-Arabien ihrerseits näher aneinander. Sie stellten ihre 
Armeen unter ein gemeinsames Oberkommando und sie erklärten, daß dieser 
Zusammenschluß das verlorengegangene Gleichgewicht im Nahen Osten wieder- 
herstellen sollte. Dieses Vorgehen richtete sich ausgesprochen gegen Israel. Doch 
auch dieser Gruppe gelang es nicht, die anderen noch nicht gebundenen und noch 
immer zögernden arabischen Staaten zu sich hinüberzuziehen. Der Libanon bei- 
spielsweise wünschte einen neutralen Kurs zu steuern. Man kann im allgemeinen 
annehmen, daß dieser Staat mehr zum ägyptischen Lager neigt, weil er von jeher 
die Konkurrenz Israels fürchtete. Aber der Umstand, daß die Bevölkerung etwa 
zur Hälfte christlich und zur Hälfte mohammedanisch ist, mindert die Entschluß- 
kraft des Libanon in dieser oder jener Richtung. Der Jemen ist zwar ein ausge- 
sprochen arabisch-denkender Staat, hängt aber in vielfacher Beziehung von Groß- 
britannien ab und ist mißtrauisch gegenüber etwaigen saudi-arabischen Besitz- 
ansprüchen. Jordanien vollends befindet sich in einer weitgehenden Abhängig- 
keit von Großbritannien, obwohl die jordanische Bevölkerung, im Gegensatz zu 
Regierung und Krone, bewußt arabisch, das heißt also auch aktiv gegen Israel 
eingestellt ist. Die Aufstände der Bevölkerung gegen die Absichten der Regie- 
rung, dem Bagdad-Pakt beizutreten, sind noch frisch in der Erinnerung. Aber — 
die gesamte britische Jordanienhilfe beträgt nicht weniger als 85 Millionen DM, 
und England kommt für sämtliche Unterhaltskosten der arabischen Legion auf. 
Zweitausend Mann Fallschirmjäger sind jüngst von Großbritannien nach Cypern 
gebracht worden, um als Einsatz-Reserve für die Sicherung der britischen Position 
in Jordanien bereit zu stehen. Außerdem ist die Krone der Haschemiden kein 
Freund des saudi-arabischen Königtums. 


Gegenkräfte 


Unter den Gegenkräften des Bagdad-Pakts ragt der — allerdings nie unter- 
schriebene — Dreierpakt zwischen Ägypten, Syrien und Saudi-Arabien hervor, 
an dessen Stelle dann bilaterale Abmachungen traten. Die erste war das syrisch- 
ägyptische Verteidigungsbündnis vom 20. Oktober 1955. Die syrische Armee 
wurde weiter aufgerüstet mit Hilfe einer Anleihe Saudi-Arabiens in Höhe von 
10 Millionen Dollar. Man kann annehmen, daß dieses Geld ursprünglich von der 
ARAMCO (der amerikanischen Olgesellschaft in Saudi-Arabien) kam, eine Auf- 
fassung, die später zu gewissen Differenzen zwischen Großbritannien und den 
Vereinigten Staaten geführt hat. Die Vereinigten Staaten sind denn auch wegen 
ihrer Ol-Interessen in Saudi-Arabien bis jetzt dem Bagdad-Pakt nicht beigetreten. 
Ein weiteres Militärbündnis wurde kurz darauf am 27. Oktober 1955 zwischen 
Ägypten und Saudi-Arabien geschlossen. 

Diese Abkommen sind nicht die einzigen Gegenkräfte des Bagdad-Paktes. 
Schwächepunkte ergeben sich auch anderswo, zum Beispiel im Irak selbst, einem 
in seiner Einstellung gegenüber Israel durchaus arabischen Staat. Das Regime der 
Haschemiden ist auch hier unpopulär, die Regierung ist es ebenfalls. Der Gegen- 
satz zwischen den großen Latifundien-Besitzern und der verarmten bäuerlichen 
Bevölkerung ist groß. Unter den Armeniern und Kurden gibt es Autonomie- 
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bestrebungen, die von den Sowjets gefördert werden. Auch verlangt die Bevöl- 
kerung einen größeren Anteil an dem von der englisch-irakischen Olgesellschaft 
geförderten Ol. Gerade aber die Aufrechterhaltung der wirtschaftlichen, sprich 
Ol-Interessen Großbritanniens im Nahen Osten ist einer der Faktoren, denen der 
Bagdad-Pakt sein Entstehen verdankt. Diese Interessen erstrecken sich außer auf 
den Irak auch auf die Fürstentümer am Persischen Golf, — Kuweit, Muskat, Oman 
— und auf die Bahrein-Inseln. Die Briten haben die Aera Mossadeq in Persien 
vor Augen und wollen etwas ähnliches im Irak und am Persischen Golf nicht ris- 
kieren. 

Persien selbst, wenngleich die Ereignisse um Abadan inzwischen abgeklun- 
gen sind, dürfte auf die Dauer ebenfalls ein schwacher Punkt im Bagdad-Pakt- 
System sein. Zwar hat sich der Iran gegenüber den verschiedenen sowjetischen 
Protestnoten bisher als standfest erwiesen, doch wirken zweifellos die noch nicht 
stabilen wirtschaftlichen Verhältnisse sowie die Kaschani-Anhänger und Tudeh- 
Kommunisten nicht im Sinne der Bestrebungen des Bagdad-Paktes. Auch waren 
Verlautbarungen westlicher Generalstäbler nicht eben glücklich, die für den 
Ernstfall von einer Verteidigung nur der südlichen persischen Olgebiete sprachen, 
nicht aber von einer Verteidigung des ganzen Landes. Es gibt demnach in diesem 
Lande viele Ansatzpunkte für sowjetische Wirksamkeit, ungeachtet des Umstan- 
des, daß das Amt für internationale Zusammenarbeit bei der amerikanischen 
Regierung aus dem Fonds für Verteidigungs-Unterstützung für das laufende 
Rechnungsjahr einen weiteren Betrag von 20 Millionen Dollar für Persien zur 
Verfügung gestellt hat. Pakistan soll gleichfalls einen weiteren Betrag von 26,4 
Millionen Dollar Wirtschaftshilfe erhalten. Auf der anderen Seite hat die Sowjet- 
union diesem Lande technische Hilfe bei der Nutzung der Atomenergie für fried- 
liche Zwecke angeboten (wie übrigens auch der ägyptischen Regierung). Die Briten 
haben von vornherein ein ähnliches Angebot den Mitgliedstaaten des Bagdad- 
Paktes unterbreitet. 


Kampf mit wirtschaftlichen Mitteln 


Dies führt zu der Feststellung, daß der Kampf der Großmächte um die Macht- 
positionen im Nahen und Mittleren Osten immer deutlicher mit wirtschaftlichen 
Mitteln ausgetragen wird. Der permanente Wirtschaftsausschuß des Bagdad- 
Pakts hat sicherlich eine ebenso wichtige, wenn nicht wichtigere Funktion, als 
beispielsweise der Militärausschuß. Die militärische Stärke des Bagdad-Paktes ist 
keineswegs gut unterbaut. Die Truppenzahl ist zu gering; Ausrüstung und Aus- 
bildung sind im allgemeinen unzulänglich. Außerdem fehlt es an populären Zie- 
len für die Truppe. Im politischen Bereich erfüllt der Bagdad-Pakt seine Funktion, 
wenngleich auch sie negativer Art ist. Sie besteht darin, daß dem Vordringen der 
Sowjetunion im Nah- und Mittelostraum Grenzen gesetzt werden. Umso stärker 
verlagert sich alles auf die Wirtschaftsbemühungen der beiden Blöcke. Ein Bei- 
spiel, das in den letzten Wochen das Ringen besonders deutlich gemacht hat, ist 
das Assuan-Staudamm-Projekt in Ägypten. Der „Sieg“ des Westens mit der 
Finanzierung durch die Weltbank wurde schnell herabgemindert durch das ver- 
einbarte Zusammenarbeiten Ägyptens mit der Sowjetunion auf dem Gebiet der 
Atomenergie. Auch die Waffenlieferungen haben gezeigt, wie die großen Blöcke 
in jenem Raum Zug um Zug tun. 

Im Nah-Ost-Passus des Kommunique6s, das Eisenhower und Eden nach ihren 
Washingtoner Besprechungen Ende Januar herausgegeben haben, ist die Wich- 
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tigkeit der wirtschaftlichen Entwicklung im Gebiet des Bagdad-Paktes hervorge- 
hoben, und zwar mit folgenden Sätzen: 


„Wir besprachen die Arbeit des Bagdad-Paktes und stimmten in unserer Mei- 
nung über seine Wichtigkeit für die Sicherheit des Mittleren Ostens überein. Wir 
nahmen zur Kenntnis, daß diese Gemeinschaft, von ihren militärischen Aspekten 
abgesehen, eine wichtige Rolle bei der wirtschaftlichen und politischen Entwicklung 
der Mitgliederstaaten zu spielen hat. Wir glauben, daß dies im Interesse des gan- 
zen Gebietes liegt und keinen Anlaß zu einer Beeinträchtigung der guten Bezie- 
hungen bietet, die wir zu den Nichtmitgliederstaaten unterhalten möchten.“ 


Es hat allerdings auch britische Stimmen gegeben, die es — wie jüngst in 
einer Sendung von BBC-London geschehen — als „die größte Pleite der britischen 
Diplomatie“ bezeichneten, Wirtschaftshilfe nur den im Bagdad-Pakt zusammen- 
geschlossenen Staaten zu geben. Außerdem wurde in derselben Sendung kriti- 
siert, daß die britische Regierung den Amerikanern Vorwürfe wegen der von 
Saudi-Arabien propagandistisch verwendeten Gelder gemacht habe, die diesem 
Land von der ARAMCO zugeflossen sind. Zweifellos sollte etwa die den Jorda- 
niern angebotene ägyptisch-syrisch-saudi-arabische Wirtschaftshilfe aus diesen 
Quellen gespeist werden. Auch haben die britischen Vertreter in Washington 
geltend gemacht, daß mit diesen Mitteln anti-westliche Elemente in Syrien und 
im Libanon finanziert werden. Syrien besitzt ohnehin eine starke kommunistische 
Partei. Auch die erste Lieferung sowjetischer Waffen nach Ägypten soll zum 
Teil mit saudi-arabischem Geld bezahlt worden sein, und dieses Geld soll auch in 
den Fürstentümern am Persischen Golf Unruhe zu Ungunsten Großbritanniens 
gestiftet haben. Doch das geschickte Ausspielen der Interessen durch König Saud 
— zum Beispiel auch in der Frage der umstrittenen Buraimi-Oase!) — hat letzten 
Endes dazu geführt, daß diese Differenzen zwischen den angelsächsischen Mäch- 
ten hinter den Kulissen ausgetragen worden sind. 


Sowjetische Reaktionen 


Auf das oben erwähnte Kommunique, das nach den Besprechungen Eisen- 
howers und Edens am 1. Februar in Washington herausgegeben worden ist, hat 
das Außenministerium der UdSSR, wie zu erwarten, sehr unzweideutig erwidert. 
Dabei wurden gerade die wirtschaftlichen Interessen der Westmächte im Nahen 
und Mittleren Osten folgendermaßen kommentiert: 


„Die Völker dieser Länder bringen nicht ohne Grund diese Handlungen der 
Westmächte in Zusammenhang mit dem Streben der Erdölmonopole, die Erdöl- 
vorkommen dieses Gebiets zwecks eigener Bereicherung auszubeuten, ohne den 
Interessen der Völker dieser Staaten Rechnung zu tragen." 


Radio Moskau hieb in dieselbe Kerbe und erklärte u. a.: 


„Der Bagdad-Pakt ist ein Jahr später entstanden als die SEATO. Aber man 
kann ihn fehlerlos einen Zwillingsbruder der SEATO nennen. Während die SEATO 
die Position der Kolonialmächte in Südosten festigen soll, ist der Bagdad-Pakt 
dazu berufen, denselben Zielen im Nahen und Mittleren Osten zu dienen." 


1) Sowjetrußland hat Saudi-Arabien seine Unterstützung für den Fall zugesagt, daß 
es dieses Problem dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen unterbreitet. 
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Aus diesen Zitaten geht hervor, daß Moskau zielsicher sowohl auf das natio- 
nale Selbstbewußtsein der arabischen Staaten als auch auf ihre Gegnerschaft 
gegenüber jeder Form kolonialer und wirtschaftlicher Ausbeutung spekuliert. 
Leider bietet sowohl die westliche Kolonialpolitik älterer Prägung als auch die 
mit politischen Bedingungen verknüpfte westliche Wirtschaftshilfe so manchen 
Ansatzpunkt für Kritik, worüber leicht in Vergessenheit geraten kann, daß der 
östliche Kritiker selbst im Glashaus sitzt. 

Die Bemühungen des Kreml beschränken sich natürlich nicht nur auf Erklä- 
rungen. In Libyen beispielsweise ist eine sowjetische Botschaft errichtet worden, 
die in ihren Ausmaßen für einen Groß-Staat paßte, nicht aber für ein Land mit 
knapp einer Million Einwohner. Der Führer der syrischen Kommunisten nahm 
am 20. Parteitag der sowjetischen Kommunistischen Partei in Moskau teil. Mit 
dem Jemen hat die Sowjetunion Ende vergangenen Jahres einen Freundschafts- 
pakt geschlossen, in welchem sie sich zur wirtschaftlichen und technischen Hilfe 
verpflichtet. Im Libanon ist eine sowjetische Ingenieur-Gruppe eingetroffen, die 
über die Errichtung von Industrie-Unternehmungen verhandeln soll. Es gibt noch 
viele andere Beispiele dieser Art. 


Stein des Anstoßes — Israel 


Hier können die einzelnen Maßnahmen beider Seiten, die auf die Veran- 
kerung ihres Einflusses hinzielen (die britische Regierung stiftete beispielsweise 
25000 Pfund Sterling für den Bau einer britischen Schule im Libanon) nicht voll- 
ständig aufgezählt werden. Doch sei noch ein anderer Faktor hervorgehoben, der 
wie eine Zeitbombe das Gefüge des Bagdad-Pakts — und nicht nur dieses! — 
ständig bedroht: der allgemeine Gegensatz zwischen den arabischen Staaten und 
Israel. Sicherlich würde die Lösung gerade dieses Konfliktes, die man sich, soll 
sie auf friedlichem Wege geschehen, nur auf der Basis eines Kompromisses vor- 
stellen kann, zu einer entscheidenden Beruhigung der Verhältnisse im Nahen 
Osten führen. Die Waffenlieferungen, die beide Blöcke in den nahöstlichen Raum 
vornehmen, vermehren allerdings trotz aller Beteuerungen, daß ein Aufrüstungs- 
gleichgewicht unter allen Umständen erhalten bleibe, keineswegs die Aussichten 
für eine Beruhigung im vorläufig noch kalten Krieg. Die französisch-britisch- 
amerikanische Dreier-Erklärung vom Mai 1950, auf welche diese Staaten ihre 
Nahostpolitik stützen, bestätigt das Recht der arabischen Staaten und Israels, 
bewaffnete Streitkräfte zur Selbstverteidigung zu unterhalten, wobei die drei 
Regierungen „soweit wie möglich“ gewährleisten, daß ein Wettrüsten verhindert 
wird. In Wirklichkeit befindet man sich aber heute mitten im Wettrüsten. 

Auf die Dreier-Erklärung von 1950 folgte eine Periode, in der man die Siche- 
rung des israelischen Gebietsstandes der VN zu überlassen gedachte. Doch auch 
darüber sind — kennzeichnend für die bedrohliche Lage — zumindest die angel- 
sächsischen Mächte schon hinaus. Sie haben sich auf eine „sofortige gemeinsame 
aktive Intervention“ im Falle eines israelischen oder arabischen Angriffs im Nahen 
Osten geeinigt. Der Plan, der die prinzipielle Billigung Frankreichs haben soll, 
wurde in seinen Grundzügen bei dem mehrfach erwähnten Treffen Eisenhower- 
Eden in Washington ausgearbeitet. Dieser angelsächsische Schritt wäre wohl 
kaum in dieser Form erfolgt, wenn nicht Gefahr im Verzuge wäre. Ein neuer 
Krieg im Nahen Osten würde aber gerade den Bagdad-Pakt einer Zerreißprobe 
unterziehen, welcher er im gegenwärtigen Zeitpunkt wohl kaum gewachsen wäre. 
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Sowjetische Barrieren 


Anfang März wurde über die sowjetische Nachrichten-Agentur TASS in einer 
offiziösen Verlautbarung erklärt, daß es kein direktes Gespräch zwischen Bonn 
und Moskau ohne Einschaltung Pankows geben werde. In der Erklärung wird auf 
Ausführungen des Bundesaußenministers von Brentano Bezug genommen, der 
bei mehrfacher Gelegenheit erklärt hatte, jederzeit zu einem Deutschland-Gespräch 
mit dem sowjetischen Botschafter Sorin bereit zu sein. Die Ablehnung des Kreml 
muß um so mehr überraschen, als während des 20. Parteikongresses in Moskau 
zwar inoffiziell, aber doch aus nächster Nähe der Verantwortlichen erklärt wurde, 
Sorin werde mit neuen Vorschlägen zur Deutschlandfrage die Rückreise nach Bonn 
antreten. 


Da Dr. Haas, der westdeutsche Botschafter für Moskau, noch in den ersten 
Märztagen sein Beglaubigungsschreiben überreichen wollte, hätte es genügt, wenn 
bei dieser Gelegenheit einige Hinweise über die grundsätzliche Auffassung des 
Kreml zur Deutschlandfrage gemacht worden wären. Da man die kurze Frist bis 
zur Überreichung des Beglaubigungsschreibens nicht abwartete, wird man neben 
anderen Gründen für die Veröffentlichung vermuten dürfen, daß für die Aktivität 
des deutschen Botschafters von vornherein der Rahmen begrenzt werden sollte. 
Die TASS-Erklärung wird sich für Haas — wenigstens zunächst — als eine Barriere 
erweisen, hinter die sich die Politiker Moskaus zurückziehen können, wenn der 
neue Botschafter nach den Erklärungen, die er vor seiner Abreise aus Deutsch- 
land abgab, sein neues Amt in dem Sinne ausfüllen möchte, die sowjetrussische 
Diplomatie für eine umfassendere Betrachtung der deutschen Frage zu gewinnen. 
Schließlich bedeutet die TASS-Erklärung auch, daß der Bundesregierung die Legi- 
timation bestritten wird, die deutsche Frage im Namen von Gesamtdeutschland 
zu behandeln. 


Immer deutlicher schält sich heraus, daß die Sowjets nach dem Scheitern ihrer 
Bemühungen in der Deutschlandfrage im Sinne ihrer Note vom 10. März 1952 auf 
eine Aufteilung der Erde in eine „westliche“ (sprich amerikanische) und eine „Öst- 
liche” (sprich sowjetische) Interessensphäre unter Beibehaltung des status quo 
in Europa hinarbeiten. Daß einer solchen Gefahr nicht einfach dadurch zu be- 
gegnen ist, daß sich die westdeutsche Außenpolitik ins Schlepptau der amerika- 
nischen Außenpolitik begibt, hat man im Auswärtigen Amt und in Kreisen der 
Bundesregierung längst erkannt, zumal die europäischen Westalliierten (vor 
allem England und Frankreich) einer den Interessen Moskaus dienenden Lösung 
eines Tages leicht zustimmen könnten und doch bei den Vereinigten Staaten ein 
stärkeres Gewicht als die Bundesrepublik haben. 


„Aufweichung” der Westpolitik 


Daß man in England mit dem bisherigen Kurs Edens nicht zufrieden ist, hängt 
nicht nur mit dem Scheitern der britischen Politik im Nahen und Mittleren Osten 
zusammen, sondern auch mit dem Bedürfnis nach einer Kursänderung in der 
deutschen Frage. So war die Deutschlandfrage auch das Thema im Londoner Un- 
terhaus. Ausgangspunkt war eine Rede des außenpolitischen Sprechers der Oppo- 
sition, Alfred Robens, der die westliche Haltung auf der Genfer Konferenz in der 
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Deutschlandfrage angriff. Seine Kritik beruhte auf der Auffassung, daß in Genf 
praktisch der Beitritt eines vereinigten Deutschlands zur NATO und WEU als 
Vorbedingung für die Wiedervereinigung und ein allgemeines Sicherheitssystem 
gefordert worden sei. Aus dieser Kritik sowie aus gleichzeitigen Äußerungen des 
französischen Außenministers Pineau hat man herausgelesen, daß die westliche 
Politik in einen Prozeß des „Auftauens“ geraten könne. Da Alfred Robens als 
„Außenminister“ des Londoner Schattenkabinetts jedesmal, wenn er spricht, An- 
spruch darauf erheben kann, genau gehört zu werden, beeilte sich die Londoner 
diplomatische Korrespondenz einen möglichen negativen Eindruck zu verhüten. 
Es wurde erklärt, daß keine Wandlungen in der Deutschlandfrage zu „befürchten" 
seien und daß die amtliche westliche Haltung unverändert Gültigkeit habe. 

In einer aufsehenerregenden Presseerklärung, die er einige Tage vor dem 
Beginn der deutsch-französischen Gespräche über die Saar in Bonn und vor der 
SEATO-Konferenz in Karachi abgab, vertrat der französische Außenminister die 
Auffassung, daß die Frage der westlichen Sicherheit nicht nur unter dem Gesichts- 
punkt militärischer Paktsysteme, sondern unter sozialen und wirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten betrachtet werden müsse. Soziale und wirtschaftliche Maßnahmen, 
besonders im Hinblick auf die unterentwickelten Gebiete, seien erforderlich, um 
zu einer tatsächlichen Sicherheit zu gelangen. Im gleichen Sinne sprach Pineau 
zwei Tage später vor der SEATO-Konferenz in Karachi. Der Vorstoß Pineaus hat 
aufrüttelnd gewirkt. Ihm entsprechen die Erklärungen des italienischen Staats- 
präsidenten Gronchi, die dieser am 1. März vor dem Presseklub in Washington 
abgegeben hat. Gronchi fordert eine Neuorientierung und Koordinierung der 
Kräfte des Atlantik-Paktes, um der sowjetischen Wirtschaftsoffensive zu begeg- 
nen. Die neue Phase des westöstlichen Konfliktes habe solche Probleme wie mili- 
tärische Verteidigung und Kräfteausgleich längst überholt. Für Länder ohne wirt- 
schaftliche Reserven sei die Rüstung eine zu schwere Belastung. Es komme dar- 
auf an, daß die Demokratie auch in der Praxis ihre Überlegenheit gegenüber der 
marxistischen Ideologie demonstriere. 

Wenn die Erklärungen der westeuropäischen Politiker und Staatsmänner 
kein Zeichen der „Aufweichung“ der bisherigen Politik der Atlantikmächte sein 
sollen, so läßt sich dies nicht mehr von dem Zwiegespräc der Sowjets mit dem 
amerikanischen Präsidenten Eisenhower behaupten, das durch die Briefe Bulganins 
in Gang gebracht worden ist. Der rumänische Exil-Außenpolitiker Grigore Gafencu 
stellt illusionslos die Frage: ob es der Sowjetunion ehrlich mit ihrem Wunsch 
nach Freundschaft mit Amerika sei. Gafencu befürchtet, daß der sowjetische 
Vorstoß dazu dienen soll, die Eroberungen der Sowjetunion zu befestigen und zu 
legalisieren. Er vergleicht den vorgeschlagenen Pakt mit dem Stalin-Hitler-Pakt 
vom August 1939. Gafencu sieht auch in dem jetzt von den Sowjets vorgeschla- 
genen Pakt nur einen „Teilungsvertrag“ für eine globale Besitzverteilung. Das 
Abkommen mit Hitler habe der Sowjetunion damals erlaubt, einen gewaltigen 
Sprung nach vorwärts zu tun und sich halb Osteuropa anzueignen. Hitler habe sich 
damals die andere Hälfte reserviert. Nun solle die Eisenhower vorgeschlagene 
Teilung den Sowjets noch viel größere Terraingewinne verschaffen, insofern ihnen 
der Besitz der Gebiete bis an die Elbe sanktioniert werde. Jenseits der Elbe woll- 
ten die Sowjets dann die, Vorherrschaft der USA nicht mehr bestreiten. „Für Euch 
die atlantische Welt — für uns der Ostblock“, so laute das Aufteilungsschema. 

Der Teilungsvorschlag sei aber auch das Äußerste an sowjetischen Konzes- 
sionen. Darüber hinaus zu gehen sei keine „Teilung“ mehr sondern für die So- 
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wjets ein Rückzug. Daher bedeutet die Aufteilung der Welt nach Sowjetauffassung 
nur ein Atemschöpfen vor einem neuen Vorstoß. 


Amerika und Indien 


Die Beziehungen zwischen Indien und den USA sind unfreundlicher als je 
zuvor. Die Inder sind über die Haltung des Westens in der Goa-Frage und über 
die Kritik an der indischen Außenpolitik irritiert. Außerdem hat das feindselige 
Echo des Westens auf den russischen Staatsbesuch sowie der Aufbau des Bag- 
dad-Paktes zu dieser Verschlechterung beigetragen. Indische Kreise weisen dar- 
aufhin, daß der Bagdad-Pakt in Indien eine viel kritischere Einstellung erfahre 
als seinerzeit die Gründung der südostasiatischen Verteidigungsorganisation 
(SEATO). Man weiß um die kritische Einstellung des Westens zu den fünf Grund- 
sätzen der Koexistenz, in denen der Westen die Gefahr einer Durchdringung 
Asiens durch sowjetische Machteinflüsse erblickt. 

Im Westen erhebt man gegen die indische Politik den Vorwurf, daß das Ab- 
seitsstehen Indiens von der Auseinandersetzung der Großmächte sich auf die 
Haltung ganz Asiens, des Mittleren Ostens und Afrikas ausdehnen könnte. „Man 
wisse zwar, daß Indien die militärische Bündnispolitik der Westmächte als eine 
Einmischung in seine innere Sphäre und als Fortsetzung europäischer Hegemonie- 
bestrebungen empfinde. Dennoch stehe der Westen sogar dem sozialistischen 
Experiment des wirtschaftlichen Aufbaus Indiens wohlwollend gegenüber.” In 
der Tat stellt die amerikanische Kritik an der nichtkapitalistischen Selbsthilfe beim 
wirtschaftlichen Aufbau Indiens eine massive Form der Einmischung in innere 
Angelegenheiten anderer Völker dar. 

Nehru hat auf der Tagung der Kongreßpartei in Amriza erklärt, wenn man 
ein für allemal entschieden habe, daß ein großer Krieg nicht in Frage kommt, dann 
verstehe er nicht, was für eine Bedeutung der kalte Krieg haben soll. „Ein kalter 
Krieg kann doch nur bedeuten, daß man die Atmosphäre für einen heißen Krieg 
erzeugt.” Indien habe keinerlei Bedürfnisse, anderen Ländern gute Ratschläge zu 
geben, aber es sei ärgerlich, wenn von irgendeiner Seite Indien vorgeworfen 
werde, daß es einen falschen Weg verfolge und sich der Gefahren nicht bewußt 
wäre, die ihm drohten. Nehru erklärte, solche Vorwürfe grenzten an schlechtes 
Benehmen. 

Auf der gleichen Tagung löste der Abschluß des Bagdad-Paktes eine tiefge- 
hende Verstimmung und Beunruhigung aus. Namentlich die Mitgliedschaft Pa- 
kistans in der SEATO hat in Indien ein Gefühl der Bedrohung entstehen lassen. 
Der Kräftezuwachs in Pakistan durch die amerikanische Militärhilfe bildet nach 
indischer Auffassung eine Gefahr für die Unabhängigkeit Indiens. Der Präsident 
der indischen Kongreßpartei, Dhebar, erklärte, die militärische Hilfe, die Pakistan 
zuteil werde, könne jederzeit gegen Indien angewendet werden. Auch die USA 
könnten dies nicht verhindern. Zudem werde eine Erneuerung des Kaschmir- 
konfliktes erwartet. Auch der Bagdad-Pakt stelle eine mehr oder weniger direkte 
Einmischung in die indische Interessensphäre dar. 

Die Dollarhilfen Amerikas an Indien sind eine weitere Belastung des indisch- 
amerikanischen Verhältnisses. Die USA haben seit 1947 an Indien 478 Millionen 
Dollar an Schenkungen oder Anleihen gegeben (= 2270 Millionen Rupien). Dazu 
kommen 230 Millionen Rupien von privaten amerikanischen Instituten wie Rocke- 
feller- oder Ford-Stiftungen. In diesem Jahre werden für 50 Millionen Dollar Lie- 
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ferungen von Stahl für den Ausbau der Eisenbahn, Kunstdünger und Medikamen- 
ten sowie weitere 10 Millionen Dollar an Indien vergeben, nachdem kürzlich 
100 Lokomotiven und die ersten Lieferungen von 8700 Güterwagen erfolgten. 

Dennoc übt die USA-Hilfe eine zunehmende Bedrückung auf die Einstellung 
des indischen Volkes aus. Man befürchtet nämlich, daß dadurch bewußt oder un- 
bewußt politische Bindungen eingegangen und Bedingungen gestellt werden. Man 
weiß in Indien, daß in Amerika jedes Jahr große Kämpfe im Kongreß um diese 
Beiträge für Indien stattfinden. Man weist auf die amerikanischen Stimmen hin, die 
verlangt haben, daß man dem „undankbaren, widersetzlichen und kommunisten- 
freundlichen Indien“ die Finanzquellen „verstopfen“ solle. 


Scheitern der britischen Nahost-Politik 


Inzwischen hat die britische Nahost-Diplomatie durch die Entlassung Glubb- 
Paschas, des Oberbefehlshabers der Arabischen Legion, einen empfindlichen Schlag 
erlitten. London hatte versucht, Jordanien in den Bagdad-Pakt zu bringen. Nach- 
dem es zu Massenkundgebungen gegen diesen Pakt in Jordanien gekommen war, 
entsandte die britische Regierung den Chef des Empire-Generalstabes, Sir Gerald 
Templer, Anfang dieses Jahres nach Amman, um den politischen Pressionen mili- 
tärischen Nachdruck zu verleihen. Die Folgen waren katastrophal. Es kam zu 
blutigen Unruhen, die durch die Arabische Legion unter dem Kommando Glubb- 
Pascha niedergeschlagen wurden. 

Die Arabische Legion war bisher eine von der britischen Regierung unter 
Zahlung von jährlich 9 Millionen Pfund Sterling ausgehaltene Privatarmee unter 
englischem Oberbefehl. Sie wurde zum Schutze der probritischen Monarchie und 
ihrer natofreundlichen Regierung eingesetzt. Der Einfluß des arabischen Neutra- 
lismus auf die jordanische Monarchie erwies sich jedoch stärker als der britische 
Einfluß. Glubb-Pascha mußte als das Symbol der Abhängigkeit Jordaniens von 
England aus dem Lande gejagt werden, wenn der König schließlich dem Schicksal 
anderer arabischer Monarchen entgehen wollte. Die Entlassung Glubb-Paschas 
zeigt den Willen Jordaniens zur Unabhängigkeit. Damit hat Jordanien das Tor zum 
Bagdad-Pakt zugeschlagen. Gleichzeitig ist damit der Irak, wo der Vetter des 
jordanischen Königs auf dem Thron sitzt, der ebenfalls wie jener in England 
erzogen wurde, als Glied des Bagdad-Paktes in der arabischen Welt isoliert. Es 
hat sich als unmöglich erwiesen, die atlantischen Paktvorstellungen auf den Mitt- 
leren Osten auszudehnen. 

Um die Weltgeschichte unter allen Umständen doch noch auf dem Stande des 
19. Jahrhunderts festzuhalten, haben die Briten jetzt auf Zypern zu Methoden 
gegriffen, die bei der Begründung des britischen Weltreiches einst sich als zweck- 
mäßig erwiesen haben mögen, heute jedoch hoffnungslos veraltet und gefährlich 
für das Ansehen Europas in der Welt sind. Der Erzbischof Makarios, Exponent 
der griechisch-orthodoxen Kirche, wurde auf dem Wege zum Flugzeug von briti- 
schen Soldaten umstellt, festgenommen und auf dem Luftwege abtransport. Der 
erzbischöfliche Palast wurde hermetisch abgesperrt und durchsucht. Gleichzeitig 
wurde eine vollständige Nachrichtenzensur und eine Teletonsperre zwischen 
Zypern und Griechenland errichtet. 

Makarios, der als der nachdrücklichste Verfechter der Unabhängigkeit seiner 
Insel und deren Anschluß an Griechenland gilt, hat es verstanden, die Welt- 
öffentlichkeit für die Sache der Zyprioten zu interessieren. Vor einem Jahr sprach 
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er auf der Bandung-Konferenz vor den Vertretern der asiatisch-afrikanischen 
Staaten. Nach der Deportation des Geistlichen, von der auch dessen Amtsbruder 
Kyprianos betroffen wurde, rechnet man mit dem Ausbruch neuer blutiger Un- 
ruhen. Vor allem aber rechnet man mit einer Verschärfung der britisch-griechischen 
Beziehungen, wovon auch die atlantische „Gemeinschaft“ nicht unberührt bleiben 
dürfte. Daß deren Sicherheit ausgerechnet durch die Aufrechterhaltung der briti- 
schen Kontrolle im östlichen Mittelmeer gewährleistet und durch britische Gewalt- 
politik und Deportationen begründet werden könne, ist ebenso irrig wie die 
bisherige Nordafrika-Politik der Franzosen. 


Um Nordafrikas Freiheit 


Die Lage in Französisch-Nordafrika wird kritischer von Tag zu Tag. Die Or- 
ganisation der französischen Kolonisten in Marokko richtete einen dringenden 
Appell an die Pariser Regierung. Darin heißt es: „Wenn uns nicht mehr Schutz 
der französischen Armee, der französischen Polizei und der französischen Ge- 
richtsbarkeit gewährleistet wird, bitten wir die Regierung, unsere Aussiedlung in 
die Hand zu nehmen, unseren Besitz aufzukaufen und uns im Mutterland Lebens- 
bedingungen zu schaffen, die etwa unseren augenblicklichen entsprechen.“ Der 
gleiche Notruf hätte auch aus Tunis oder Algerien kommen können. Die Araber 
erklären, es gehe nicht mehr um die marokkanische, algerische oder tunesische 
Freiheit, sondern um die ganz Nordafrikas. 

„In wenigen Wochen“, so erklärte der Neodestur-Führer Burgiba, „wird 
Nordafrika von der kolonialen Unterdrückung befreit sein. Und eher als man es 
jetzt glaubt, werden die drei Länder, die jahrelang systematisch getrennt waren, 
einen einzigen Staat bilden.“ Die Aufständischen erklären in Flugblättern: So- 
lange die französische Armee nicht ein neues Dien-Bien-Phu erlitten habe, werde 
keine französische Regierung Algerien die Unabhängigkeit gewähren. Die Un- 
ruhen haben inzwischen auch auf Spanisch-Marokko übergegriffen, wo es Anfang 
März bereits zu blutigen Demonstrationen für die Unabhängigkeit auch Spanisch- 
Marokkos gekommen war. Man bezweifelt, daß die marokkanischen Nationalisten 
durch das spanische Unabhängigkeits-Versprechen zufriedengestellt würden. 

Der algerische Abgeordnete Ben-Salem erklärte: Zwischen Frankreich und 
den Rebellen heiße es nun Krieg. „Wir haben nicht mehr die Macht für irgend- 
jemand zu sprechen, und wir haben ohnedies auch kein Vertrauen mehr." 

Der Sprecher der französischen Siedler in Algerien empfiehlt für Nordafrika 
das Rezept der Amerikaner bei der Besiedlung ihres Kontinents: Die Ermordung 
der Eingeborenen. Die westdeutsche Bundesrepublik wird durch die algerischen 
Ereignisse mitbetroffen. In der Befürchtung von Ausschreitungen innerhalb der 
in Frankreich stationierten nordafrikanischen Verbände werden diese weiterhin 
in die Bundesrepublik verlegt. Die Überreste der imperialistischen Epoche sind 
in Auflösung begriffen. 


Saar und Mosel 


Indessen scheint sich Frankreich für seine Mißerfolge in Indochina und Alge- 
rien an Deutschland schadlos halten zu wollen. Das ergibt sich einmal aus der 
Zähigkeit, mit der die französischen Saarverhandlungen und die Verhandlungen 
über eine Kanalisierung der Mosel von den Franzosen geführt werden. 
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Im Mittelpunkt der Bonner Besprechungen stand die Warndt-Frage. Nach den 
Verträgen der früheren Hoffmann-Regierung war Frankreich ein Abbaurecht von 
lothringischer Seite her bis 1980 zugestanden worden. Den Experten wurde die 
Prüfung der Abbaumengen aufgetragen, die man erreicht, wenn die Ausbeutung 
zeitlich und geographisch begrenzt und nur eine bestimmte Kohlenmenge ver- 
einbart wird. Von französischer Seite sind Abbaustollen bereits weiter, als nach 
dem Warndt-Abkommen vorgesehen, in saarländische Kohlenfelder vorgetrieben 
worden. Die hierbei geförderten Mehrmengen sind Gegenstand von Unter- 
suchungen. 

Ein weiteres Problem war die Sicherung der französischen Kohlenbezüge 
aus dem Saargebiet. Hier soll vor allem die Frage nach der bisherigen Abnahme 
und den weiteren Möglichkeiten des französischen Verbrauchs und Bedarfs ge- 
klärt werden, ferner ob eine gemeinsame Kohlenverkaufsorganisation zwischen 
Frankreich und der Saar wünschenswert sei, da Frankreich darüber hinaus noch 
eine personelle Beteiligung an der Verwaltung der Saarbergwerke verlangt. Bonn 
hat eine solche Beteiligung abgelehnt. Frankreich fordert eine zehnjährige Über- 
gangszeit bei der Festsetzung der wirtschaftlichen Übergangsregelung. Deutscher- 
seits wurde die wirtschaftliche Notwendigkeit einer Überführung der Saarwirt- 
schaft aus der französischen Währungs- und Zollunion hervorgehoben und dafür 
eine Zeitspanne von 2 Jahren angegeben. 

Es wird bekannt, daß rund 60 /o der saarländischen Ausfuhren nach Frankreich 
gehen, während 85°/o aller Einfuhren ins Saargebiet aus Frankreich kommen. Ins- 
gesamt liefert Frankreich jährlich Waren in Höhe von 1,927 Milliarden DM an 
die Saar. Demgegenüber ist der Handel des Saargebietes mit der Bundesrepublik 
nur gering. Die Bundesrepublik führte an die Saar für 538 Millionen DM aus, das 
sind nur 24°/o der Gesamteinfuhr der Saar. Die Saar führte in die Bundesrepublik 
für 260 Millionen DM aus (11,6°/o des saarländischen Handels). 

Neben der Saar-Frage war die Frage der Moselkanalisierung Gegenstand der 
deutsch-französischen Gespräche. Zwar wurde erklärt, daß kein Junktim zwischen 
Moselkanal-Projekt und Regelung der Saar-Frage bestehe. Aber der Bundes- 
kanzler soll inzwischen erklärt haben, daß der Moselkanal „aus politischen Grün- 
den“ gebaut werden müsse. Es wurde vereinbart, daß Luxemburg und Belgien zu 
den Beratungen über das Moselkanal-Projekt zugezogen werden. Der Kanzler 
hatte nach den Bonner Gesprächen überraschend und kurzfristig führende Ver- 
treter der deutschen Wirtschaft und des deutschen Gewerkschaftsbundes (diese 
letzteren jedoch so spät, daß deren Erscheinen nicht möglich war) zu einer Bespre- 
chung erbeten. Es nahmen teil neben dem Außen- und dem Wirtschafts-Minister 
u. a. die Ruhrindustriellen Dr. Henle und Dr. Schröder, Rechtsanwalt Stein vom 
Bundesverband der Deutschen Industrie und Dr. Beyer vom Deutschen Industrie- 
und Handelstag. In Kreisen des Bundestages hat man erklärt, daß die Franzosen 
jede Saar-Regelung von der deutschen Zustimmung zur Moselkanalisierung ab- 
hängig gemacht hätten. Der Bericht, den Außenminister von Brentano vor dem 
Sonderausschuß Saar des Bundestages abgab, wurde als unbefriedigend bezeich- 
net. Nachdem man noch bis vor kurzem die einseitigen Nachteile eines Mosel- 
kanals für Westdeutschlands Wirtschaft betont hatte, wird nach den Äußerungen 
des ehemaligen Staatssekretärs im Bundeskanzleramt und CDU-Abgeordneten 
Lenz jetzt der Vorteil der Moselkanalisierung behauptet. 
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Drei Gesichter Spaniens 
Pablo Casals — Pablo Picasso — Ortega y Gasset 


HANS W. HAGEN 


Die Studentenunruhen in Spanien ziehen die Blicke wieder auf das Land hinter 
den Pyrenäen. Aber schon erhebt sich die Frage: welches Spanien? Gibt es über- 
haupt ein Spanien, oder hat Spanien viele Gesichter, viele geistige und biolo- 
gische Schichtungen? 

Einst das Sprungbrett Europas in die atlantischen Fernen und gleichzeitig 
Garant, daß eine Kolonisation von hier aus auch eine Missionierung im mittelalter- 
lichen Sinne wäre, — eine Aufgabe, die man Venedig und Genua, da beide vom 
Renaissance-Geist bereits erfaßt, nicht mehr anvertrauen wollte, — war Spanien 
im Gedankenaufbruc zur „Aufklärung“ als gesamtabendländisches Ereignis hin- 
ter der Zeit stehen geblieben. Als Hort der Restauration mußte es seinen Ver- 
fechtern und Strategen als willkommenes „Reduit“ des mittelalterlichen Geistes 
erscheinen. Nach Spanien ausgewichen aus den Kämpfen um die Reformation, 
konnte Karl V. hinter dem Schutzwall der Pyrenäen diese Bastion ausbauen, der 
dann beide Aufgaben zufallen sollten: Operationsbasis in die „Neue Welt” und 
Hauptquartier für die geistige Rückeroberung des alten Europa. Aus Spanien er- 
folgte beides: sowohl die Gründung des geistigen Stoßtrupps der Gegenreforma- 
tion, die Formierung der „Gesellschaft Jesu”, als auch die machtmäßigen Versuche 
der Rückeroberung der abgefallenen Niederlande. Loyola und Alba sind zwei Aus- 
prägungen des gleichen Willens und der gleichen Reaktion auf ein und dasselbe 
geistige Ereignis. Beide sind Spanier. 

Auf der iberischen Halbinsel, abgeschirmt gegen das Neue, das in Europa sich 
ereignete, konnte Philipp II. seinen Escorial bauen als steingewordenes Symbol 
der mediterranen mittelalterlichen Herrscheridee und sie dem Gedanken des 
„Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation“ entgegensetzen. Der hispani- 
sierte Habsburger baute über der Grabkammer seines Hauses den Palast; seine 
Schatzkammer bestand in der größten Reliquiensammlung, die jemals zusammen- 
getragen wurde. Der König selbst verbarg sich hinter einem sorgsam graduierten 
System von Kammern, und das Bild der Termitenkönigin drängt sich auf. Von der 
letzten Kammer aus wurde das Reich, in dem die Sonne nicht unterging, regiert, 
und zwar rein durch Akten. Nicht mehr das auf einem Reichstag vor aller Welt 
verkündete Wort des Kaisers galt, sondern die Unterschrift des in der Einsamkeit 
von einer „Kamarilla“ wohl behüteten und gelenkten Königs. Dieses Reich wurde 
auf dem Papier regiert, und der Herrscher hatte sich von seinem Arbeitszimmer 
einen Durchbruch schlagen lassen, damit er stets in die Grabkammer blicken könne. 
Das war die einzige geistige „Perspektive“ in einer Zeit, als den Malern und Mu- 
sikern besonders in seinen Niederlanden die neue Gestaltung nach dem Prinzip 
der subjektiven Perspektive längst gelungen war. 

Diese beiden Geisteswelten, das unendlich-begrenzte Mittelalter und der Aus- 
bruc in die grenzenlos-endliche Aufklärung, stießen sich seither im spanischen 
Raum. Sie wurden niemals zu einer neuen Einheit versöhnt. Es ist dies doppelt 
schwer in einem Land, wo Granada neben dem Escorial steht, wo Mauren neben 
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und unter den Geboten sich schichten. Auf der kastilischen Hochebene wechseln 
die Temperaturen zwischen Tag und Nacht um 50 und mehr Grade, Barcelona 
hat Seeklima; größter, in wenigen Häusern gesammelter Reichtum schwimmt auf 
einem Meer sozialen Elends. Und heute noch klaffen diese Gegensätze. Der Auf- 
takt zum Zweiten Weltkrieg wurde als Auseinandersetzung zwischen Mittelalter 
und Aufklärung im spanischen Bürgerkrieg geschlagen: Franco ist der Kompro- 
miß und Statthalter der Lebensformen, die aus dem Mittelalter herüber wirken 
in die Gegenwart. Seine Gegner aber sammelten in ihrem Lager das liberale 
Denken, den Fortschritt, und waren doch insgeheim die Avantgarde des Bolsche- 
wismus. In dieser Vielschichtigkeit ist beides erst begreifbar: der Widerstand der 
geistigen Kräfte gegen Franco sowie ihre Emigration, aber auch die Auslieferung 
des Diktators und seiner Macht an die Kirche. 

In drei großen Gestalten des geistigen Spanien ist die Möglichkeit, aber 
auch die zentrifugale Gefahr Spaniens sichtbar: Casals, Picasso, Ortega y Gasset. 


Pablo Casals 


Seine absolute künstlerische Meisterschaft und sein einsamer Vorrang vor 
allen anderen Cellisten der Welt ist unbestritten. Wer Casals nicht gehört hat, 
weiß nicht, wie ein Cello klingen kann. Enrico Mainardi ist der Apolliniker, seine 
Interpretation mutet uns marmorn-klassisch an, und Ludwig Hölscher ist der leiden- 
schaftliche Dionysiker, der es wagen darf, sein Herz voll und frei in den Gesang 
seines Instruments ausströmen zu lassen. Damit wären eigentlich die Pole ge- 
steckt. Aber aus beiden erhebt sich, ihre Gegensätzlichkeiten umgreifend und sie 
überhöhend, Pablo Casals, der große Orphiker. Denn beim Erklingen seines 
Gesangs glauben wir die Sage, daß es einen Künstler gab, der, wie Orpheus, mit 
seinem Lied das Gesetz der Sterblichen und ihre seinen gegenüber den Göttern 
zu durchbrechen vermochte. 

Über diese persönliche Meisterschaft hat er mit der Vergeistigung seines 
Spieles die Bach-Interpretation, in der Romantik begonnen, aus ihren dorther be- 
dingten Gefährdungen einer subjektiven Verzeichnung befreit und das Maß der 
klassischen Werkgerechtigkeit aufgerichtet. Daß heute Bach und seine Interpre- 
tation das Richtmaß aller Musik ist, verdanken wir neben Karl Straube und 
Günther Ramin mit ihren Thomanern als den werktreuen Hütern der Tradition 
und Albert Schweitzer vor allen anderen dann Pablo Casals. 

Mit der Aufzählung dieser Namen ist eine Vorbedingung für alle Musik, 
für alle wahre Kunst und ihre Verkündung überhaupt ausgesprochen: die große 
Kunst beginnt im großen Charakter. Das wäre eigentlich eine Selbstverständlich- 
keit. Denn höchstes Ziel der Kunst ist ja die Formung des menschlichen Schicksals, 
die Aussage seines Wesens, die Antwort auf seine Fragen an die Welt beim Be- 
mühen um die Sinngebung des Daseins. Das Widerspiel dieser Fragen und ihre 
Antworten kann nur von Charakteren geleistet werden und aus Herzen erfolgen, 
die in diesem Ringen erprobt und geformt wurden. Und so lag über jedem Kon- 
zertsaal vom Augenblick an, wenn Casals zum ersten Bogenstrich ansetzte, eine 
Weihe. Die Menschen spürten, daß sie hier nicht nur eine noch so voll- 
kommene Interpretation, sondern daß sie eine Offenbarung erwartete, 

Doch dies alles ist Vergangenheit. Denn Casals schweigt. 

Als er nach der russischen Revolution dem flüchtenden Siloti begegnet, sagte 
er, „daß Rußland für ihn erledigt sei“. Und nun beginnt für Casals ein tragischer 
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Prozeß. Er schwört sich, in kein Land zu gehen, wo Gewalt herrsche. Am Matteotti- 
Prozeß erlebt er das Problem des Faschismus, — und er streicht Italien aus seiner 
Landkarte. Als Albert Einstein, Bruno Walter und viele seiner Freunde aus 
Deutschland emigrierten, verbot er sich das Land Bachs und Beethovens. Als 
Franco in Spanien die Diktatur errichtete, verließ er seine Heimat am Tage, als 
ihn die Universität Barcelona zum Ehrendoktor promovierte. Es war der Vortag 
von Francos Einmarsch in die Hauptstadt der Katalanen. Bis zu diesem Entschluß 
ginge die oberflächliche Gleichung auf, daß er den Diktaturen gewichen wäre 
und er mit seinem Verzicht hätte die „Freiheit“ behaupten wollen. Bis dahin hätte 
man ihn auch propagandistisch einer der streitenden Mächtegruppierungen zuord- 
nen können, was allerdings nie seine Absicht war. 

Aber nun beginnt, auch für alle erkennbar, sein Allein-Gang; — er zeigt, daß 
es ihm um das Gesetz geht, und er beweist, daß jedes Verfolgen dieser Idee die 
Gefahr der Selbstvernichtung in sich schließt. 

Der Zweite Weltkrieg bricht aus. Europa wird in die Entscheidungen hinein- 
gerissen. Von Prades aus, dem französischen Pyrenäenstädtchen, wohin er sich wie 
ein Hund auf der Lauer zurückgezogen hatte, wird sein Blick in die Heimat bald 
abgelenkt zum großen Weltgeschehen. Die Deutschen besetzen sein Asyl — 
außer mit einer Offiziersabordnung, die ihm seine erneute Absage, in Deutschland 
zu spielen, keineswegs übelnimmt, kommt er in keine Berührung mit der Be- 
satzung. Die „Befreiung“ Frankreichs aber läßt ihn in ein Meer von Blut und Trä- 
nen blicken. Konsequent streicht er Frankreich, das Maillol seiner „epuration” 
opferte, aus seiner Landkarte. Doch steht nicht am Ende des Zweiten Weltkrieges 
der Massenmord von Dresden, — und dann gar Hiroshima, Nagasaki? Wieder 
müssen neue Länder ausgestrichen werden. Es bleibt nur die neutrale Schweiz. 
Da erfährt er, daß dieses Land die moralische Säule, auf der es sein Abseitsstehen 
von der Tat und seinen post-factum-Anschluß an den „Frieden“ unter Umgehung 
der Kriegsschicksale stets rechtfertigte, das Asylrecht, gebrochen hätte. Nicht 
einmal die Verlockung mit der Erfüllung seines Herzenswunsches — einmal die 
Matthäus-Passion dirigieren zu können! — konnte ihn in die Schweiz rufen. Und 
so hat er die letzte Brücke hinter sich abgebrochen und steht, Caspar David Fried- 
richs „Mönch am Meer” vergleichbar, auf dem letzten Uferrand seiner Existenz 
und starrt in den gnadelosen Himmel, der ihm nicht einmal mehr den Kontrast 
zwischen Gut und Böse, zwischen Licht und Schatten, sondern nur noch das Nichts 
entgegenhält. 

Im Kampf mit der realen Welt ist Casals unterlegen. Er konnte ihr sein Ge- 
setz nicht aufzwingen. Und doch fand Spanien schon einmal sein großartiges und 
erschütterndes Symbol in der Gestalt des — Don Quixote. 


Pablo Picasso 


Während die Nachfolger Philipps II. in ihrem Escorial, den Tod leibhaftig 
vor Augen und die Melodie des memento mori als Grundthema ihrer Lebens- 
symphonie im Herzen, immer mehr und geradezu sterbenssüchtig verdämmerten 
und von der breiten Lebensstraße in einen seitlichen Wallfahrerpfad abgetriftet 
waren, beging Ludwig XIV. jenseits der Pyrenäenschranke seine permanente 
Feier der Bejahung alles Diesseitigen und zelebrierte sich selbst als absoluten 
Gipfel und Selbstzweck des menschlichen wie staatlichen Daseins. Die Säkulari- 
sation treibt in Frankreich zur letzten Entfaltung. Die Kardinäle Richelieu und 
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Mazarin sind schon beim Vorgänger nur der Robe nach noch geistliche Würden- 
träger, vielleicht der letzte Versuch, der „Allerchristlichsten Majestät“ noch ein 
äußeres Dekorum zu verleihen. Ihr Purpur ist nur mehr eine schöne, interessante 
Farbe, nicht aber der Grundton der Szenerie, auf den das Theater in Versailles 
abgestimmt ist. 

Die Buntheit des Lebens, der Rausch der Farben, alles zum Selbstzweck de- 
stilliert, die Kunst selbst nicht mehr als höchste Feier und symbolische Verdich- 
tung des Daseins, sondern als Selbstvollzug zum Eigenzweck und narzißhaften 
Selbstgenuß — das war der Augenblick, in dem der französische Impressionismus 
sich zum Wortführer der abendländischen Malerei erhoben hatte. Als diese Be- 
wegung zu ihrem Siegeszug durch Europa ansetzte, wurde am 25. Oktober 1881 
Pablo Picasso in Malaga geboren. 

Er ist also Andalusier, im Gegensatz zum Katalanen Casals. Casals stößt zum 
Kern der Musik durch, zu Bach, — Picasso wird jede Augenblicksströmung mit- 
machen und jeder Mode kraft seines malerischen Könnens das letzte Licht auf- 
setzen, ohne aber selbst ein eigenes Licht anzuzünden oder zu strahlen. 

Die Bilder bis zum 25. Lebensjahr zeigen sein Suchen: aus dem bunten Farben- 
spiel des Impressionismus abstrahiert er langsam zu einem formenstrengen Klas- 
sizismus; Utrillo hilft ihm beim Weglassen der Farbeneffekte, und mit Bracque 
kann er sich verbünden auf seinem Weg zur Betonung der Form und bei der 
Überwindung der Perspektive. Der Zwanzigjährige zeigt sich für einen Augen- 
blick in der Nähe C£zannes (Bibi la pure), und dieses Bild erweist alles: die ju- 
gendliche Kühnheit, sich neben C&zanne zu stellen ebenso, wie die Vermessenheit, 
die, verführt vom technischen Können, da seigene Maß vergißt. So wird das Bild 
zur Kopie eines anderen, wie so oft später bei Picasso, wenn er die mühseligen 
Wege der anderen dann formal kopiert und geistig „kupiert“. 

Picasso war 25 Jahre alt, als Cezanne und mit ihm die letzte absolute Größe 
in der Malerei starb. Es ist, als hätte die bildende Kunst auf diesen Tod wie auf 
eine Befreiung von einem lastenden Gewissen gewartet, — und alle Bindungen 
und Gesetze werden gelöst. Aber dahinter steht noch viel mehr: die Kunst wird 
in ihrem Wesen bedroht, ihr eigentliches Gesetz wird preisgegeben. Denn jetzt 
bricht die Vorherrschaft des Denkens an. Schönberg errechnet in der Musik seine 
„Zwölf Töne“ ,-und- Picasso löst die Form der menschlichen Gestalt, indem er sie 
gleichsam mit einem Guddenschen Mikrotom in verschiedene Schnitte zerlegt 
und die neu gewonnenen Ebenen nun über- und durcheinander setzt. Wer sagt 
aber, daß ein Hilfsmittel der Hirnanatomie stillschweigend für ein Formgesetz 
der Malerei gesetzt werden darf? 

Es beginnt die Aufhebung des Organischen und die Berechnung und vom 
Kalkül her versuchte Komposition des Lebens. Dieses Prinzip begann mit dem 
Kubismus, als die Künstler gleichsam aus Elementarteilchen nun eine neue Welt 
zu bauen versuchten. Selbstverständlich sehen wir den wandelbaren Picasso auch 
wieder an der Spitze dieser Bewegung. Als dann die Umsetzung der andrängenden 
Welt der Erscheinungen in die künstlerische Gestalt aus Form und Farbe aufge- 
geben und der Tuchfetzen, der Metallnagel, die Streichholzschachtel oder die Reste 
des Müllhaufens selbst auf den Bildgrund geheftet werden — die musique con- 
crete wiederholt heute dasselbe, wenn sie Original-Hundebellen, Bremsen- 
Kreischen, aber auch die natürliche Wellenbrandung usw. auf Tonband aufnimmt, 
diese Laut-Konserven dann aneinanderreiht und dem „Komponisten“ die Rolle des 
Barmixers zumißt, — erhob sich Picasso auch zum Wortführer dieser Richtung. 
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Spanien im Zeichen der Restauration: Generalissimus Franco auf dem königlichen Thron- 


sessel (1950) 


Foto: dpa 


Jose Ortega y Gasset 


Pablo Casals {l.) mit dem französischen 
und dessen Frau 


Ex-Staatspräsidenten Vinzent Auriol 
Foto: Ullstein — Leitetia 


Pablo Picasso Foto: Ullstein — Camera Press 


Ortega y Gasset bei einem Festakt in der Universität Marburg 


Spanien im Zeichen des Protestes: Franco beim Protest gegen die UNO-Erklärung über 
die Zurückziehung der diplomatischen Vertreter aus Madrid (1946) 
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Spanien im Zeichen der Kapitulation. Zusammenarbeit gegen Dollars: Franco (2. v. 1.) mit 


US-Admiral Arthur W. Radford in Madrid Foto: dpa 


Hagen: Drei Gesichter Spaniens 25 


Selbstverständlich drängte er 1925 zu den Surrealisten. Er kann alles; aber 
sagt nicht der Alleskönner im Grunde genommen — nichts? Picasso war alles in 
seinem Malerleben: gegenstandslos und höchster Impressionist; als Kubist betonte 
er die abstrakte Form bis zur Über-Betonung und wurde surrealistischer „Träu- 
mer”. Dabei träumen die Surrealisten gar nicht, sondern sie wollen in die reale 
Welt Gedanken tragen. Sie halten einen Denkakt im Bild fest, sie gestalten einen 
nebenkünstlerischen geistigen Prozeß. Sie malen nicht ihre Visionen, sondern 
Gedanken, keine Träume, sondern deren psychoanalytische Rückspiegelung und 
Ausdeutung. 

Man übersieht bei Picassos technischer Raffinesse, bei seinem unerhörten 
handwerklichen Können, daß er auf der Nebenstraße geht. Vielleicht ist er dem 
Umstand, daß er keine technischen Schwierigkeiten mehr kennt und deshalb nicht 
mehr mit dem Material ringen muß, selbst zum Opfer gefallen. Die Technik hat 
ihn verschlungen und seine Seele aus dem Schaffensprozeß verdrängt. Technik 
als Selbstzweck hat dann stets nur noch den einen Gefährten im Gebiet des Geistes: 
den Materialismus. 

Trotz allem bleibt ein himmelweiter Abstand zwischen ihm und seinem Lands- 
mann Salvador Dali, der, verglichen mit ihm, nur die Rolle des Sancho Pansa 
spielen kann. Aber in den Bezirken des Materialismus ist auch kein Raum für 
Größe und Tragik Don Quixotes. 


Ortega y Gasset 


Wehe aber, wer in Spanien aus der gefügten Ordnung ausbricht. Diese Ord- 
nung heißt auf der iberischen Halbinsel „Ordo catholica“. In ihren Wächtern ist 
die Tradition der Inquisitoren noch lebendig. Scheiterhaufen können nicht mehr 
brennen. Dafür gibt es einen unsichtbaren Scheiterhaufen, den „Index librorum 
prohibitorum“, das „Verzeichnis der verbotenen Bücher“. Diesem Index wurde 
das dem Papst gewidmete Werk des Kopernikus „de revolutionibus orbium 
coelestium“ sofort nach Erscheinen überantwortet aus der klaren Erkenntnis, daß 
damit die mittelalterliche Gedankenwelt überwunden sei. Diesen gleichen Index 
zieren in unseren Tagen die Werke des Ortega y Gasset. 

Am Beginn unseres Jahrhunderts saßen in Marburg zwei Studenten der 
Philosophie in den gleichen Hörsälen und erlebten bei Natorp und Cohen die 
Anverwandlung der klassischen kritischen Philosophie in unserer Zeit durch die 
Begründer der neu-kantianischen Schule. Der eine, Nicolai Hartmann, war aus 
dem Nordosten Europas, aus dem Baltikum, der andere, Ortega y Gasset aus 
Spanien, aus dem Südwesten, gekommen. Nicolai Hartmann führte später die 
deutsche philosophische Tradition weiter; er hat bei seinem Tode das letzte um- 
fassende „klassische“ Denkgebäude hinterlassen. Ortega y Gasset wurde der 
erste Essayist auf dem philosophischen Katheder. 

Das Werk des Balten wird nie unmittelbar in das Bewußtsein der breiten 
Bildungsschicht dringen; der Spanier hingegen hat mit seinem „Aufstand der 
Massen“ die Bedrohung des Denkens und der Kultur durch die Tendenzen zur 
Vermassung warnend analysiert. Er hat die Philosophie aus ihrer strengen eso- 
terischen Disziplin gelöst, — aber hat er mit seiner Popularisierung nicht selbst 
den ersten Schritt zu ihrer massenhaften Verbreiterung und Verbreitung getan? 

Vergleichen wir Ortega y Gasset mit dem Philosophen der größten unmittel- 
baren Wirkung ins Volk, mit Kants Schüler und zeitweiligem Nachfolger Fichte, 
dann wird klar: Ortega ist ein äußerst geschmackvoller Schilderer, ein geistvoller 


26 Das Gespräch 


Plauderer, oft ein Denker aus Intuition und ein Mann der bestechenden Zusam- 
menschau. Aber alle Ereignisse seiner Diagnose haben ihren geometrischen Ort 
im geistigen Gestern. So kann er nur die Analyse der jeweiligen Katastrophe 
geben. Selbst seine Gegenwart ist im Grunde genommen bereits jüngste Ver- 
gangenheit. Er blickt mit wachen Augen um sich, historisch und künstlerisch ge- 
schult, — aber kein Argument weist über den Augenblick hinaus in die Zukunft. 
Die Naturwissenschaften sind ihm verschlossen, wie auch die neue Welt, die sie 
eröffnet haben, ihm keine Probleme weisen kann. 

Hier liegen die Ursachen für seine unterschiedliche Wirkung in seiner Heimat 
und bei uns. In Spanien gewann mit Franco das Mittelalter als geistige Vorstel- 
lungswelt den Bürgerkrieg. Was dort seither geschah, erfolgte unter dem Vor- 
zeichen der Restauration, der letzten Phase der Gegenreformation. In Deutschland 
hat Gegenreformation eine Überwindung des Schismas zum Ziel. Dieses Problem 
ist in Spanien nicht vorhanden. Dort ist die Überwindung der Aufklärung durch 
Restauration und geistige Inthronisation des Mittelalters in vollem Gang. Folge- 
richtig emigrierte Ortega y Gasset am Ende des Bürgerkrieges und bekannte sich 
damit zu den Wortführern jener Massen, vor deren Aufstand er fünf Jahre zuvor 
gewarnt hatte. Jetzt sah er sich und seine geistige Welt vom katholischen Faschis- 
mus bedroht. In Deutschland, wo nach der Katastrophe des Zweiten Weltkrieges 
eine Restauration nicht nur der Politik, sondern auch des Geistes der verblühen- 
den Aufklärung einsetzte, konnte er wie ein Prophet gefeiert werden. 

Sowohl der tiefreligiöse Casals als auch der Freigeist Ortega y Gasset 
mußten aus Geistes- und Gewissensnot emigrieren. Picasso dagegen wanderte 
ins gelobte Land, ins Mekka der bildenden Kunst um die Jahrhundertwende, also 
nach Paris. Später verlegte er den Ort seines Schaffens an die Stätte des 
lauten Erfolges und der Mode, nach Cannes. Picasso reiste ungezwungen von 
Zeit zu Zeit in die Heimat; Ortega gab erst nach einem Jahrzehnt der freiwilligen 
Emigration dem Drängen Francos nach und kehrte zurück, indem er sich — und 
damit für viele andere — eine Freistatt des Geistes an der Universität Madrid 
schuf und garantieren ließ. 

Es blieb bei gegenseitigem Respekt — bis zu seiner Todesstunde. So lange 
hatte die Macht der Gegenreformation ihn ertragen und sein „Institudo de Huma- 
nidades“ geduldet. Sie duldete auch seine jeweils Mittwoch von 20 bis 22 Uhr 
gehaltenen Vorträge, zu denen das ganze fortschrittliche Madrid strömte und die, 
da kein Hörsaal ausreichte, im größten Kino gehalten werden mußten. Über seinen 
Tod aber berichtete die katholische Zeitung „Ya“ triumphierend, daß er am Vor- 
abend, aus einer Ohnmacht erwacht, nach den Sterbesakramenten verlangt hätte. 
Nach Beichte und Kommunion sei er dann am nächsten Vormittag im Frieden mit 
der Kirche gestorben. 

Dies wäre seine letzte persönliche Angelegenheit. Die Scheu müßte uns ver- 
bieten, in Stunde und Stube eines Sterbenden einzudringen. Anders ist es aber 
mit seinem Erbe. Die Kirche nahm seinen Leichnam in ihren Schoß, doch es ist 
noch nicht bekannt geworden, daß sie die Indizierung seines Werkes aufgehoben 
hätte. Es scheint sich an ihm das Schicksal Jakob Böhmes zu wiederholen, der von 
sich sagen mußte: „Was mein Vaterland wegwirft, das werden fremde Völker mit 
Freuden aufnehmen.“ Als Jakob Böhme dies verzweifelt sprach, hatte Cervantes 
den zweiten Teil seines „Don Quixote” gerade vollendet. Gewiß, auch Ortegas 
Schicksal will manchmal Züge des spanischen Nationalhelden zeigen. Aber es 
sind nur flüchtige Ansätze. 


27 


Sinntaten gegen Untaten 


Zum Werk von HUGO KUKELHAUS 


Einer von denen, die in die Vorgefilde menschlichen Gebarens tiefer geblickt 
haben als der Durchschnittsmensch unserer Tage, ist der Westfale Hugo Kükel- 
haus. Seine Schriften, die freilich nicht der Originalität dieses Zeichners und Dich- 
ters, dieses Handwerkers und Philosophen entbehren, lassen uns aufschrecken 
ob unserer Verluste an einfachen Erlebnissen, an Sehen und Hören und Fühlen, an 
Sinngeben und Sinndeuten, an Rasten und Feiern, an Arbeiten und Gestalten. 
Wenn wir Kükelhaus lesen, entdecken wir uns in unserer Verarmung, nicht an 
materiellen Werten, nicht an geistig-kultureller Produktivität, nicht an politischer 
Macht, aber an Kraft, „Samenhaftes zu tun, Zeichentat zu vollbringen, den Sinn 
der Sinne zu vollziehen”, 


Kükelhaus hat, wie Goethe, den Blick für die Urform der Pflanze, so den Blick 
für die Urform der einfachen Lebensvorgänge, für die Urverhältnisse im zwischen- 
menschlichen Gebaren („Urzahl und Gebärde“). Er lehrt uns, wieder das Dunkel 
als das Notwendige zum Sehen zu begreifen, die Stille als die Voraussetzung 
zum Hören, die Leere des Raumes als Bedingung unseres Tastens. Er zeigt uns 
den Weg zum Begreifen der Dinge, mit denen wir uns umgeben, die wir im Alltag 
um uns herumbauen, mit denen wir uns in einen Sinnzusammenhang stellen: den 
Sinn der Türen und Tische, des Brotes und des Weines. Nicht als ob er die Hellig- 
keit um diese einfachen Gegenstände des Lebens noch über das grelle Maß der 
Wissenschaft hinaus vergrößern wollte. Im Gegenteil: er hüllt die Dinge gleichsam 
in ein wenig mehr an Dunkelheit, er breitet über ihnen einen zarten Schleier des 
Vergessens (an Unwesentlichem, Vordergründigem), um das Wesentliche dieser 
Dinge um so sichtbarer hervortreten zu lassen. Er verlockt und verleitet uns 
aus der Neonhelle der Gegenwart in die Sinnhelle einer Zeitlosigkeit, in der wir 
mit den Dingen seltsam vertraut werden, weil wir mit ihnen einen gemeinsamen 
Ursprung erfahren. 


Von diesen Erkenntnissen, die, in der Form existentieller Selbsterhellung 
vorgetragen, mehr Appell als Lehre sind, läßt sich leicht in die Hintergründe der 
modernen Welt- und Lebensarchitektur eindringen. Was tut die Welt? „Sie ent- 
keimt und verfinstert das Menschenvolk durch Totalisierung der Helligkeit. Und 
bildet sich groß was darauf ein, Räume schattenlos und farblos auszuhellen. In 
Verwaltungsgebäuden spannen sie Fenster ohne Brüstung vom Boden zur Decke 
und von Wand zu Wand — gleichsam um die Menschen der letzten Möglichkeit 
der Sammlung zu berauben. Sie wissen nicht, was sie tun. Nur das haben sie fest- 
gestellt: Es ist bequem und einträglich, mit dem Strom zu schwimmen; und noch 
einträglicher, ihn zu übertrumpfen. So treibt ein Keil den anderen..." 

Solches Sehenlernen ist wichtig in einer Zeit, da man über das flüchtige Nur- 
noch-gucken das Schauen verlernt hat. Wichtig, weil das Sehen „nur“ eine Ge- 
bärde ist, in der sich das Menschsein als Ganzes offenbart. Wichtig, weil es in 
dem am Sehen gleichnishaft Dargestellten zugleich um den Menschen im ganzen 
geht. So haben die scheinbar nur auf die sinnliche Greifbarkeit der Architektur 
bezogenen Sätze eine umfassende Bedeutung. 


Sagt Kükelhaus der Welt der Versicherungspaläste und Geschäftemacherei 
den Kampf an? Will er das Konzil des Wahnsinns entlarven, um es zu bekämpfen? 
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Nein, denn „zu ihm gehört, wer es bekämpft in Wort und Handlung. Die Welt“, 
sagt Kükelhaus, „ist nicht zu ändern, sondern zu durchsäuern. Wem einzig die 
Sorge zu gelten hat, sind die ohnmächtigen Keimtaten, in denen sich das Wort in 
Fleisch und der Himmel in Erde verwandelt.“ Diese Lehre vom Menschsein und 
Menschengebaren als dem Sauerteig ist ein Kernstück seines Nachkriegsschaffens. 
Da ist die Welt der Teig. Aber die Sorge gilt dem Sauerteig. „Daß das bißchen 
Salz nicht taub werde.“ Welche Verkündung inmitten des materialistischen Ma- 
nagerbetriebs, wo alles ums goldene Kalb tanzt! Welche Einsicht und welcher 
Appell an eine Menschheit, die nach und nach verlernt, das Brot mit Sauerteig 
zu backen! 


Es geht Kükelhaus niemals um das Feststellen der Verfallserscheinungen, 
der Vermassung, der Barbarisierung des Lebens durch die Technik. Denn „Fest- 
stellungen und Festgestellte sind, weil fest-gestellt, ohne Bedeutung. ‚Wir aber 
wissen, daß wir hier keine bleibende Stätte haben’ (Dieser Spruch stand einge- 
graben in den Türbalken der erdfesten Bürgerhäuser des 16. Jahrhunderts).“ 
Es geht ihm vielmehr um die „gleichnishafte Andachtstat“. „Wer da klagt über 
die immer weitergreifende Überwältigung durch den Totalitarismus in der Tar- 
nung der Technik, der Produktion und Konsumtion, der hat ebenso wenig be- 
griffen, wie der, welcher hemmungslos mitschwimmt: Leben und Wirklichkeit 
erfährt alles, was ist, nur in dem Maße, als das bißchen Salz nicht taub wird." 
Kükelhaus will uns nicht vollstopfen mit den „Begriffsleichen der Erwachsenen“, 
er will vielmehr, daß die Zeit erfüllt wird „wie ein Acker durch die Saat“. Denn 
„wer Leben ernten will, muß Leben säen" 


Kükelhaus trifft mitten ins Herz et hektischen Märsgerneindee wenn 
er die Frage der Skeptiker vorwegnimmt: „Wo ist innerhalb des totalitären Pro- 
duzierens und Konsumierens der Winkel, in dem Gleichnistat geschieht? Wenn 
jemand sagt: ‚Das gibt es nicht. Das war einmal. Das war einmal das Handwerk, 
das ist vorbei. Das ist tot. Wir leben in der Zeit des Totalen'‘, so sagt dieser damit, 
daß er dem Totalen verfallen ist. Wer sich aber zum Totalen bekennt, dessen UTr- 
teil ist bedeutungslos. Das Richtige ist getroffen, das Wahre verfehlt. Alles Totale 
ist Auslöschung, Entwirklichung.“ So steht er inmitten der Kritik am zweck- und 
sinnentleerten Produktionsrummel, inmitten der Kritik am marxistischen und 
kapitalistischen Okonomismus. Ausgehend vom Menschen, der ein Wesen ist, 
„das vom Sinn lebt“, erkennt er Erzeugung (Produktion) als menschendienlich 
nur an in dem Maße, als sie Bezeugung ist und Zeugnis. Erzeugung als Dienst! 
„Der Sinn ist das Maß der Zwecke, und erst im Lichte des Sinnes erreichen die 
Zwecke ihren Zweck und werden sie Dienste.“ 


Vor diesen Thesen muß sich eine Gesellschaft bewähren, die, in ihrer So- 
zialökonomie, Sozialarchitektur und Sozialarbeit dem Materialismus verfallen, 
sich und ihr Tun durch den Hinweis auf Zweckmäßigkeit und Sachlichkeit legiti- 
mieren zu können glaubt. Vor diesen Thesen gibt es kein Ausweichen mehr in die 
Argumentation moderner Ästheten, Produktionsingenieure und Manager-Funk- 
tionäre. Vor diesen Thesen müssen sie alle Farbe bekennen, die uns heute das 
Leben und die Freude vergallen mit ihrer „Unausweichlichkeit des ökonomischen 
Mechanismus“, in dem der Mensch nicht das Senfkorn, der Sauerteig, nicht ein- 


mal das Ol, sondern nur das Sandkorn im Getriebe ist, das noch zermahlen 
werden muß. 
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SELBSTBEHAUPTUNG UND SICHERHEIT 


Grenzen des Krieges 


ERNST VAN LOEN 


Clausewitz hat den Krieg als die Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln 
definiert. Der Krieg ist demnach kein militärischer Selbstzweck. Clausewitz sagt 
vom Krieg: „Er hat seine eigene Grammatik, aber nicht seine eigene BOgGIESERES 
entstehe ein sinn- und zweckloses Ding, ein Halbding, ein Widerspruch in sich, 
wenn man den Krieg von der Politik trenne. Der Krieg könne „als solcher nicht 
seinen eigenen Gesetzen folgen“, sondern müsse als Teil eines anderen Gesetzes 
betrachtet werden „und dieses Ganze ist die Politik“. 


Politik beinhaltet nach Clausewitz alle Interessen des gemeinen Besten, „auch 
die Menschlichkeit und was sonst der philosophische Verstand zur Sprache bringen 
könnte". Denn „die Politik ist ja nichts an sich, sondern bloßer Sachwalter aller 
dieser Interessen. Wir können hier Politik nur als Repräsentanten aller Inter- 
essen der ganzen Gesellschaft betrachten.” Es bedarf keiner Frage, daß das erste 
Interesse den Bestand der Gemeinschaft und dessen Sicherung betrifft. Mit einem 
Wort: für Clausewitz dient die Politik der Wahrnehmung und Sicherstellung 
gemeinschaftlichen Lebens im geistigen und physischen Sinne. Indem Clausewitz 
den Krieg nur als Mittel solcher Politik bezeichnet, gelangt er zu dem Schluß, 
„das Unterordnen des politischen Gesichtspunktes unter den militärischen wäre 
widersinnig ... es bleibt also nur das Unterordnen des militärischen Gesichts- 
punktes unter den politischen möglich”. 


Von diesem Standpunkt sei „der Streit zwischen kriegerischen und politischen 
Interessen, wenigstens nicht mehr in der Natur der Sache und also da wo er 
auftritt, nur als eine Unvollkommenheit der Einsicht zu betrachten“. Deshalb 
dürfe auch die Politik an den Krieg keine Forderung stellen, „die er nicht leisten 
kann”. Ja, „es wäre ein widersinniges Verfahren, bei Kriegsentwürfen Militärs 
zu Rate zu ziehen, wie die Kabinette wohl tun“. Ein rein militärischer Entwurf 
zum Krieg oder Feldzuge sei widersinnig. Umgekehrt müßten auch bei der Politik 
die rechten Voraussetzungen gegeben sein: „Wenn die Politik sich von gewissen 
kriegerischen Mitteln und Maßregeln eine falsche, ihrer Natur nicht entsprechende 
Wirkung verspricht, kann sie mit ihren Bestimmungen einen schädlichen Einfluß 
auf den Krieg haben.” Das Ausschlaggebende sei, daß der Staatsmann den Krieg 
„nicht für etwas nehme oder zu etwas machen wolle, was er der Natur der Ver- 
hältnisse nach nicht sein kann”. Clausewitz nennt dies die erste und umfassendste 
aller strategischen Einsichten. 

Nach Clausewitz gilt: Der Feldherr darf den Krieg nicht als militärischen 
Selbstzweck gegen den Sinn der Politik isolieren. Die Politik darf den Krieg mili- 
tärisch nicht überfordern. Der Feldherr hat Anspruch darauf, daß der Krieg von 
der Politik nicht militärisch überfordert wird. Der Politiker hat Anspruch darauf, 
daß der Feldherr sich des Dienstes an der Politik bewußt ist und in das sinnhafte 
Ganze des Politischen einordnet. Die Aufgabe und das Recht der Kriegskunst ist 
hauptsächlich zu verhüten, „daß die Politik Dinge fordere, die gegen die Natur 
des Krieges sind”. Damit ist der entscheidende Ausgangspunkt jeder soldatischen 
Sinngebung festgelegt. Nicht nur die Politik hat den Soldaten vor einem reinen 
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Militarismus zu bewahren. Auch der Soldat hat die Pflicht, die Politik eines 
reinen Militarismus zu verhindern. Es besteht keinerlei Veranlassung, der moder- 
nen Barbarei zuliebe von diesen Voraussetzungen abzuweichen. 


Mut zur militärischen Wahrheit 


Die Atomstrategen haben längst erkannt, daß der Atomkrieg kein Mittel 
zur Fortsetzung der Politik im Sinne einer Sicherstellung gemeinschaftlicher In- 
teressen und der Existenz der Gesellschaft ist. Sie befinden sich deshalb in einer 
Zwickmühle. Auf der einen Seite können sie nicht darüber hinwegsehen, daß der 
Atomkrieg zum Selbstmord führt. Auf der anderen Seite haben sie das Bedürfnis, 
den Krieg durch das Atomzeitalter hindurchzuretten. Aus diesem Widerspruch 
gelangen sie zu der Auffassung, man müsse dem Volk die Illusion einer Sicherheit 
durch Atomkrieg vorgaukeln unter dem Vorwand, es handele sich dabei um eine 
„Sicherheit ohne Selbstmord“. Allein die Parole „Sicherheit ohne Selbstmord" aus 
dem Munde von Militärfachleuten deutet auf die Nähe zweier Begriffe, die eigent- 
lich nichts miteinander zu tun haben. 

Adelbert Weinstein, Militärkritiker der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, hat 
untersucht, ob nach dem gegenwärtigen Stand der Dinge eine Abwehr feindlicher 
Atomangriffe mittels bemannter Flugzeuge aus der Luft möglich sei. Er mußte 
das wenigstens für die Bundesrepublik verneinen. Dabei hatte er nur die Abwehr 
konventioneller Luftangriffe, nicht einmal die Abwehr von Raketengeschossen 
untersucht. Bekanntlich hat Eisenhower erklärt, daß die beiden Atomgiganten 
in Ost und West sich jetzt in ihrem Bestande ausrotten könnten, da eine Abwehr 
der Raketengeschosse unmöglich sei. Treffen diese Ansichten zu, führt ein Atom- 
krieg auf beiden Seiten zum Selbstmord. Jetzt hat Adelbert Weinstein zur Über- 
raschung seiner Leser die Behauptung aufgestellt, daß auch im atomaren Falle 
„Sicherheit ohne Selbstmord” möglich sei. Er fordert von uns einen „Mut zur 
militärischen Wirklichkeit“.!) 

Es ist nicht ersichtlich, was Weinstein in so kurzem Abstand zu derartigem 
Wandel seiner Auffassung veranlaßt haben könnte. Etwa die Lektüre des eng- 
lischen Militärschriftstellers Liddell Hart, der in seinem neuen Buch einen Ret- 
tungsversuch für den Krieg im Atomzeitalter in der Form unternommen hat, daß 
er von einem „Krieg in Grenzen“ spricht??) Liddell Hart versteht darunter eine 
Beschränkung der Atomkriegführung auf den taktischen Einsatz der Vernichtungs- 
waffen. Auch Weinstein weiß um die Problematik eines solchen „Krieges in Gren- 
zen“, dessen Vorbedingungen im Wirklichkeitsfall nicht sichergestellt werden 
können. Was also versteht Weinstein unter „Mut zur militärischen Wirklichkeit?“ 

Die Frage ist um so berechtigter, als Weinstein es nicht unterläßt, uns gleich 
eingangs die zynische Formel des Präsidenten der zivilen Verteidigungsorgani- 
sation in England, General Kirkman, zu unterbreiten, der in einem „schonungs- 
losen Weißbuch über die fürchterlichen Folgen des Einsatzes einer Wasserstoff- 
bombe“ erklärte: „Wir können leider noch nicht alles sagen. Wir müssen erst 
das Publikum erziehen.“ Es grenzt an Unverschämtheit, der deutschen Öffent- 
lichkeit in der Stellungnahme zu Kirkman statt einer Zurückweisung die folgende 
Ergänzung zu bieten: „Ähnlich ist es, wenn man Überlegungen anstellt, wie es 


!) Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 30, vom 4. Febr. 1956. 
?) „Strategie“, Rheinische Verlagsanstalt, Wiesbaden. 
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aussehe, wenn über Westdeutschland ein mit Atomwaffen geführter Krieg aus- 
breche. Manöverübungen wie ‚Carte Blanche‘ haben bereits die Wirkungen eines 
Schocks gehabt, und es stellt sich die Frage, ob es nicht zur westdeutschen Bewaff- 
nung gehört, das Grauen solchen Krieges der Öffentlichkeit dosiert (!) beizubrin- 
gen.“ Will uns Weinstein auf diese Weise etwa Mut zur atomaren Wirklichkeit 
einflößen? 

Mit dosierter Aufklärung soll die Tatsache verschleiert werden, daß die Politik 
Anforderungen an den Krieg stellt, die dieser nicht mehr erfüllen kann. Wir 
wissen von Weinstein selbst, daß der Krieg im Atomzeitalter nur eine Sicherheit 
bietet: die Sicherheit des Selbstmords. Diese Erkenntnis, die er seit „Carte 
Blanche“ vertreten hat, bestätigt Weinstein auch heute wieder, allerdings durch 
einen gefährlichen Bedingungssatz abgeschwächt, indem er sagt: „Wenn die mili- 
tärische Bereitschaft der atlantischen Organisation mit Einschluß Westdeutsch- 
lands das Gegenteil von dem bewirkt, was mit ihr erreicht werden soll, das Risiko 
der Vernichtung also größer würde, als die Wahrscheinlichkeit, Sicherheit zu er- 
langen, dann würden wir uns in einem gefährlichen militärischen Kreis der Sinn- 
losigkeit bewegen.” 


Sicherheit durch Wiedervereinigung 


Wenn Weinstein behauptet, man könnte die Unmöglichkeit des Atomkrieges 
erst morgen erkennen, so läßt er den Atomkrieg in der Gegenwart als militärische 
und politische Lösung von Konflikten gelten. Aber der Atomkrieg ist bereits zu 
dieser Stunde, wie uns Weinstein früher selbst bekannt hat, zur Lösung weder 
militärischer Gegensätze noch politischer Konflikte geeignet. Was sollte man auch 
unter den „dazwischenliegenden Entwicklungsstufen“ verstehen, die wir noch 
durchzumachen hätten bis zu der Einsicht, daß der Atomkrieg keine Lösungs- 
möglichkeit mehr bietet? 

Weinstein glaubt, daß wir noch nicht hinlänglich an den Tatsachen gescheitert 
seien. „Wir werden hektisch auf Neuerungen in der Technik, vor allem auf neue 
Erfindungen im Bereich der raumgreifenden Waffen, der Raketen und künstlichen 
Satelliten reagieren, wir werden stets nach neuen politischen Lösungen suchen 
und werden noch oft enttäuscht an der militärischen Wirklichkeit scheitern. Das 
alles wird uns Geld kosten, die Nerven beanspruchen und eine unerhörte Be- 
lastungsprobe für unsere moralische Stärke werden. Denn immer wird im Hinter- 
grund die Gefahr des Chaos stehen.” Als ob das Chaos nicht bereits im Hinter- 
grunde der gegenwärtigen Atomstrategie steht! Welchen Ausmaßes an Perversion 
und Barbarei im militärischen Bereich bedarf es eigentlich noch, um die militä- 
rischen Hoffnungen von Weinstein „enttäuscht scheitern" zu lassen? 

Der flagrante Widerspruch in Weinsteins Publizistik verläßt den Militär- 
schriftsteller auch nicht in der vorliegenden Untersuchung. Nachdem er glaubt, 
den Krieg „gerettet“ zu haben, gibt er zum Schluß zu: es könne im Atomkrieg 
Zwangslagen geben, in denen man das „mitzerstören würde, was man zu schützen 
beabsichtigte“. Der Krieg wird im Atomzeitalter von der Politik überfordert. Er 
entartet zum zerstörerischen Selbstzweck und entgleitet jedem politischen Sinn. 
Sicherer als alle atomaren Spekulationen sei — darin müssen wir Wein- 
stein zustimmen — die Politik der Wiedervereinigung. „Dann brauchten sich 
in Mitteleuropa nicht die beiden atomar gerüsteten Militärblöcke Auge in Auge 
gegenüberzustehen, die sich eben nur durch eine fragile Balance der Drohung des 
gegenseitigen Terrors in Schach halten können." 
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Bericht zur atomaren Lage 


Der sowjetishe Verteidigungsminister 
Schukow erklärte Ende Februar vor dem 
kommunistischen Parteikongreß in Moskau, 
daß auch die Sowjets die bisher von Ame- 
rika vertretene und angedrohte Methode 
der „massiven Vergeltung“ übernehmen 
werden. Schukow erklärte, diejenigen Staa- 
ten, welche amerikanische Stützpunkte auf 
ihrem Territorium zuließen, spielten mit 
dem Feuer. Gegen diese Stützpunkte, gleich- 
gültig, wo sie sich befänden, würden ver- 
nichtende Vergeltungsschläge geführt wer- 
den. Moskau werde einen Angriff mit einer 
Massenanwendung der Luftwaffe, verschie- 
denen Raketengeschossen und einer Viel- 
zahl von Mitteln der Massenzerstörung be- 
antworten, Atom- und Wasserstoffbomben 
sowie chemische und bakteriologische Waf- 
fen einbeschlossen. 

Dem neuen Weißbuch der britischen Regie- 
rung über Verteidigungsfragen ist zu ent- 
nehmen, daß die britischen Streitkräfte mit 
immer stärkeren Waffen ausgerüstet wer- 
den sollen. Die Royal-Air-Force wird noch 
in diesem Jahr den ersten Düsenbomber 
vom Typus „Vulcan“ erhalten. Mit dem 
„Valiant“ und dem erst später fertig wer- 
denden „Victor“ wird er die Strategische 
Luftwaffe Englands bilden. Die ferngelenkte 
Rakete „Firelash“ kann feindliche Bomber 
von Flugzeugen aus erreichen. Die Armee 
erhält die amerikanische Fernlenkrakete 
„Corporal”, die vom Boden aus gegen Bo- 
denziele eingesetzt wird. Damit beginnt der 
Kampfwert schwerer Panzer zu sinken. Die 
Fiotte stößt Schlachtsciffe und Reserve- 
flugzeugträger ab, um sich auf die Be- 
kämpfung von Unterseebooten zu konzen- 
trieren. Diese könnten in der „zweiten 
Phase“ eines künftigen „großen Krieges“ in 
gewaltiger Zahl aus russischen Gewässern 
westwärts schwärmen. 

Die britische Rüstungsforschung arbeitet an 
einer strategischen Rakete, die von England 
nach Rußland, oder zumindest nach Berlin 
fliegen und teilweise an Stelle der strato- 
sphärischen Bomber eingesetzt werden 
könne. Viele vertreten die Auffassung, 
England solle die Bereitstellung von Was- 
serstoffbomben und die Entwicklung von 
interkontinentalen Raketen Amerika über- 
lassen, das darin weiter fortgeschritten sei 
und deren Riesenkosten besser tragen 
könne. 

In Amerika erklärte der Sekretär der Luft- 
waffe im Unterausschuß des Repräsentan- 
tenhauses, Quarles, die bemannte Luftwaffe 
werde noch auf Jahre hinaus eine entschei- 
dende Rolle spielen. Wenn die Sowjets 
auch auf einzelnen Gebieten der Entwick- 


lung von Raketengeschossen den USA vor- 
an seien, so bedeute das nicht, daß sie den 
USA in der Luft schlechthin überlegen seien. 
Die USA versuchten, eine Abwehr gegen 
Raketengeschosse zu entwickeln. Das sei 
„nicht unmöglich“. Es bestehe zwischen Ost 
und West auf dem Gebiet der Strategischen 
Luftwaffe ein „gewisses Gleichgewicht“, da 
auch die Sowjets über nukleare Waffen 
und Langstreckenflugzeuge verfügen. Der 
nuklear-stalemate werde durch die Raketen- 
geschosse der Sowjets nicht wesentlich be- 
einflußt oder verändert. Auch die USA arbei- 
teten heute an der Entwicklung von Rake- 
tengeschossen. Es wird betont, daß der- 
artige Beruhigungspillen „ins Leere verpuf- 
fen“, da die Öffentlichkeit einstweilen unter 
dem faszinierenden Eindruck der sowjeti- 
schen interkontinentalen Raketengeschosse 
steht. 

Der NATO-Oberbefehlshaber General 
Gruenther berichtete kürzlich, daß die So- 
wjets über modernste Langstreckenbomber 
verfügen, die Atombomben tragen können. 
Die NATO überprüft zur Zeit die westliche 
Verteidigungsstruktur und befaßt sich mit 
der Frage, ob diese Organisation dem Atom- 
zeitalter noch angemessen ist. Man disku- 
tiert die Erfahrungen mit taktischen Atom- 
waffen und Fernlenkraketen, die Anpassung 
der nach den Erfahrungen des Zweiten 
Weltkrieges organisierten Landstreitkräfte 
an die sogenannten „Erfordernisse des 
modernen Atomkrieges“, die Modernisie- 
rung des Nachrichtenwesens und die Ver- 
besserung des Radarnetzes in Europa, das 
als archaisch bezeichnet wird. Noch in die- 
sem Jahr soll die westeuropäische Luftver- 
teidigung durch die USA Fla-Rakete „Nike“ 
verstärkt werden. Die Regierungen müßten 
von der Notwendigkeit einer Neuaus- 
rüstung der Verbände überzeugt werden, 
was große Kosten verursachen werde. Der 
perverse Luxus der atomaren Ausrüstung 
nimmt immer größere Ausmaße an. 

Der Stadtpräsident von Boston, John Hynes, 
erklärte vor der amerikanischen Presse, die 
Sowjetunion verfüge über eine so gewal- 
tige Atommacht, daß die Einrichtungen der 
zivilen Verteidigung in den USA völlig ver- 
altet sind. Das Pentagon sei der Ansicht, 
daß für den Fall eines Krieges die Bevölke- 
rung der großen amerikanischen Städte 
noch vor Ausbruch der Feindseligkeiten 
evakuiert werden. Eine merkwürdige Nach- 
richt! Offenbar rechnet das Pentagon mit 
einem Krieg, von dem es den Zeitpunkt sei- 
nes Ausbruches so genau kennen wird, daß 
man sich mit Maßnahmen wie Massen- 
evakuierung usw, darauf einstellen kann. 
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GEMEINSCHAFT UND VERFASSUNG 


Kulturkrise und Wirtschaftsdenken 


WALTER TAEUBER 


Wie kann die kulturelle Krise der Gegenwart zu Ende erklärt werden, wenn 
nicht nach Historikern, Philosophen, Theologen, Soziologen, Psychologen, Kunst- 
wissenschaftlern auch die Wirtschaftswissenschaft sich zum Wort meldet? 


Zum Begriff der Kultur gehört die Vorstellung von einem wohlgeordneten 
Ganzen, einer harmonischen Einheit in der Mannigfaltigkeit, worin die Zwecke 
vor den Mitteln geschätzt werden, das Einzelne sich als Teil dem Ganzen einfügt 
und die Spitzenwerte weit sichtbar herausgestellt sind. An den Spitzenwerten 
hängt das Herz der Menschen, ihre sittliche Würde, das Selbstverständnis der 
Gemeinschaft. In ihren Spitzenwerten äußern sich Eigenart und Größe der ein- 
zelnen Kulturen. 


Autonomie der Wirtschaft? 


In der Wirtschaftswissenschaft spukt noch der Utilitarismus von Jeremy 
Bentham. In der wissenschaftlichen Ethik ist er zwar schon lange überwunden. 
Und die Nationalökonomen hüten sich, ihn noch auszusprechen. Aber sie stehen 
in seinem Banne. Sie entnehmen ihre praktische Anweisung für die Erringung 
der individuellen und sozialen Wohlfahrt aus der Lehre, die Hermann Heinrich 
Gossen (1854) als erster vertreten hat. Sie lehren, der gesamte Nutzen — Gossen 
sagt: das „Glück“ — sei am größten, wenn die wirtschaftlichen Mittel sparsam 
und harmonisch auf die verschiedenartigen Zwecke verteilt werden. — Das ist 
eine „bourgeoise“ Einstellung zur Daseinsgestaltung. Sie ist nüchtern, rational, 
rechenhaft. 


Die Kulturen stehen dieser Einstellung entgegen. In den vergangenen und 
den fortbestehenden Kulturen werden die Spitzenwerte enthusiastisch bejaht. 
Die Mittel werden nicht ökonomisch zugeteilt, sondern sie werden aus dem Vollen 
— oder wie aus dem Vollen — geschöpft. Man erblickt das Glück und die Würde 
des Daseins darin, daß der Aufwand für die hohen Güter nicht kleinlich abgewogen 
wird. Nach Nicolai Hartmann (Ethik) ist das Edle der auf das Hohe, Ideale ge- 
richtete Sinn, das, was die Sprache mit Großzügigkeit, Hochherzigkeit, Hochsinn 
bezeichnet. Es ist nicht jedermanns Sache. Es scheidet die Menschen. Es geht 
auf ungemeine Werte. In seinem Werk „Persönlichkeit“ handelt Rabindranath 
Tagore von diesem Thema. Er sagt, nur das Tier brauche den größten Teil seiner 
Mittel, um das Dasein zu fristen. Der Mensch aber habe einen Überschuß an Mit- 
teln, und seine Kultur baue sich auf dem Überfluß auf. 


In der Geschichte der Kulturen gibt es noch keine autonome Wirtschaft. Zwar 
können auch die Menschen der früheren Kulturen nicht dauernd gesammelt leben, 
da sie unter den gleichen natürlichen Daseinsbedingungen stehen wie wir. Aber 
sie leben mehr im Geiste. Der Gegensatz bei der persönlichen Haltung zwischen 
einem Leben im Geiste und einem Leben „im Fleische“ ist für sie noch sehr wesent- 
lich. Sie leben im Glauben an überirdische Mächte und ordnen das vordergründige 
Dasein den unsinnlichen Werten des Heiligen, Schönen und Guten unter. 
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Die abendländische Geistesgeschichte kann als die Entwicklung vom geistigen 
zum sinnenfrohen Menschen geschrieben werden, ein Prozeß, in dessen letztem 
Stadium wir stehen, da nun das sinnlich vordergründige Einzelne als das Höchste, 
das nicht mehr durch eine geistige Wirklichkeit irgend einer Art Überklammerte 
sich gibt. 

Anfänglich ist auch das Wirtschaften kein selbständiger Lebensinhalt, kein 
Endziel. Die wirtschaftlichen Güter gelten noch als Mittel für Zwecke. Die Habe 
ist nur Lebensgrundlage. 


Die Wertverwirklichung ist anfänglich ein Gehen nach einem Ziele, wobei 
das Ziel interessiert, nicht die einzelnen Schritte als solche. — Aber gerade dieser 
Vergleich läßt erkennen, wie derjenige Mensch, der nicht so ganz innerlich von 
dem Ziel ausgefüllt ist, daß er sich für nichts anderes interessiert, aus dem ziel- 
strebigen Gehen ein Schreiten machen kann, wobei die Schritte als solche einen 
Genußwert bekommen. Je weniger verpflichtend für uns geistige Endziele sind, 
desto tiefer tauchen wir in die Sinnenwelt mit ihren endlichen, einzelnen, vergäng- 
lichen Dingen ein. 


Dieses bleibende Ergebnis der Entwicklung seit der Renaissance haben wir 
in der westlichen Welt nicht bewältigt. Wir sind von einer idealen Kultur zu einer 
sensuellen Daseinsordnung gelangt, die nicht mehr — und noch nicht wieder — 
Kultur ist (Sorokin). Wir können das entschiedene Ja zum Diesseits noch nicht 
mit einem neuen Sinn für das Heilige, Schöne und Gute verbinden. Unsere Ord- 
nung weist unverkleidete Züge der Brutalität auf. Sie gipfelt nicht in Fest, Kunst, 
Kultus, Weisheit, Seelenadel. 

Der historische Umsturz der Werte in der westlichen Welt während der Jahr- 
hunderte der Neuzeit ging einher mit der Selbstbefreiung des Bürgertums aus 
der Herrschaft von Adel und Kirche. Aber in dem Pendelschlag der Extreme folgte 
auf die soziale Deklassierung des Wirtschaftsmenschen und die Einengung des 
Erwerbsstrebens die heutige Hypertrophie der Wirtschaft. — Heute behauptet 
die Wirtschaft ihre Unabhängigkeit von außerwirtschaftlichen Interessen. Doch 
diese Überhebung kam vor dem Fall. In den totalitären Staaten unserer Zeit muß 
die Wirtschaft sich der Politik der Regierungen unterordnen. Da aber diese Re- 
gierungen die Wirtschaft ebenso anbeten, wie es die Unternehmer tun, und da 
sie die Wirtschaft als militärisches Machtmittel benutzen, so wird die Einseitig- 
keit des Wertstrebens nicht überwunden, sondern noch verstärkt. 


Wir brauchen nur abzuschätzen, welche Bedeutung die kulturellen Werte für 
die Sinnhaftigkeit des Daseins haben, und können danach ermessen, wie wichtig 
die Frage nach dem Fortleben und Ueberdauern der kulturellen Werte ist. Weil 
aber die weltweite wirtschaftliche Integration alles menschlichen Lebens ein ir- 
reversibler Prozeß ist, erhebt sich, genauer gesagt, die Frage nach dem Fortleben 
der kulturellen Werte unter den Bedingungen der technisch-industriellen Zivili- 
sation. 


Verlust der Mitte und wissenschaftliche Zersplitterung 


Unter den bislang bestehenden Verhältnissen der Zersplitterung im geistigen 
Raum und in der Außenwelt gehen die praktischen Wirte an den Zusammenhängen 
oft achtlos vorüber, und die Gelehrten tun das gleiche. Ein Wesenszug aller Spe- 
zialisten im Geistesleben wie in den praktischen Berufen ist ihre Wertenge. Sie 
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übersehen Werte, die wie reife Früchte oder wie Blumen am Wege gepflückt wer- 
den könnten und sollten. Sie realisieren diejenigen Güter, die in ihre eng um- 
schriebenen Berufsaufgaben einschlagen, die in den Debatten der Fachmänner zur 
Diskussion stehen, die in den Unternehmungen, Anstalten, Behörden institutio- 
nell, durch Statut oder Gesetz als Zweck herausgestellt sind und deren sachliche 
Zusammengehörigkeit in der spezialisierten Fachwissenschaft gelehrt wird. 


Die theoretische Wirtschaftswissenschaft will im Grunde allgemein sein, von 
dem menschlichen Wirtschaften schlechthin handeln. Aber es wird aus dieser Ab- 
sicht im Fortgang eine unwillkürliche Rechtfertigung der heutigen, eigenständigen, 
sich abkapselnden Wirtschaft, als sei diese die Konsequenz aus einer allgemein- 
menschlichen Notwendigkeit des Wirtschaftens und nicht eine zeitlich bedingte 
Möglichkeit. Eine wirklich allgemeingültige Theorie der Wirtschaft müßte offenbar 
neben der gegenwärtigen wirtschaftlichen Zivilisation die anderen — historischen 
und modern-exotischen — Möglichkeiten mit berücksichtigen. 


Nationalökonomen sollten sich nicht ähnlich wie diejenigen heutigen Phy- 
siker verhalten, welche sich als Spezialisten in den Dienst ihrer Auftraggeber 
stellen, ohne es als ihre Pflicht zu erkennen, daß sie kritisch prüfen, ob die Zwecke, 
wofür sie gebraucht werden, erlaubt, berechtigt, würdig im Sinne des wahren 
menschlichen Wohles sind. Die Wirtschaftswissenschaft nimmt eine dominierende 
Stellung gegenüber Technik, Landbau, Industrie ein. Anders als den Fac- 
männern auf den untergeordneten Gebieten kommt es den Nationalökonomen 
zu, alle menschlichen Tätigkeiten geistig in rechte Ordnung zu bringen. Alle ziel- 
strebigen Tätigkeiten müssen vom Ziele her verstanden werden. Diejenige Wis- 
senschaft, die von den Zwecken handelt, kontrolliert diejenige Wissenschaft, 
die sich mit den Mitteln und ihrer Herbeischaffung befaßt. So ist die Wirtschafts- 
wissenschaft, insofern als sie es mit der Bedarfsdeckung an nützlichen kost- 
spieligen Dingen und Diensten zu tun hat, abhängig von Soziologie, politischer 
Wissenschaft, Ethik. Dagegen ist eine Wirtschaftswissenschaft beschränkt und 
steril, die sich nur mit den Techniken für die optimale Hervorbringung der Mittel 
befaßt, aber die Ziele als gegeben hinnimmt, ohne sie zu prüfen. 


Die Spannung zwischen Wirtschaft und Kultur 
in der abendländischen Geschichte 


In der klassisch-griechischen Bildung wurde das Wirtschaften nur soweit ge- 
billigt, als es in übergeordnete sinn- und zweckvolle Zusammenhänge einge- 
bunden war. Der Stil des griechischen Lebens vertrug nicht, daß sich auf den 
Erwerb ein selbständiges Streben richtete und die Wirtschaft den Lebensinhalt 
bildete. Der griechische Mensch bildete sich, indem er das Schöne und Gute in 
sich zu vereinen strebte, und er tat dies ohne Absicht auf nützliche Folgen, rein um 
des Wertes willen, den das geformte Leben in sich hat. Ein Wirtschaften, das auf 
keinen höheren Erfolg abzielte als auf Daseinsfristung, Lohn und Gewinn, grenzen- 
losen Reichtum, galt wegen dieser Ziele als unfrei und niedrig. 

Platon wollte in seinem Buch über den Staat und in seinem Alterswerk über 
die Gesetze die Wirtschaft zügeln, indem er sie den Höchstzielen der antiken Polis 
unterordnete. Und die Wesenserklärung der „kapitalistischen“ Wirtschaftsgesin- 
nung läßt sich zurückführen bis auf eine Darlegung des Aristoteles am Anfang 
seiner „Politik“. Er hat erkannt, daß in der kaufmännischen Erwerbswirtschaft ein 
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Umschlag von Mittel und Zweck stattfindet. Das Geld wird aus einem Tausch- 
mittel zum Träger einer gebieterischen Vermögensmacht, wodurch die Wirt- 
schaftsmenschen mit ihrer Gesinnung in der bis dahin aristokratisch geformten 
Gesellschaft tonangebend werden. Nach Aristoteles ist dann sogar der ärztliche 
Beruf nicht mehr frei von der Gefahr, angesteckt zu werden, so daß das eigentliche 
Berufsziel nicht mehr so sehr im Heilen als im Erwerben erblickt wird. 


Später hat das Christentum, in der römischen Kaiserzeit mit ihrem krassen 
Kapitalismus entstanden, bis in das späte Mittelalter hinein die wirtschaftlichen 
Affekte so im Zaum gehalten, daß sie nicht dämonisch werden konnten. Die all- 
seitige Lebensverjüngung, welche das Christentum dem späten antiken Menschen- 
tum beschert hat, ist nicht zu denken ohne die Worte: „Ihr könnt nicht Gott dienen 
und dem Mammon” und: „Der Mensch lebt nicht von Brot allein.“ 


Erst seit der Renaissance mit ihrer Wiederentdeckung der sinnlichen Werte, 
hat sich während eines Jahrhunderte langen Emanzipations-Prozesses die Wirt- 
schaft zu einem autonomen Kulturgebiet entwickelt. Es ist ein weltgeschichtlicher 
Prozeß, in dessen Fluidum die exotischen Völker erst in unserer Zeit eintreten. 


Doch ist es paradox, daß die abendländische Menschheit sich mit ihren zivili- 
satorischen Segnungen fort und fort ausbreitet, während sie seit zwei Jahrhun- 
derten die Richtigkeit ihres eigenen Weges kulturkritisch anzweifelt. Mitte des 
18. Jahrhunderts ertönte der Ruf „Zurück zur Natur!“ und wurde die schlichte 
Größe des naturnahen Wilden als — unerreichbares — Vorbild herausgestellt. 
Damals war auch das Zeitalter der „Chinoiserien". 


Wir müssen uns als Erben wohl oder übel zum Weitermachen in der einge- 
schlagenen Richtung bekennen und können nicht mehr tun, als nach den nunmehr 
in diesem Rahmen verbleibenden Möglichkeiten für Kultur auszuspähen. Zugleich 
geht die Flut der pessimistischen Literatur höher. Der Pessimismus steigert sich 
zur Panik. „Und das Allerschlimmste: man wartet auf die Revolte des Menschen 
und vielleicht wartet man vergebens" (Wilhelm Röpke). 


Wirtschaft und Kultur, ein Welt-Thema 


Die wirtschaftliche Entwicklung wird den Kulturen in einem extensiv und 
intensiv fortschreitenden, heute sich beschleunigenden Prozesse zum Schicksal, 
den exotischen Kulturen in gleicher Weise wie der westlichen Hochkultur. 


Es gibt indessen heute keinen gemeinsamen Widerstand der Menschen gegen 
den Pan-Okonomismus. Es ist da mit den übereinstimmenden kulturellen An- 
liegen der zerklüfteten Menschheit nicht anders bestellt als mit den gemeinsamen 
religiösen Anliegen, die wegen der religiösen Zersplitterung schwach gegenüber 
dem Materialismus sind. 

Seit hundert Jahren ist die Alternativ-Frage gestellt, ob die Wirtschaftsord- 
nung kapitalistisch oder sozialistisch sein soll. Aber in beiden Ordnungen domi- 
nieren die Werte der industriell-technischen Arbeitswelt. Es handelt sich um sinn- 
liche Zivilisationen. Entstammt doch das Werk des Karl Marx der gleichen Denk- 
weise des homo oeconomicus, auf welche das System der „klassischen“ Wirt- 
schaftswissenschaft gegründet worden war. Hier wie dort geht es um die Pro- 


duktion der Massengüter für die Lebensfristung einer rapide zunehmenden 
Volkszahl. 
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So stehen besonders angesichts des Streites um Kapitalismus und Kommu- 
nismus die über alle Welt verstreuten Verteidiger der traditionellen „außer- 
wirtschaftlichen" Werte zwischen zwei Fronten, ähnlich wie Friedensfreunde zwi- 
schen den Streitenden zu stehen pflegen. 


Gandhi hat es so gesehen. Er ging freilich so weit, Industrialisierung mit Ma- 
terialismus zu identifizieren. Allerdings sollte zu seiner Zeit das Nein zu den 
industriellen Produkten die Befreiung aus britischer Herrschaft fördern. Im Bol- 
schewismus erblickte Gandhi das notwendige Ergebnis der gleichen Höchstschät- 
zung der materiellen Dinge, die er, vom unterentwickelten Indien herüberblickend, 
im Westen vorfand. Wie Nietzsche vom „letzten Menschen“ gesprochen hat, so 
sprach Gandhi vom „shringking man“. Er befürchtete von der mechanisierten 
Daseinsordnung ein Einschrumpfen der unabdinglich menschenwürdigen Werte. 
Der Prozeß eröffne auch dem Totalitarismus die Tore, weil die Kraft zur Vertei- 
digung der Freiheitsrechte ermatte. Aldous Huxley hat in seinem Roman „Brave 
new World“ einen Alptraum dieser Zukunft abrollen lassen. 


Die exotischen Völker befinden sich in einem Dilemma angesichts der vor- 
dringenden wirtschaftlichen Entwicklung. Diese verheißt das Ende der Hungers- 
nöte, höheren Standard der Lebenshaltung, Hygiene, Schule und Bildung. Man 
kann nicht erwarten, daß die wirtschaftlich unterentwickelten Völker solche Vor- 
teile doch zugunsten ihrer kulturellen Traditionen ablehnen, als handle es sich 
um ein Danaer-Geschenk. In der Tat verlangen die exotischen Völker nach den 
industriell-technischen Produkten und darüber hinaus nach den politischen und 
persönlichen Machtmitteln, welche die technisch-industrielle Zivilisation zu bieten 
hat. 


Sind sie bereit, den vollen Preis zu zahlen, der in der Übernahme des Pan- 
Okonomismus besteht? Schauen sie, vor die Möglichkeiten der westlichen und der 
kommunistischen Wirtschaftsordnung gestellt, nach einer dritten Ordnung aus? 


In der letzten Zeit errang die kommunistische Ordnung exotische Anhänger. 
Einmal sind die weltanschaulichen Thesen zur Sozial- und Wirtschaftsordnung, 
die nach dem staatlichen Zentralismus zielen, überaus einprägsam und verlockend 
für Völker, die nach einer Vernunftordnung ausschauen, nicht den Hintergrund 
der westlichen Wirtschaftsgeschichte haben und nicht wie wir seit vielen Jahr- 
hunderten an die Ideale der persönlichen Freiheit gewöhnt worden sind. Zum 
anderen aber haben diese Völker berechtigte Abneigung gegen die weiße Rasse, 
die sie in dem nun erst abklingenden Zeitalter des Kolonialismus unterdrückt hat. 


Alternative zum Pan-Okonomismus? 


Es kommt hinzu, daß ein dritter Weg kaum sichtbar geworden ist. Kultur- 
kritische Gedanken über die Einseitigkeiten der technisierten Welt haben sich 
noch nicht zu konstruktiven Ideen über ein zukunftsträchtiges Miteinander von 
wirtschaftlichem Fortschritt und lebendiger kultureller Tradition verdichtet. Eine 
Ausnahme bildete vor vierzig Jahren der Aufruf des indischen Dichters Rabin- 
dranath Tagore an Japan. Tagore empfahl einen zweigleisigen Lebensstil, kombi- 
niert aus dem Ja zur westlichen Zivilisation und der Beibehaltung der überlieferten 
kulturellen Werte und Formen. Es erhebt sich aber die kritische Frage, ob nicht 
trotz solcher Zweigleisigkeit das japanische Herz, das Interesse, der wertschöpfe- 
rische Akzent sich so den materiellen Gütern der westlichen Zivilisation zuwen- 
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den, daß die Liebe zu dem nationalen Erbe in der krampfhaften Beibehaltung ge- 
wisser antiquierter Äußerlichkeiten erstarrt. 


Das Christentum ist einer der Bundesgenossen im Ringen um kulturelle 
Erneuerung der Menschheit. Ja, das Thema Wirtschaft und Kultur wird nach einem 
Jahrhundert der Beschäftigung bloß mit der Arbeiterfrage von den evangelischen 
und gerade jüngst auch von den katholischen Christen neu entdeckt. Ist es nicht 
für das Christentum eine Lebensfrage, daß die kulturellen Traditionen des 
Abendlandes bewahrt werden, die sich in der geschichtlichen Entwicklung mit 
den religiösen Anliegen zu einem Amalgam verbunden haben? 


Auch der Islam steht dem Pan-Okonomismus entgegen. Darüber hinaus 
gibt es unabhängig von den Religionen einen späten Humanismus unserer 
Zeit, dessen Wortführer in den geistigen Berufen sitzen. Bei diesen ist seit der 
Antike eine über den bloßen Erwerbstrieb hinausgehobene Berufsgesinnung 
lebendig geblieben. 


Auch auf deutschem Boden spielt sich der Kampf zwischen dem Westen und 
dem Osten ab, da Deutschland zweigeteilt ist und eine Wiedervereinigung an- 
strebt. Aber nicht nur das Regime von Pankow befindet sich dabei durch seine 
Methoden der Unfreiheit in einer besonderen Schwäche, sondern auch die Bundes- 
republik ermangelt bisher der siegreichen Idee. Sie hat zwar den Materialismus, 
dessen Hochburg Moskau ist, theoretisch zurückgewiesen. Aber sie ist ihm prak- 
tisch verfallen. Sie steht unter dem führenden Einfluß der Geschäftsmenschen und 
ihrer Ideologie. 


Es ist nicht ausgeschlossen, daß sogar die Vereinigten Staaten, deren Vorbild 
wir in Deutschland nachahmen — und dabei recht schlecht verstehen —, aus 
ihrer wohl viel jüngeren, aber lebendigeren Tradition über mehr ausgleichende 
Kräfte gegen den Pan-Okonomismus verfügen, als wir in diesen Jahren der flüch- 
tigen Arbeit nach dem tiefen Zusammenbruch. 


Die radikale Frage nach dem Wesen des Wohlstandes 


Zum Glück ist die alte thematische Frage des Adam Smith nach dem Wesen 
des Volkswohlstandes bis heute nicht verdrängt worden. Es gibt zwar viele 
Werke, nach welchen die Wirtschaftswissenschaft eine Wissenschaft von Mitteln 
und deren zweckdienlichem Einsatz sei und die Frage nach den Zielen ausgeklam- 
mert werden müsse. Aber nicht nur hat Friedrich List in einer bis heute fortwir- 
kenden Weise sich Kritisch gegen die zu enge Fassung des Wohlstandsziels 
der Wirtschaft gewandt, die er bei Adam Smith vorfand. Auch in der heutigen 
englischen und amerikanischen Literatur wird getadelt, daß die Wirtschaftswissen- 
schaft sich in den Dienst der praktischen Ziele stellt, ohne dies zu rechtfertigen. 
Vor allem besteht in England und Amerika eine Richtung der „Welfare Econo- 
mics", deren Hauptwerk, A.C. Pigou, „The Economics of Welfare”, bis heute zu 
zahlreichen Erörterungen Ursache gibt. Pigou hat die Frage nach dem Wesen des 
Wohlstandes zunächst ganz uneingeschränkt gestellt. Im weiteren Verlauf will 
er nur noch vom wirtschaftlichen Wohlstand handeln, das heißt, von denjenigen 
Sachgütern und Diensten, welche die „Wirtschaft“ erzeugt und bereitstellt. Aber 
er begründet dies auf eine so unhaltbare Weise, daß die Berechtigung seiner an- 
fänglichen allgemeinsten Frage nach dem Wohlstand doch noch fortbesteht. Er 
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sagt nämlich, daß jede Förderung des wirtschaftlichen Wohlstandes auch den all- 
gemeinen Wohlstand steigere. 


Jedoch wird gerade dies widerlegt durch K. William Kapp in einem Buch 
über The Social Costs of Private Enterprise (1950). Er handelt von denjenigen 
Schäden und Verlusten, welche dritte Personen und die Gesamtheit durch die 
private Wirtschaft erleiden. In der auf dem privaten Erwerb aufgebauten west- 
lichen Wirtschaftsordnung werden nur die Opfer, Ausgaben, Kosten veranschlagt, 
welche die privaten Unternehmer zu bringen haben, um den Markt mit ihren 
Produkten beliefern zu können. Aber schon Auguste Comte, Friedrich List, Gustav 
Schmoller, Sismondi, Friedrich Engels, Karl Marx, Justus Liebig, Sidney und 
Beatrice Webb, J. A.Hobson, auch Pigou haben auf diesen oder jenen auf- 
fälligen Schaden hingewiesen, den die kapitalistische Entwicklung als unvollstän- 
dige Ausnutzung vorhandener Erzeugungskräfte, als Raubbau an der Natur, als 
Ausbeutung, gesundheitliche und andere Beeinträchtigung der Menschen mit sich 
gebracht hat. Auch auf die Beeinträchtigung ästhetischer und kultureller Werte, 
Vereitelung künstlerischer und wissenschaftlicher Möglichkeiten, Verkümmerung 
der persönlichen Entwicklung weist Kapp in diesem Zusammenhang hin. 


Es versteht sich, daß hiermit nicht gerade nur die kapitalistische Wirtschaft 
getroffen wird. Die gleichen Nachteile erwachsen in einer sozialistischen und kom- 
munistischen Wirtschaftsordnung. Zwar fällt der privatwirtschaftliche Erwerb 
und Gewinn fort. Auch beutet nicht mehr der einzelne Kapitalist und Unternehmer 
den Arbeiter aus. Aber durch staatliches Machtwort wird der ökonomische Nutzen 
zum Höchstziel erhoben. Die Menschen frönen, indem sie produzieren, den 
staatlichen Machtzielen. 

Es fehlt noch die Einsicht, daß die Hypertrophie der Wirtschaft kulturelle 
Armut zur Kehrseite hat. Es ist nicht allgemein bekannt, daß die kostspieligen 
Sachgüter zugleich Übel sind. Wir können sie nur durch Aufwand von Zeit, Ar- 
beitsmühe, Interesse erwerben, die dabei für andere mögliche Zwecke verloren 
gehen. Zum anderen können wir sie nur gebrauchen und verbrauchen, indem wir 
uns ihnen widmen, Zeit und Kraft an sie wenden und diese Zeit anderen Lebens- 
zwecken entziehen. Mit der Wirtschaft konkurrieren kulturelle Möglichkeiten, 
die übersehen werden. Die wirtschaftliche Zivilisation unserer Zeit konkurriert 
mit anderen möglichen Kulturstilen. 

Die bisherigen nationalökonomischen Lehren über die Bedürfnisse und den 
Bedarf, für dessen Deckung der wirtschaftliche Aufwand zu machen sei, entstam- 
men demjenigen naturalistischen Denken des späten 19. und beginnenden 20. Jahr- 
hunderts, das den Menschen mehr nach seiner animalischen als geistigen und 
seelischen Ausstattung gewürdigt hat. Seit Thorstein Veblen (The Theory of the 
Leisure Class) ist vor allem der wahre, und zum Teil ganz irrationale Bedarf der 
vermögenden Schichten, auch ihr Bedarf an Muße (als die Voraussetzung für die 
Erweckung jeglichen anderen höheren Wunsches) bekannt geworden. — Die 
heutige amerikanische Wirtschaft bereitet die Voraussetzungen für eine noch nie 
dagewesene Massenkultur teils durch hohe Löhne und Gehälter, teils durch die 
Bereitstellung einer überaus großen Mußezeit für jedermann. Mit der Entdeckung 
der Muße als wirtschaftliches Gut hat sich der Kreis der wirtschaftlichen Güter über 
diejenigen, die produziert werden müssen, hinaus erweitert auf diejenigen, wel- 
che nur durch Verzicht auf höhere materielle Ergiebigkeit erlangt werden können. 
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Wirtschaftliche Entscheidungen zugleich kulturelle Entscheidungen 


Diejenigen zahlreichen Autoren, nach welchen die Wirtschaftswissenschaft 
dem Leben nicht vorschreiben soll, welche Ziele es sich zu stecken hat, neigen zu 
der positiven Erklärung, die Wirtschaftswissenschaft habe es mit der Sparsamkeit 
beim Wirtschaften zu tun. Sie beginnen zwar, wie Frederic Benham und Friedrich 
A. Lutz in dem Lehrbuch Economics (1941), ganz allgemein mit der Erklärung, die 
Menschen seien ständig mit der Entscheidung darüber beschäftigt, wie sie ihre 
Zeit, ihre Kraft und ihr Eigentum verwenden sollen. Wenn ein Arbeiter sich für 
Überstunden entscheidet, so „bezahlt“ er die Dinge, die er für den Mehrlohn kauft, 
mit der Freizeit, die er preisgegeben hat. Aber auf dieser Plattform bleiben die 
Autoren nicht stehen. Sind sie denn, wie sie vorgeben, gegenüber dem Wohl- 
standsziel der Wirtschaft neutral, wenn sie im weiteren Verlauf sich in den Dienst 
der modernen Arbeitswelt stellen, die es doch erst seit dem Puritanertum gibt? 


Die „wirtschaftliche“ Entscheidung oder Wahlhandlung (choice) steht nicht für 
sich allein. In einer nationalökonomischen Grundlagenwissenschaft ist aufzuzei- 
gen, wie weit das Feld der miteinander konkurrierenden Möglichkeiten, diesen 
oder jenen Wert vorzuziehen, in Wahrheit ist. Hier tritt dann die allgemeine Wert- 
theorie ein, wie sie zum Beispiel Ralph Barton Perry (General Theory of Value, 
1926) vertreten hat. In dieser Theorie geht es u. a. darum, wodurch die verschieden- 
artigen Werte kommensurabel sind. Es muß ein gemeinsames Drittes geben, wo- 
durch der wirtschaftliche Wert — im engeren Sinn — mit der ganzen übrigen 
menschlichen Wertewelt zusammenhängt. Das kann nur die Bedeutung für unser 
Leben schlechthin, für unsere Daseinsgestaltung — für die Kultur sein. Ist dies 
richtig, dann erscheint die Wirtschaft wieder als eine Teilaufgabe der zu ver- 
wirklichenden Kultur. 


In Wahrheit stellt die Wirtschaft den Inbegriff oberster Entscheidungen über 
die Verwirklichung sämtlicher äußeren und inneren, materiellen und immateriel- 
len Güter dar, die entweder Geldkosten verursachen oder geldwerte Opfer bedin- 
gen. Für eine Wirtschaft, wie sie bei solcher Ordnung der Dinge aussieht, fällt 
alle Hervorbringung geistiger und stofflicher Kultur, einschließlich, wie es sich 
versteht, der breiten Basis aus lebensnotwendigen materiellen Gütern, unter einen 
gemeinsamen höchsten Gesichtspunkt. Bei den Entscheidungen des „Wirtes“ kon- 
kurrieren die Ziele und Zwecke einmal, weil für sie Geldmittel aufzuwenden sind, 
und ein andermal, weil sie Opfer, Einbußen an geldwerten Vorteilen bedingen. 
Die Wirtschaft ist danach kein besonderer Sachbereich neben den eigentlichen 
Kulturäußerungen des Volkslebens, sondern ein gemeinsames Dach über aller 
produktiven, schöpferischen, dienenden, wertvollen Tat. 


Die wirtschaftliche Entscheidung ist immer zugleich kulturelle Entscheidung. 
In einer echten Kultur sind die Wirte auf die konkurrierenden kulturellen Werte 
aufmerksam und beziehen sie in die Erwägungen und Entscheidungen ein. 


Die ganzheitliche, kulturell verpflichtete, wirklichkeitsnahe Wirtschafts- 
wissenschaft ist im Kommen. 
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Stahl-Satellit 
Machtverhältnisse und Militarisierung in Westdeutschland 


ROLF HINDER 


Westdeutschland wird in einem doppelten Sinne zum stählernen Satelliten. Die 
Macht verlagert sich mehr und mehr auf die Schwerindustrie. Die Militarisierung 
macht uns zum Werkzeug der westlichen Politik. Für die „Verteidigung“ werden 
„wie im Vorjahre 9000 Millionen DM bereitgestellt. Davon entfallen auf den Auf- 
bau der deutschen Streitkräfte 8768 Millionen DM und auf restliche Stationierungs- 
kosten der alliierten Truppen (1. April bis 5. Mai 1956) 232 Millionen DM. Da- 
neben werden wie bisher für die Berliner Besatzungskosten und für die Folge- 
kosten in Berlin rund 200 Millionen DM veranschlagt. Der Verteidigungs- 
aufwand, der im unmittelbaren Zusammenhang mit dem Aufenthalt nichtdeut- 
scher Streitkräfte entsteht, wird auf rund 391 Millionen DM geschätzt. Hierin 
sind 190 Millionen DM für die Abgeltung von Besatzungsschäden enthalten. 


Weitere 2420 Millionen DM werden dem Besatzungskosten- (Stationierungs- 
kosten-) Überhang entnommen, um Besatzungs- bzw. Stationierungskosten im 
Rechnungsjahre 1956 zu zahlen. Es handelt sich dabei um die Abwicklung von 
Resten aus vergangenen Jahren, nämlich um restliche 1620 Millionen DM an 
Besatzungskosten und 800 Millionen DM an Stationierungskosten. Für Verteidi- 
gungs- und Besatzungsausgaben werden also zusammen rund 12000 Millionen DM 
ausgegeben. Die Verteidigungsausgaben sind aber weit höher, wenn man die 
vielen Posten, die nicht ausdrücklich als Rüstungsaufgaben im Bundeshaushalts- 
plan verzeichnet sind, dazuzählt.“”!) Es sollen beispielsweise in den Jahren 
1956 bis 1958 allein 10,5 Milliarden DM für westdeutsche Militärbauten ausgege- 
ben werden. Ganze Kasernen-Dörfer werden mit oder an Truppenübungsplätzen 
entstehen. Insgesamt 45 Milliarden DM, so vernehmen wir aus dem Munde des 
Bundesministers für Verteidigung, wird der höllische Luxus unserer Aufrüstung 
kosten. Rechnet man die 20 Milliarden dazu, welche für den sogenannten Atom- 
schutz vorgesehen sind, so ergibt sich die astronomische Summe von 65 Milliar- 
den DM. Man wird sie über den Weg einer schleichenden Inflation auf die breiten 
Massen abwälzen, die man gleichzeitig zu größerer heroischer Bewährung vor 
den atomaren Tatsachen auffordert. 


Kapitulation der Vernunft 


Vielleicht ist die Sprache dieser Zahlen wie nichts geeignet, dem Leser klar 
zu machen, welch ungeheuerliche Leistung und welcher Aufwand betrieben wer- 
den für die Ingangbringung und Unterhaltung der Rüstungsmaschine und für 
die Verwandlung der westdeutschen Bundesrepublik in ein bedeutendes Heer- 
und Waffenlager der NATO. Dabei darf man nicht dem Irrtum verfallen, als 
ob die Rüstungsausgaben nur an die Stelle sonst ohnehin fälliger Besatzungs- 
kosten treten würden. Die Milliardenbeträge für die Okkupationstruppen (jähr- 
lich 9000 Millionen DM) waren ein vom Sieger auferlegtes Soll, das mit dem 
Wegfall der Besatzung und mit der Rückerlangung der Souveränität früher 


1) Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung Nr. 214 vom 
12. November 1955. 
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oder später ohnehin entfallen mußte). Auch kann man nicht erneuten Unsinn und 
Verschleiß mit dem Hinweis rechtfertigen, daß man ihn ja nur an Stelle vergan- 
gener Ausbeutungen hinzunehmen brauche. 

Hier wird man einwenden, daß die Aufrüstung in solchen Ausmaßen sowohl 
im Hinblick auf die militärischen Voraussetzungen des Ostens als auch im Hin- 
blick auf eine Erfüllung der Verpflichtungen gegenüber den atlantischen Vertrags- 
partnern unumgänglich sei. Die Frage nach der Effektivität (d. i. der Wirksamkeit) 
einer Verteidigung tritt in dem sonst so wissenschaftlichen Jahrhundert selt- 
samer Weise zurück. Wettrüsten erscheint als Trumpf. Während uns aus den letzten 
Kriegsjahren der Plunder unzulänglicher Kampf- und Abwehrmittel noch in leb- 
hafter Erinnerung sein sollte, bieten schon wieder beflissene, erfinderische 
Händler ihre Utensilien an. Die Konjunktur verlagert sich mehr und mehr in 
das Ermessen der staatlichen Auftraggeber. Die Zahlungsmittel bringt das Volk 
auf, vornehmlich durch ein dem Etatismus zum Segen gereichendes Steuerauf- 
kommen. 

Zwar ist die militärische Welt atomar und nuklear revolutioniert worden. 
Aber die Stimmen, die den Wahnsinn eines konventionellen Kräfteverschleißes. 
und den Leerlauf überholter Rüstungsbemühungen öffentlich gebrandmarkt haben, 
sind immer mehr verstummt. Lediglich in der Geräuschkulisse millionenbespick- 
ter Werbemaschinen verklingt noch ein müdes Aufbegehren einer unsicheren 
Opposition. Doch die Manager der Überproduktion lassen sich ihre Rüstungs- 
spekulationen nicht mehr zunichte machen. Das öffentliche Gespräch ist längst 
von der Frage nach der Notwendigkeit der Rüstung abgerückt und in die Diskus- 
sion um den Anteil an dem großen Busieness umgeschlagen. Wer wollte zurück- 
stehen, wo sich die anderen um die Beute reißen? Die Welt erlebt an Deutschland. 
eine Kapitulation der Vernunft. 


Vorrang von Kohle und Stahl 


Fragen wir angesichts einer solchen Entwicklung nach den gesellschaftlichen 
Voraussetzungen, die diesen Zusammenbruch der Vernunft erst möglich machen 
konnten, so gibt uns der Rückblick auf die Neuordnung der monetären Verhält- 
nisse am Währungsstichtag des Jahres 1948 Aufschluß. Hier wurde nicht nur ein 
gestörtes Währungsgefüge wieder intakt gebracht. Hier wurde mittels währungs- 
politischer Manipulationen eine unzulängliche Gesellschaftsordnung installiert 
bzw. restauriert. Die Folge der sogenannten Geldreform war die Mittellosigkeit 
der breiten Massen, vor allem des soliden Kleinsparers, der sein Geld in Ver- 
sicherungsprämien und auf Sparkonten einst den Großen zur Benutzung ange- 
sammelt und nun verloren hatte. Eine andere Folge war der Wiederaufstieg der 
Finanzmagnaten, der Schwerindustrien, der Kapitalgesellschaften, der Sachwert- 
besitzer, die jetzt selbstherrlich, die künftigen Wohltäter eines sich hochrappeln- 
den und außer Atem geratenden Volkes in der Wirtschaftswunderwelt wurden. 
Unter ihnen allen voran die Produzenten von Kohle und Stahl als der noch wich- 
tigsten Grundstoffe der europäischen Industrien. 

Sehen wir uns beispielsweise die Entwicklung der großen Stahlgesellschaften 
an, so stellen wir fest, daß allein neun Hüttengesellschaften an der Ruhr bis zum 
Geschäftsjahr 1954/55 in der Lage waren, 15 Millionen t Stahl der rund 21,4 Millio- 


‘!) Inzwischen haben die Westalliierten weitere Zahlung von Stationierungskosten 
gefordert, obwohl nach den NATO-Verträgen mit wiedererlangter Souveränität diese 
Tribute entfallen sollten. 
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nen westdeutscher Jahresgesamtproduktion anzubieten. Diese Gesellschaften konn- 
ten bereits 1950 damit beginnen, „ihre Anlagen zu erneuern und zu modernisieren. 
Durch die Hochkonjunktur im letzten Geschäftsjahr haben die Werke im allge- 
meinen recht gut verdient und bekamen damit die Möglichkeit, ihre Investitions- 
anstrengungen weiter zu verstärken.“ Ein eigens zu diesem Zweck gemachtes 
Gesetz, das sogenannte Investitionshilfegesetz, leistete hierbei wertvolle Hilfe- 
stellung: „Die Gesellschaften konnten große Teile ihres wirtschaftlichen Ertrags 
für die Eigenfinanzierung der Investitionen verwenden, ohne vorher von diesem 


Ertrag Steuern zahlen zu müssen." Alle Stahlwerke, so heißt es, haben diese Mög- 
lichkeit in starkem Maße ausgenutzt. 


Eigengesetzlichkeit der Produktionsgiganten 


Die Akkumulation von Volksvermögen in der Hand weniger Großer wurde 
auch durch die Bemühungen gegen weiteres Investieren kaum gestört. Vielmehr 
wirkten diese Bemühungen auf dem Hintergrunde des Investitionshilfegesetzes 
wie die Hilflosigkeiten des Zauberlehrlings, der die Geister nicht mehr los wurde, 
die er selbst gerufen hatte. Man konnte damit bloß im kleinen Erfolg haben. Daß 
diese Bemühungen angesichts einer auf Wettrüsten eingestellten und auf 
Materialschlachten präparierenden „Verteidigungspolitik“ auch gar nicht anders 
gemeint sein konnten, bestätigt der obige Bericht. Diesem zufolge werden fast 
alle großen gemischten Hüttenwerke an der Ruhr in dem am 1. Oktober 1955 
begonnenen Geschäftsjahr 1955/56 ihre Stahlkapazität weiter ausbauen. Das 
treffe nicht nur, so wird ausdrücklich betont, für die August-Thyssen-Hütte und 
den Bochumer Verein zu, „sondern zum Beispiel auch für Phönix-Rheinrohr, 
Klöckner, Mannesmann und die Westfalenhütte“ !). 


Schienen die Bemühungen um einen Investitionsstopp zur Verhinderung von 
Überproduktion und Marktstörungen Maß und Vernunft unserer Wirtschafts- 
politik anzudeuten, so zeigt der Bericht eindeutig den unaufhaltsamen Dynamis- 
mus einer auf den Primat von Kohle und Stahl abgerichteten Wertrangordnung 
und die Ohnmacht oder Abhängigkeit der Politik von der Eigengesetzlichkeit 
dieser gesellschaftlichen Mächte. An der Spitze der gesellschaftlichen Wertskala 
steht jedenfalls die technizistische Okonomie. Erst auf der untersten Stufe folgen 
die geistigen Werte und die menschliche Seele mit ihren Bedürfnissen. Es trium- 
phiert ein rechenhafter Materialismus, der eiskalt und gebieterisch auf die Unter- 
werfung des öffentlichen, kulturellen, wirtschaftlichen und sozialen Lebens unter 
die Fuchtel seines Investitions-, Produktions- und Übersollfanatismus lossteuert. 


Volk als Satellit des „Stahls” 


Mit der das Großkapital einseitig begünstigenden „Währungsreform“ wurde 
nach dem Zusammenbruch eine gesellschaftspolitische Entwicklung eingeleitet, 
die das Währungsgebiet schließlich zum sozialen Satelliten der Schwerindustrie 
und insbesondere der Stahlkonzerne an Rhein und Ruhr formen mußte. Lag auch 
unmittelbar nach dem Währungs-Stichtag der Kurswert von Aktien weit unter 
deren Nennwert, so weiß man doch, was aus den preisgünstig aufgekauften Mon- 
tanaktien bald darauf geworden ist. Nach dem Stande des Umtauschwertes im 


1) Große Investitionsprogramme liegen auch für die Kohle (einschl. Braunkohle) 
und die der Kohle nachgeordnete Chemische Industrie vor. So wollen beispielsweise allein 


die Farbwerke Hoechst AG. im Jahre 1956 ebenso wie 1955 mehr als 200 Millionen DM 
investieren. 
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Jahre 1954 (letzter Umtauschtermin) hatte sich das Umtauschguthaben des Klein- 
sparers nur in geringen Ausnahmefällen geringfügig über seine 6,5 D-Pfennige 
für früher ersparte RM 1,— selbsttätig erhöht. Die Reichsmarkaktie mit einem 
Nennwert von RM 1000,— aber war bei der Stahlindustrie mitunter bis über einen 
Neuwert von DM 3000,— geklettert. Zwar gelang es einem branchenfremden 
Bremer Holzkaufmann noch 1949 für 15 DM das Stück Montanaktien in Mengen 
einzukaufen. Später entpuppten sich diese Aktienbündel bald als Sperrminori- 
täten und Machtpositionen in Millionenunternehmen der Kohle- und Stahl- 
industrie. 

Der satellitäre Charakter der Gesellschaft in Westdeutschland gegenüber den 
eigengesetzlich verankerten Stahlkonzernen offenbart sich in der Ohnmacht ge- 
genüber dem demokratischen Wahlapparat und den von den Schwerindustrien 
zusammengestellten Millionenwahlfonds für gewünschte Parteien und Abgeord- 
nete. Er zeigt sich in den daraus hervorgehenden Abgeordneten des Volkes, die 
neben ihren Schlüsselstellungen in Bundestagsausschüssen und Kontrollgremien 
auch wesentliche Funktionen bei den großen Konzernen ausüben. Der satellitäre 
Charakter zeigt sich in der Abhängigkeit der westdeutschen Presse, die, soweit 
sie nicht mit amerikanischen ERP-Mitteln oder russischen Rubeln gewachsen ist, 
ihre Existenz, ihren Stil und ihre politische Haltung großenteils den Inserenten 
der Schwerindustrie verdankt, ob diese nun Stahl und Kohle anbieten oder Todes- 
anzeigen in Auftrag geben. Er zeigt sich darüber hinaus in der architektonischen 
Gestaltung des westdeutschen Lebensraumes, in dessen materialistischer Stahl- 
beton- und Neonarchitektur, in der Wolkenkratzer- und Bienenwabenkultur, den 
Wohnmaschinen und der Mammutbürokratur, die der sichtbare Ausdruck 
einer massiven Kontrolle und Beeinflussung der Architektenverbände, der kom- 
munalen Entscheidungen, der Haushaltsausschüsse und Planungsbehörden und 
einer massiven Durchdringung des gesamten Inlandsmarktes mit den Erzeugnissen 
der Schwerindustrien sind. 


Stahl oder Nation? 


Während nach dem Ersten Weltkrieg die Interessen bei Kohle und Stahl 
noch mit den Interessen der Nation gleichlaufen konnten, ist die Interessenlage 
der Nation heute eine andere. Das nationalliberale und später deutschnationale 
Bürgertum der Großindustrien um die Jahrhundertwende war ein Eckpfeiler der 
nationalen Kräfte im Reich. Alte Familien und große Tradition, deutscher Wirt- 
schaftspionierdienst und nationaler Leistungswille waren die soziologischen 
Grundlagen der damaligen kapitalistischen Gesellschaft. Auch nach dem Ersten 
Weltkrieg waren diese Voraussetzungen im großen und ganzen dieselben ge- 
blieben. Die Nation mußte wieder erstarken, nachdem sie entmachtet war. Dicht 
zusammengedrängt, eingekreist und auf dem Weltmarkt eifersüchtig überwacht, 
bedurfte sie der produktiven Ausdehnung, schließlich der Rüstung zur Sicher- 
stellung ihre Existenz. Nicht bedurfte sie des Krieges und der in seinem Gefolge 
unvermeidlichen Zerstörungen, Überwältigungen und Demontagen. Vielmehr be- 
durfte sie der Entmachtung der eigensüchtigen Riesengesellschaften und der Kon- 
trolle von Kohle und Stahl durch die Gemeinschaft aller daran Beteiligten und 
Interessierten. 

Heute wird die nationale Existenz gerade von den Schwerindustrien her in 
Frage gestellt, weil diese Industrien dank ihrer Produktions- und Verkaufsinter- 
essen sich in den Ost-West-Gegensatz besser einfügen als in die uns aufgetra- 
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gene Paralysierung des Weltgegensatzes und dessen Liquidation durch Politik. 
Die Produzenten des Stahls, die unser Parlament, unseren Bundeshaushalt und 
unsere Rüstungspolitik maßgebend beeinflussen oder kontrollieren, können nicht 
desinteressiert sein an dem Riesenverschleiß des künftigen „Luftschutzes“, dessen 
Antiquität sie nicht einmal leugnen. Sie entwerfen gewaltige Programme für einen 
bautechnischen Atomschutz, wobei sie unter Verwendung altruistischer und Be- 
sorgnis bezeugender Werbeslogans auf Riesenumsatz an Stahl- und Panzerein- 
richtungen hinzielen. Indessen hat die militärisch-strategische Revolution zum mo- 
dernen Atom- und Wasserstoffbombenkrieg den Deutschen eine Aufgabe ge- 
stellt, die mit Kohle und Stahl und der Primitivität daraus erwachsender Gewalt 
nicht mehr gelöst werden kann, eine Aufgabe, deren Lösung zwar für das Über- 
leben auch der Stahlproduzenten unerläßlich ist, deren Lösung aber gerade nicht 
die rasende Steigerung der Stahlproduktion und ihres Absatzes zu versprechen 
scheint. 

Das Zuwiderlaufen der beiderseitigen Interessen von Stahl und Nation ist das 
gesellschaftspolitische Verhängnis unserer Tage. Eine unabhängige Politik in 
Deutschland scheint schlechterdings nicht möglich, solange das Volk in den Ka- 
tegorien der Subventionierung und Fremdfinanzierung und nicht nach den Prin- 
zipien der Selbsthilfe denkt!). Eigenständige politische Kräfte, die sich auf eine 
eigenständige politische Presse stützen könnten, sind daher so gut wie nicht vor- 
handen. Ob sie zustande kommen und ob sie sich gegen die Propagandaflut der 
produktionssüchtigen Kreise an Rhein und Ruhr durchsetzen können, hängt weit- 
gehend von der gesellschaftspolitischen Konzeption ab, die man an die Deutschen 
herantragen wird, und von der Aufnahmefähigkeit eines durch Materialismus ab- 
gestumpften Volkes. Fest steht nur soviel, daß die Beherrscher von Stahl und 
Kohle einstweilen aus allen erneuerungsfähigen Sammlungen ausscheren wer- 
den und die auf das Atomkriegsverbrechen tendierenden Kräfte mit Millionen- 
fonds ausstatten und abstützen gegen jede, ihre Machtposition gefährdende neue 
Kraft. Die beherrschte Masse und deren willenlose Ergebenheit ist das gewünschte 
Ziel. 


Massenkonformismus statt Freiheit 


Gleichschaltung des Massengeschmacks und dessen Ausrichtung auf die pro- 
duktionstechnisch angestrebten Ziele, Ausschaltung von Landvolk, Handwerk 
und Intelligenz als „ökonomischer Störungsfaktoren“, Abhängigmachung von 
Kunst und Wissenschaft, Entmündigung des kleinen Mannes im Wohlfahrts- und 
Steuerstaat und in einem überfälligen System sozialer Hilfen, das alles führt zur 
nivellierten Gesellschaft, zur Auflösung der Korporationen, zur Entwürdigung 
der Einzelperson. Dieser Massenkonformismus und die ihn bedingende gesell- 
schaftspolitische Struktur geben uns vielleicht den trefflichsten Beweis für die 
innere Nähe von Kapitalismus und Bolschewismus, in deren Auseinandersetzung 
wir mithineingezogen werden sollen. So findet auch die massenkonformistisch 
betriebene Bereitstellung des westdeutschen menschlichen und wirtschaftlichen 
Potentials für Zwecke einer fremden Kriegsmaschine ihr Gegenstück auf der 
anderen Seite des Eisernen Vorhangs. 


1) In diesem Zusammenhang darf nicht übersehen werden, daß die Produzenten von 
Stahl und Kohle großenteils vom Ausland beherrscht bzw. kontrolliert werden. Das gilt 
etwa für die Dortmund-Hörder-Hüttenunion, die Klöckner-Werke-AG, Phönix-Rheinrohr, 
die Deutschen Edelstahlwerke, die Niederrheinische Hütte, den Bochumer Verein, die 
Harpener Bergbau-AG, die Gelsenkirchener Bergwerks-AG u. v.a.m. 
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Nichts stellt die massenkonformistische Entwicklung bei uns deutlicher vor 
Augen als der Aufbau, in dem man die Organisationszentren dieser Einheitswelt 
gestaltet. Die Paläste der neuen Geld- und Kriegsbürokratie erstehen in unseren 
Städten als die ersten sichtbaren Zeugen einer kulturellen Bolschewisierung 
unseres Landes, die in einem seltsamen Widerspruch zu dem oberflächlichen anti- 
bolschewistischen Terror stehen, mit dem man den totalen Staat vorbereitet. Sie 
deuten die hintergründigen Zusammenhänge an zwischen der materialistischen 
Veraschungspropaganda und den fadenscheinigen Friedensbeschwörungen eines 
Systems, das auf die völlige Gleichschaltung der Menschen und die Beherrschung 
dieser gleichförmigen Massen durch die Bürokratie hinarbeitet. Sie sind der 
Beleg für die materialistische Identität von Ost und West. 

Der Massenkonformismus des Westens ist der erschütternde Gegenbeweis 
angesichts der propagandistischen Phraseologie von der angeblich gefährdeten 
Freiheit des Individuums und von der Verteidigungsnotwendigkeit zugunsten 
dieser Freiheit. Wo ist noch Freiheit, wenn das Individuum derartig entmündigt, 
nur ausgestattet mit den schalen Verbrauchsgütern einer erfinderischen Konsum- 
industrie, für das große Sterben des atomar und nuklear geführten Großkrieges 
fertig gemacht wird? Wo ist noch Würde der Person und Werthaftes, das gegen- 
über einer anderen massenkonformistischen Weltideologie verteidigt werden 
könnte? Wo ist noch der Sinn, für den man einen Menschen überzeugend zum 
Einsatz seines Lebens auffordern dürfte? Die „Freiheit der Rede” ist nur das 


Mittel, den Massen die Lauterkeit der Absichten und Maßnahmen glaubhaft zu 
machen. 


Revision der Wertrangordnung 


Eine gewisse rüstungslüsterne Presse, gelenkt durch die Inseratenverteiler, 
unterstützt inzwischen den Rückfall in den totalen Staat. Der Abbau der Grund- 
rechte wird psychologisch vorbereitet. Der Kampf um das Wahlgesetz stellte sich 
dar als ein Ringen gegen die Selbstentleibung der Demokratie. Die Heraufkunft 
des Wehrzwangsstaates mutet an wie die Beschwörung von Geistern, da die 
Wehrpflicht angesichts der Revolution von Taktik und Strategie, von Vernich- 
tungsmitteln und Waffenträgern hoffnungslos veraltet ist. Hinter dem Wehr- 
zwangsstaat dämmert schon der Arbeitszwangsstaat herauf. Ernsthafte Leute 
sagen, es sei nur noch eine Frage der Zeit, daß man in Deutschland wieder Men- 
schen „an die Wand stellt“ oder in Konzentrationslagern von der „Gesellschaft“ 
isoliert, Das Abwerbesystem mit Weglocken von Fachkräften und Militäranwär- 
tern hat bereits auf deutschem Boden zur Ahndung mit der Todesstrafe geführt. 


Will man diesen verhängnisvollen Entwicklungen entgehen, muß man sich 
zunächst über eine gültige Wertrangordnung Klarheit verschaffen. Jeder gesell- 
schaftlichen Ordnung liegt eine bestimmte Rangordnung der Werte zugrunde. 
So stellen die kapitalistische und die kommunistische Gesellschaft die Wirtschaft 
an die Spitze aller Werte. In der Überschätzung der Okonomie als des höchsten 
Lebenszweckes erweisen sich Kapitalismus und Bolschewismus als zwei Formen 
ein- und derselben materialistischen Wertgläubigkeit. Solange auf beiden Seiten 
des Eisernen Vorhangs die gesellschaftlichen Verhältnisse sich ihrem Wertprinzip 
nach entsprechen, kann keine von beiden Seiten der anderen überlegen sein. Das 
Wertgebäude der westlichen Welt kann auch dann nicht als das vortrefflichere 
erscheinen, wenn ein riesiger Aufwand an Propaganda die Vorzüglichkeit ersetzen 
soll. Eine unerläßliche Selbstrevision im Westen muß dort ansetzen, wo das 
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maäterialistische Grundgesetz die Sozialordnung fragwürdig macht. Eine derartige 
Selbstrevision bedeutet Preisgabe der kapitalistischen Gesellschaftsordnung bzw. 
der ihr zugrunde liegenden liberalistisch-marxistischen Wertgläubigkeit, bedeutet 
Hinwendung zu einer Wertrangordnung, in der die höheren geistigen, sittlichen 
und religiösen Werte des Menschen an der Spitze stehen. 

Es taucht die Frage auf, ob es in der westlichen Welt überhaupt möglich ist, die 
gegenwärtig herrschende Wertrang- und Gesellschaftsordnung preiszugeben? Ob 
nicht die „betonierte Daseinswirklichkeit“, die Unabänderlichkeit der Verhält- 
nisse, jede derartig tiefgreifende Erneuerung von vornherein illusorisch macht? 
Ob nicht gar eine Revision angesichts der „erforderlichen“ Rüstungsbemühungen 
und technisch-militärischen Lage geradezu unerwünscht ist und, im Gegenteil, 
noch größere Produktionsanstrengungen und Leistungssteigerungen erforderlich 
sind? — Die „betonierte Daseinswirklichkeit“ ist nur ein Bild für die heute tat- 
sächlich gegebene gesellschaftliche Lage. Das Bild wird fragwürdig, sobald es in 
prognostischer Absicht zu der These überfordert wird, daß auch in Zukunft die 
Verhältnisse kaum nennenswert Neues und Schöpferisches erwarten lassen. Wo 
derartige Spekulationen in der Soziologie vorkommen (Schelsky), muß man 
widersprechen. Die Geschichte ist wandelbar wie die Zeit. Sie läßt sich ihre 
schöpferischen Ursprünge und Mutationen nicht vorwegnehmen. Daß aber die 
westliche Welt ausgerechnet zu ihrer Selbsterhaltung produktive Leerläufe wahr- 
nehmen müsse, ist ein widerlegbarer Irrtum. 


Auftrag der technischen Weltzivilisation 


Man kann kaum darüber streiten, ob eine weitere Steigerung unserer Stahl- 
produktion sich als Verhängnis auswirkt oder nicht. Fest steht, daß wir die Stahl- 
produktion nicht unabhängig von ihren wirtschaftlichen Nebenerscheinungen be- 
trachten dürfen. Wir haben bereits früher berichtet, daß sich der Wasserbedarf zur 
Produktion einer Tonne Stahl auf ca. 20 cbm Wasser beläuft!). Rechnen wir die 
Kohle dazu und die für den Abbau der Kohle erforderliche Holzmenge (Gruben- 
holz), so ergibt sich allein zur Herstellung der 21 Millionen Tonnen Stahl ein Ver- 
brauch an einigen hundert Millionen Tonnen lebenswichtiger Rohstoffe, an denen 
ohnehin auf der Erde Mangel besteht. Der Wasserbedarf der Industrie im Lande 
Nordrhein-Westfalen (gesamte Industrie einschl. Kohle, bei der pro Tonne ein 
Wasserbedarf von ca. 3cbm erforderlich ist) betrug im Jahre 1952 bereits 2241 
Millionen cbm Wasser’). Einer ernstlichen Gefährdung der Wasserversorgung 
für die Bevölkerung konnte nur durch die immer umfangreicheren Anlagen von 
neuen Talsperren im Sauerland begegnet werden. Der Kohlebedarf aber kann 
längst nicht mehr aus den bodenständigen Kohleproduktionen gedeckt werden. 
Bei einer Jahresförderung im Bundesgebiet von mehr als 132 Millionen Tonnen 
Kohle 1955 können wir in kalten Wintern längst nicht einmal mit einer Vollver- 
sorgung der Bevölkerung mit Hausbrandmaterial rechnen. Während der Groß- 
verbraucher Stahl seine Kapazitäten ausweitet und seine Produktion ständig steigt 
(im Jahre 1956 soll die Jahresproduktion auf ca. 24 Millionen Tonnen Stahl ge- 
steigert werden) und während man für ca. 10 Milliarden DM Kaserneneinheiten 
neu erstellen will, mußten bereits im zu Ende gehenden Winter 1955/56 unsere 


2) vgl. Gemeinschaft und Politik Nr. 2/1953, S. 28 ff. y Aal: 
2) Hans Werner Koenig, Die Bedeutung der Biggetalsperre für das Ruhrgebiet, in 
Westfalenspiegel Nr. 9/1955, S. 48 ff. 
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Schulen vorübergehend geschlossen und auf der Kohle in Essen Menschen durch 
Polizei vom Diebstahl der Hausbrandkohle auf Verladebahnhöfen gewaltsam ab- 
gehalten werden. 

Das Schicksal der Technik und der mit ihr verbundenen Weltzivilisation hat 
längst eine tiefere Bedeutung offenbart. Der Glaube an die unendliche Ausbeutung 
der Weltenergien, Rohstoffe und Böden hat sich als tödliche Gefahr erwiesen. 
Der kapitalistische Konzernimperialismus ist mit den Weltkriegen längst in die 
Krise geraten. Was als „innerweltliche Askese“ im Sinne Max Webers noch 
Antrieb egozentrischer Industriepioniere war, ist heute unzureichend für die Be- 
gründung weltwirtschaftlichen Handelns. Die Erdbevölkerung ist ins Gigantische 
angewachsen, die Versorgung der Menschenmassen problematisch geworden. 
Die Völker der unterentwickelten Gebiete stellen unüberhörbar ihren Anspruch. 
Die Atomtechnik erlaubt nicht nur, auf die Überwindung der Rohstoffsorgen und 
auf Erschließung neuer Energiequellen zu hoffen. Sie verpflichtet auch zur inter- 
nationalen und gemeinschaftlich organisierten Bewältigung der vorher unge- 
kannten Kräfte. Sie läßt die individuelle Ausbeute und Entfesselung der neuen 
Energiequellen nicht mehr zu. Hier geht es nicht nur um die Inanspruchnahme 
irgendwelcher Nutzungs-, Schürf- und Abbaurechte. Hier geht es um die Inan- 
spruchnahme der gesamten Erdatmosphäre, der Meere und Winde, des Erdklimas 
und der Bodenfruchtbarkeit, mithin um die Daseinsgrundlagen der Menschen und 
Völker überhaupt. 

Der Weg zur Selbstbehauptung 


Will die westliche Welt den Notwendigkeiten der Gegenwart und Zukunft 
Rechnung tragen, so muß sie den Erfordernissen des Atomzeitalters, dem gigan- 
tischen Wachstum der Erdbevölkerung und dem Mangel in der Welt gerecht wer- 
den. Dies kann sie nur, wenn sie ihre aus dem 19. Jahrhundert stammende Sozial- 
und Wirtschaftsstruktur revidiert. Die westliche Welt kommt an der Revision 
nicht vorbei, wenn sie auf die Dauer gegenüber dem Osten und vor den außer- 
halb der Blöcke stehenden Völkern bestehen will, um so weniger, als sie der Erbe 
des kompromittierenden europäischen Kolonialismus ist, der die asiatisch-afri- 
kanischen Nationen noch mit Mißtrauen erfüllt. Der Westen bedarf der gesell- 
schaftspolitischen Erneuerung gerade um seiner Selbsterhaltung und Selbstver- 
teidigung willen. Wer das bestreitet, ist im Grunde ein „Feind der westlichen 
Welt“. Neuordnung der gesellschaftlichen Verhältnisse ist die conditio sine qua 
non für die führende Stellung des Westens in der Welt. Wer den Westen festhalten 
will in der Sinnleere und Unfruchtbarkeit seiner verschwenderischen Konsum- 
wirtschaftsgesellschaft und deren marxistisch-liberalistischer Wertrangordnung, 
bricht mit am Damm gegenüber einer zermalmenden Flut. 

Vor diesen Hintergründen müssen wir auch die westdeutsche Aufrüstung 
und ihren Wert für die westliche Selbstverteidigung betrachten. Den Einsichten 
in die übergreifenden Zusammenhänge kann sich nur verschließen, wer an dem 
Geschäft der Rüstung mitgewinnen will und über den kurzen Augenblick seiner 
profitlichen Erfolge hinaus nichts sieht. Er hilft mit, Westdeutschland zum mi- 
litanten Satelliten zu machen, so wie Mitteldeutschland ein Mitläufer des 
östlichen Imperialismus ist. Aber die Welt braucht nicht stumpfe Mitläufer. Die 
Verteidigung eines bestimmten Managersystems ist für den Fortbestand der 
Menschheit uninteressant. West und Ost benötigen an ihrer Seite Kräfte, die ihnen 
einen Fingerzeig geben können, wie man aus der Sackgasse des Schreckens ge- 
langt, ohne den Bestand der menschlichen Rasse und Kultur zu riskieren. 
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Amerikanische Selbstkritik 


Ohne ideologisches Rückgrat? 


Hat Amerika den ideologischen Kampf 
verloren? Diese Frage stellte Patrick A. 
O'Boyle, Erzbischof von Washington, in 
einer viel beachteten Rede Anfang dieses 
Jahres. Er erklärte, die USA seien gerade 
auf jener Ebene vom Kommunismus über- 
rundet und außer Kampf gesetzt worden, 
auf der ihre Bemühungen am größten sein 
sollten: nämlich auf jener der Ideale und 
Ideen. Amerika versuche der Welt durch 
wirtschaftliche Höchstleistung und militä- 
rische Macht zu irmponieren, während seine 
Gegner sich in ihren Schlagwörtern als die 
Verteidiger und Schützer des Rechts, des 
Friedens und der sozialen Gleichheit aus- 
gäben. Diese Welt brauche neben der mate- 
riellen Hilfe vor allem einen geistigen Rück- 
halt, ein ideologisches Rückgrat. O'Boyle 
kam auch auf das Problem der unterent- 
wickelten Gebiete zu sprechen. Bevor die 
freie Welt diese Völker auffordere, zwi- 
schen ihrer Freiheit und dem kommunisti- 
schen System zu wählen, müsse sie sicher 
sein, daß ein Vergleich nur zu ihren Gun- 
sten ausfallen könne. 


„Es ist so leicht zu sagen“, führte der Erz- 
bischof aus, „daß die Kommunisten durch und 
durch materialistisch eingestellt sind und 
daß wir es sind, die Gott ehren und den 
Mitmenschen lieben. Sind wir wirklich im- 
stande, unsere Behauptung zu beweisen? 
Können wir auf die Anklage, unsere Filme 
seien ja ein Beweis, daß wir ein degradier- 
tes und wollüstiges Volk sind, eine stich- 
haltige Antwort geben? Was wollen wir 
denen entgegnen, die uns als Geldmenschen 
darstellen, deren einziges Ziel ein angeneh- 
mes Leben und ein gefüllter Geldschrank 
sei und die infolgedessen für die geistigen 
Reichtümer nicht viel übrig hätten? Sind 
wir denn sicher, daß man uns für idealer 
eingestellt hält als die Kommunisten? Un- 


glücklicherweise ist es leider so, daß für 
viele Leute der Unterschied zwischen den 
zwei Systemen nicht gerade groß ist“. 


Die Amerikaner seien enttäuscht und ver- 
wirst gewesen, da sie, um den Kommunis- 
mus zu bekämpfen, ihre Anstrengungen 
hauptsächlich auf die wirtschaftliche, poli- 
tische und militärische Ebene konzentriert 
hätten, statt den Kampf gegen diese Welt- 
anschauung mit geistigen Waffen zu füh- 
ren. Infolgedessen hätten sie ihre besten 
und größten Bemühungen ohne wesentliche 
Wirkung gesehen. Die freie Welt und mit 
ihr die Vereinigten Staaten ständen nun in 
einem solchen Kampf vor einer Wand, an 
der alle ihre Bemühungen abprallten, wenn 
auch die Gefahr eines neuen Krieges zu- 
rückgegangen sei. „Aber gerade jetzt füh- 
len wir irgendwie, daß wir die Schlacht ver- 
lieren. Während wir versuchen, hier ein 
Loch zu stopfen und dort eine Lücke zuzu- 
mauern, überschwemmt eine Flut von Sym- 
pathie und Wohlwollen für den Kommunis- 
mus viele und große Gebiete Asiens und 
Afrikas.“ !) 


1) Vgl. Vaterland, Zeitung für die deutsch- 
sprachige Schweiz, vom 12. Januar 1956, S. 2. 
Vgl. dazu auch das kürzlich erschienene Buch 
„Vom Unfug der Gewalt“, in dem der ameri- 
kanische Publizist Louis Bromfield heftige 
Zeitkritik übt: In allen Ländern und insbe- 
sondere in den Vereinigten Staaten werde der 
Mann auf der Straße pausenlos bombardiert 
mit Äußerungen der Propaganda und der 
Presse, die darauf ausgingen, die Urteils- 
fähigkeit zu vernebeln und seine Vorurteile 
zu mobilisieren. Die USA versuchten im 
Grunde, die europäischen Nationen im Falle 
eines Krieges als Brustwehr zu benutzen. 
Vorbereitung auf den Krieg sei, ungeachtet 
allen Geredes vom Frieden, der beständige 
Inhalt der amerikanischen Politik gewesen. 
Bromfield, Vom Unfug der Gewalt, Econ- 
Verlag, Düsseldorf, 1955, 277 Seiten, DM 14,80. 


Kritische Stimmen in Deutschland 


Bundesminister gegen Materialismus 


Mit einer Schärfe, wie bisher selten von 
ihm erlebt, griff Bundesminister Ludwig 
Erhard auf einer Kundgebung gewisse Er- 
scheinungen in unserem wirtschaftlichen 
Leben an!). Zur Überraschung der anwesen- 
den hundert führenden Persönlichkeiten 
aus Westdeutschlands Regierungen, Parla- 
menten und Wirtschaft wählte der Minister 


einige Formulierungen, wie sie bisher nur 
in ausländischen Reportagen zu finden 
waren. Vor allem wandte er sich gegen eine 
allgemein festzustellende Unzufriedenheit 
in allen Schichten des Volkes und eine weit- 
hin aufkommende Maßlosigkeit. Erhard 
sagte, die Menschen hätten heute im Wohl- 


1) in Düsseldorf am 31. 1. 1956. 
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stand jedes Maß verloren. Maßlos seien 
ihre Forderungen nach höheren Preisen 
und Löhnen. Maßlos sei aber auch, sich ver- 
antwortungslos auf das freie Spiel von 
Angebot und Nachfrage zu berufen. Auch 
in der Wirtschaft habe das Wort von der 
christlichen Nächstenliebe seine Bedeutung. 
Vieles, was sich zur Zeit in Westdeutsch- 
land abspiele, sei unser unwürdig. — Auf 
der gleichen Tagung sprach auch Bundes- 
innenminister Gerhard Schröder. Er rief 
auf zu einer geschlossenen „Abwehrfront 
gegen den Materialismus.“ 


Man freut sich, daß die Wortführer unseres 
Nachkriegsmaterialismus inzwischen den 
Mut haben, zur Abwehrfront gegen eine 
Entwicklung und Gesinnung aufzurufen, 
deren Repräsentanten sie selber sind. Aber 
darf man die Beschwörungen der Minister 
etwa als Auftakt zu einer umfassenden 
Wende in Staat und Gesellschaft betrach- 
ten? Oder muß man vielmehr befürchten, 
daß man nach idealistischer Bereitschaft bei 
den Massen für eine katastrophale Entwick- 
lung unserer Politik ruft? Wenn wir jetzt 
auf die Formeln „Gold gab ich für Eisen“ 
oder „Kanonen statt Butter” vereidigt wer- 
den sollen, dann allerdings hätte die Um- 
kehrung der Begriffe ihren närrischen 
Höhepunkt erreicht. Selbst der Zeitpunkt 
der Ministerreden während des rheinischen 
Karnevals wäre keine hinreichende Begrün- 
dung dafür. 


Christliche Selbstkritik 


Aus dem gemeinsamen Fasten-Hirtenbrief 
der deutschen Bischöfe vernehmen wir fol- 
gende Anklage gegen den Materialismus: 
„Ihr wißt, daß in unseren Tagen eine Irr- 
lehre drohend ihr Haupt erhebt, die sich 
selbst nennt den dialektischen Materialis- 
mus... Dieser dialektische Materialismus 
behauptet, daß es nichts gebe als die Ma- 
terie... Zum erstenmal, so lange die Welt 
besteht, wird fast die gesamte Jugend gro- 
ßer Völker ohne Gott und gegen den Glau- 
ben an Gott erzogen... Dazu kommt aber 
eine andere Sorge, und gerade sie läßt uns 
Bischöfe Euch heute diesen gemeinsamen 
Hirtenbrief schreiben. Müßten nicht wir 
Christen um so gläubiger sein, je mehr der 
dialektische Materialismus sich ausbrei- 
tet... Stattdessen beobachten wir Bischöfe, 
wie viele unserer Gläubigen selbst prak- 
tisch dem Materialismus verfallen sind... 
So kann man ein Christ sein, der, wie man 
zu sagen pflegt, noch ‚praktiziert‘, und 
gleichzeitig schon dem praktischen Materia- 
lismus verfallen. Diese Halbchristen haben 
sich einen neuen Gott gewählt, und ihm 
sind sie mit Leib und Seele hingegeben. 


Und dieser neue Götze ist der sogenannte 
Lebensstandard, Besitz- und Genußgier. 
Dem Verdienst und Erwerb haben sie sich 
mit geradezu inbrünstiger Leidenschaft ver- 
schrieben. Fast ungehemmt greifen sie nach 
allen Möglichkeiten. Sie kennen nur noch 
Erwerb und Genuß... 

Dabei haftet dem hemmungslosen Streben 
nach Erwerb und Genuß geradezu etwas 
Gespenstisches an, wenn man auf den Hin- 
tergrund schaut, vor dem es sich vollzieht. 
Wir meinen die Bedrohung der Völker 
durch die sogenannte Atomkraft. Im August 
1945 fielen die ersten Atombomben auf 
Hiroshima und Nagasaki. ‚Die größten 
Autoritäten‘, so sagte ein führender Atom- 
forscher, ‚sind sich darüber einig, daß ein 
Krieg mit der Wasserstoffbombe durchaus 
zur Vernichtung der ganzen Menschheit 
führen könnte.‘ Und noch weiß keiner, 
welche Erfindungen uns bevorstehen... 
Die Völker und ihre Lenker sind ratlos ge- 
worden. Jeder ist gegen jeden mit Miß- 
trauen erfüllt und kann jeden vernichten. 
Wie gefährlich ist alles Leben auf dieser 
Erde geworden. Wie wurde offenbar die 
Vergänglichkeit der irdischen Dinge! Wirkt 
es nicht grotesk, daß ausgerechnet in die- 
ser Situation so viele Menschen sich 
krampfhaft an die brüchigen Dinge klam- 
mern und ihr Heil in möglichst viel Geld 
und Genuß suchen... Es ist unheimlich auf 
unserer Erde geworden. In der allgemeinen 
Ratlosigkeit und angesichts der ungeheue- 
ren Bedrohung kann uns nur einer helfen: 
Gott der Herr. Aber die Verfechter des 
dialektischen Materialismus leugnen ihn, 
und jene, die praktisch Materialisten sind, 
wähnen, über seine Gebote und über ihn 
selbst hinweggehen zu können. So wird 
Gott herausgefordert. Wehe uns, wenn sein 
Zorn gegen uns entbrennen sollte...“ !) 
Die Warnung der deutschen Bischöfe kenn- 
zeichnet unsere geistige und politische Si- 
tuation. Man hätte aber erwartet, daß man 
die Aufmerksamkeit der Gläubigen auf die 
wahren Verantwortlichen für den „prakti- 
schen Materialismus” in Staat und Gesell- 
schaft gelenkt hätte, Genügt es, von den 
Kanzeln gegen den „praktischen Materialis- 
mus" zu kämpfen, wenn man in Staat, Poli- 
tik und Wirtschaft den „praktischen Mate- 
rialismus“ derer duldet, die man zu ihrem 
politischen Auftrag jahrelang legitimiert 
hat? Oder will man glauben machen, daß 
wir von praktischen Idealisten regiert wur- 
den, deren Wirksamkeit nur zufällig solche 
Resultate gezeitigt hat? Niemals in der Ge- 
I) Auszug aus dem am 17. Januar 1956 ge- 
meinsam beschlossenen Hirtenbrief gegen 
den Materialismus. 
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schichte unseres Volkes hat es eine Zeit 
gegeben, in der wir einem unheilvolleren 
Materialismus verfallen waren als gerade 
in der Periode, in der das wählende Volk 
die Macht prononciert christlichen Politikern 
anvertraut hat! Man hätte erwartet, daß die 
Bischöfe ihre Warnung an die Einpeitscher 
des „praktischen Materialismus“ auf den 
Tribünen der Politik und in den Hochburgen 
‚des Großkapitals gerichtet hätten. Es wird 
hohe Zeit, daß die Hüter des Christentums 
in unserem Volk auf die allein Verantwort- 
lichen hinweisen. Oder sollte die Aktion der 
deutschen Bischöfe am Ende gar in einem 
Zusammenhang mit der neuerlichen „idea- 
listischen“ Kampagne führender Staatsmän- 
ner und Politiker Westdeutschlands stehen? 


Wissenschaft oder Kolportage? 


Der Marburger Historiker Ludwig Dehio 
schreibt die beiden Weltkriege zu Lasten 
des angeblichen deutschen Imperialismus. 
Die Kriegsschuldfrage löst Dehio mit einem 
einzigen Schlüssel im Gepäck: mit der En- 
bloc-Anklage gegen das angebliche deutsche 
„Hegemonialstreben". Diese Art von „Ge- 
schichtsschreibung” reiht sich würdig in die 
Kollektivschuld-Propaganda der Nachkriegs- 
jahre ein. Der Verfasser bekennt sich zur 
angelsächsischen Geschichtsauffassung und 
sagt: „Wir und nur wir (Deutsche) bedroh- 
ten die zentralen Lebensnerven der eng- 
lischen Weltmacht.” Für ihn sind „Imperia- 
lismus“ und „Cäsarismus" das „Typische“ 
deutscher Entwicklung. Er geniert sich auch 
nicht, deutsches „Hegemonialstreben“ für 
den Gegensatz zwischen Rußland und 
Amerika verantwortlich zu machen. Deutsch- 
land muß nach Dehio „als letzte und also 
höchste dämonisierte Hegemonialmacht des 
absinkenden Europas” seine geschichtliche 
Abdankung auf dem Altar der angelsächsi- 
schen Weltherren darbringen. Der Verfas- 
ser sieht in dieser Erkenntnis den Erweis 
unserer politischen Reife. So will er dem 
deutschen Volk eine „schöpferische Reak- 
tion“ auf die Epoche der Weltkriege er- 
öffnen. Das Buch hat weder wissenschaft- 
lichen noch politischen Wert. Es ist eine 
Herausforderung an alle, die sich endlich 
zur Überwindung der unfruchtbaren Ge- 
meinplätze von 1945 durchgerungen hatten. 
Ludwig Dehio, Deutschland und die Welt- 
politik im 20. Jahrhundert, R. Oldenbourg 
Verlag München 1955, 155 S., 8,50 DM 


Pritzkoleit: Die neuen Herren 


Das nicht ressentimentfreie Buch wird in 
seiner mitunter gehässigen Diktion über- 
höht durch die Unabweisbarkeit und Unwi- 
derlegbarkeit der mitgeteilten Tatsachen. 


Der Mangel an biographischer Genauigkeit 
und Vollständigkeit mag von denen emp- 
funden werden, denen das Herumsuchen in 
der individuellen Vergangenheit des Men- 
schen eine Herzenssache ist. Eine derartige 
Kritik (Spiegel) wird dem einzigartigen Ge- 
mälde nicht gerecht, das Pritzkoleit mit der 
Darstellung der überindividuellen Zusam- 
menhänge, der Verfilzungen und Machtbal- 
lungen sichtbar macht. In einer solchen Dar- 
stellung wäre das Fehlen beispielsweise 
einer vollständigen Liste mit den Namen 
der Träger von Bundesverdienstkreuzen ge- 
radezu ein Mangel gewesen, genauso wie 
die Aufzählung der Interessenvertretungen 
im Raume Bonn oder die Übersicht über den 
Bundesverband der Deutschen Industrie in 
diesem Rahmen nicht fehlen durften. 

Es gibt vielleicht kein Buch in Deutschland, 
das uns das Währungsverbrechen von 1948 
und seine gesellschaftspolitischen Folgen er- 
schütternder vor Augen stellt, keine bessere 
Übersicht über die Durchsetzung von Parla- 
menten und Behörden mit den Vertretern 
des Großkapitals. Nur wer die Machtkon- 
zentrationen auf dem Hintergrunde unseres 
staatspolitischen Geschehens im Dunkel des 
Ungewissen belassen möchte, vermag die- 
sem Buche abzusprechen, daß es in die Hand 
jedes politisch interessierten und politisch 
mitverantwortlichen Menschen in Deutsch- 
land gehört. Es gibt nur wenige Bücher über 
die „Wirtschaft”, die das Unwesen der Über- 
produktion, der Abhängigmachung des ge- 
samten öffentlichen Lebens von den Interes- 
sen und Kapitalien der Schwerindustrie, das 
Unwesen der Korruption und kriegslüster- 
nen Rüstungspolitik in seinen Vorausset- 
zungen so greifbar machen wie das vorlie- 
gende Werk. 

So kann man zusammenfassend, wie Pritz- 
koleit über die Vermachtung durch Schwer- 
industrie, im Hinblick auf diese Veröffent- 
lichung sagen: „Es wäre freilich zu viel, 
wollte man erwarten, daß die wirtschafts- 
politischen Zeitchronisten dergleichen Dinge 
im Wirtschaftsteil unserer Presse verzeich- 
neten oder daß sie sich nur den Anschein 
gäben, die Tätigkeit der industriellen Mana- 
ger, über deren Bilanzen, Aufsichtsratsreden 
und Pressekonferenzen sie getreulich be- 
richten, bis in deren Verbandsfunktionen 
und parlamentarische Ämter hinein zu ver- 
folgen. Die Vermachtung unseres wirtschaft- 
lichen und politischen Daseins vollzieht sich 
hinter einer Mauer des Schweigens, die von 
tüchtigen Baumeistern, Technikern der pub- 
lic relations, Werbefachleuten, Inseratenge- 
bern und -nehmern, so dicht gefügt ist, daß 
sie nur eitel Furcht und Respekt ins Land 
ausstrahlt: ein tiefes Unbehagen, das de- 
nen, die vor der Mauer stehen, das Gefühl 
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beständig wachsender Lebensunsicherheit 
vermittelt.” 

Kurt Pritzkoleit, Die neuen Herren, — Die 
Mächtigen in Staat und Wirtschaft, Verlag 
Kurt Deschh Wien — München — Basel, 
1955, 576 S., DM 19,80. 


Volk ohne Führung 


1919 schrieb der Historiker Friedrich Mei- 
necke: „Nur eine ganz starke diktatorische 
Gewalt auf demokratischer Basis und mit 
sozialistischer Tendenz, die die sozialen und 
politischen Errungenschaften und Rechte der 
Massen schützt, sie zugleich aber wieder an 
Pflicht und Zucht gewöhnt, vermöchte ein- 
mal das Problem der Sozialisierung des 
deutschen Wirtschaftslebens zu lösen.“ Der 
Historiker Hugo C. Backhaus nimmt dieses 
Zitat zur Erklärung und Rechtfertigung der 
nationalsozialistischen Ära. Aber wie immer 
man auch über Meineckes Ansicht denken 
mag, der Nationalsozialismus hat das Pro- 
blem der „Sozialisierung des deutschen 
Wirtschaftslebens“ nicht gelöst. In der Not- 
lage eines in vielem begründeten Weltkrie- 
ges ist er mehr und mehr seiner gesell- 
schaftspolitischen Aufgabe entwachsen und 
in ein Handeln der Zwangslagen und Not- 
lösungen abgeglitten. 

Zwar muß jeder Besonnene zustimmen, 
wenn „Mangel an Mut, die Angst vor der 
historischen Wirklichkeit und der Druck des 
Siegers“ von Backhaus als Gründe dafür ge- 


nannt werden, „daß der Nationalsozialismus 
bisher nur im Dunkel der Verleumdung und 
Entstellung, der Anklage und der Verurtei- 
lung, auf jeden Fall nur in seinen Schatten- 
seiten statt im Lichte seiner historischen Be- 
deutung gesehen worden ist.“ Doch dies und 
die zutreffende Erkenntnis, daß die Völker 
in der westlichen Welt „ans goldene Kreuz 
geschlagen“ sind, können den um Objekti- 
vität bemühten Verfasser nur bis auf den 
Weg der „Vaterlandstreue“ als seinen ein- 
zigen Ausweg aus unserer beklemmenden 
Situation verweisen. 

So viele klare Sichten Backhaus auch auf- 
reißt, er übersieht im letzten immer wieder, 
daß das „Vaterland“ unserer Treue erst wie- 
dergeschaffen werden muß. Es fehlen bei 
Backhaus die eigentlichen Wegweisungen 
und Ansätze zu Lösungen für eine ver- 
änderte, hilflos irrende Welt. So führt 
der übersteigerte Nationalismus denn auch 
zu der irrigen Auffassung, als ob jede Be- 
reitschaft zum Ausgleich zwischen den USA 
und den Sowjets für uns ein Verhängnis sei, 
bloß weil die Allianzen von Casablanca, 
Yalta und Potsdam zu den Verbrechen von 
1945 geführt haben. Es ist in diesem Zusam- 
menhang nicht zu übersehen, daß der Titel 
„Volk ohne Führung“ von Backhaus offenbar 
auch in einer „unbewußten Selbsterkennt- 
nis” für sein Buch gewählt wurde. 

Hugo C. Backhaus, Volk ohne Führung, 
Göttinger Verlagsanstalt, Göttingen 1955, 
GzIn., 264 Seiten, DM 11,60. 


Düsseldorfer Perspektiven 


Wer die Totalisierung des öffentlichen Le- 
bens in Westdeutschland in den letzten Mo- 
naten mit großer Sorge beobachtet und wer 
erlebt hat, wie die von der Christlich-Demo- 
kratischen Partei ausgehende Beeinträchti- 
gung der öffentlichen Meinung sich zu einer 
Gefährdung des Staates und seiner verfas- 
sungsmäßigen Grundlagen fortentwickelte, 
wird aufatmen unter dem Eindruck des 
nordrhein - westfälischen Aufbegehrens ge- 
gen diese Entwicklung zu Diktatur und To- 
talitarismus. Die Leidenschaft brachte ein 
angestautes Ressentiment gegen die höchste 
Spitze der westdeutschen Bundes-Politik zu- 
tage, das offenbar seit langem nurmehr 
mühsam unterdrückt worden ist. 


Was ist geschehen und was geschieht in 
Westdeutschland? Für die Weltöffentlich- 
keit bedeutsam dürfte die Feststellung de- 
mokratischer Politiker gewesen sein, daß 
in Westdeutschland eine Art Meinungster- 
ror sich zu Unerträglichkeit gesteigert habe, 
daß in Westdeutschland die Demokratie in 


Gefahr sei, der autoritäre, totalitäre Staat 
drohe, daß in Westdeutschland das Bewußt- 
sein erwacht, ein Satellit zu werden. 


Junge und alte Kräfte 


Man spricht davon, daß in Nordrhein-West- 
falen junge Kräfte am Werke seien. Es han- 
delt sich dabei um einige jüngere Mitglieder 
der Freien Demokratischen Partei. Man hat 
sich beeilt, diese Leute in der Spruchkam- 
merperspektive zu betrachten. Zum Beispiel 
konnte sich die Frankfurter Allgemeine Zei- 
tung nicht genug darin tun, die „Revolutio- 
näre von Düsseldorf“ ihrer „nationalsozia- 
listischen“ Herkunft zu beleumden. In sei- 
ner widerspruchsvollen Art der Verächtlich- 
machung hatte Hans Baumgarten bereits 
die Düsseldorfer Anfänge als „gefährlich“ 
gebrandmarkt. Demgegenüber haben Ver- 
treter der Sozialdemokraten den Finger auf 
die Wunde im christlich-demokratischen An- 
tifaschismus gelegt. Nationalsozialistische 
Idealisten, so sagten Sozialdemokraten, 
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seien ihnen lieber, als diejenigen, die gegen 
ihre innere Überzeugung in die Nationalso- 
zialistische Deutsche Arbeiterpartei einge- 
treten seien und dort auf hohen Posten Ter- 
rormaßnahmen verteidigt, Kommentare 
über die Rassengesetzgebung geschrieben 
und jetzt höchste Posten in der Bundesrepu- 
blik eingenommen hätten. 


Derartige Ausführungen gewinnen im Zu- 
sammenhang mit den Auseinandersetzun- 
gen um Bonner Politiker wie Forschbach, 
Lenz, Globke u. a. an Interesse, wie sie 
überhaupt das Urteil über negative Erschei- 
nungen der westdeutschen Nachkriegsdemo- 
kratie ins rechte Licht rücken. Erst recht der 
objektive Beobachter muß sich bemühen, 
diese Unterscheidungen zu treffen. Er 
braucht dazu nur die Schrittmacher des To- 
talitarismus in Westdeutschland, Anführer 
von Terrororganisationen und Kampfgrup- 
pen, Initiatoren von Propagandazentralen 
und Zensurbehörden, Dunkelmänner in 
Kanzleien und Personalämtern unter die 
Lupe zu nehmen, Leute die während des 
Zweiten Weltkrieges bis in die höhere Mi- 
nisterialbürokratie des Reiches vorgedrun- 
gen waren, die mit Verdächtigung und Ver- 
leumdung als der Hilfsmittel ihres ehrgei- 
zigen Aufstiegs zuerst die Paniklage der 
letzten Kriegsjahre und dann den Einmarsch 
der Alliierten für sich zu nutzen wußten und 
heute dabei sind, Westdeutschland autoritär 
zu gestalten und für den Atomkrieg vorzu- 
bereiten. 


Die Geldgeber und die Lawine 


Die FDP-Kreise in Düsseldorf haben ihre 
Aktion in der Unabhängigkeit von den gro- 
ßen Geldgebern gestartet. Werden diese den 
kommenden Entwicklungen gegenüber un- 
tätig verharren? Kohle und Stahl haben die 
Unzulänglichkeit des christdemokratischen 
Totalitarismus begriffen und werden nun 
mit Hilfe ihrer üppigen Danaer-Geschenke 
eine neue national-konservative Sammlung 
betreiben, die dem Ungenügen an dem Al- 
ten Rechnung trägt und doch die Gesamt- 
entwicklung in die gewünschten Bahnen 
schleußt. Sie könnten in den konzeptionslo- 
sen Liberaldemokraten an der Ruhr wert- 
volle Knappen suchen, zumal diese sich 
einerseits mit den Prädikaten christlich, so- 
zial und deutsch drapieren, andererseits 
zu makabren Praktiken der Westintegration 
und der damit verknüpften Rüstungspolitik 
bekennen !). Sie könnten aber auch auf ein 
großes Revirement bei den Christdemokra- 


1) Vgl. die Elf-Punkte-Erklärung des FDP- 
Vorstandes zu den „Hintergründen der Koa- 
litionskrise“. 


ten drängen und hier die autoritären Ele- 
mente nach vorn holen. Systematische Funk- 
tionärsschulung und ein weitverzweigtes 
System von Vertrauensleuten der CDU wird 
dann die Folge und das Parallelstück zum 
ostzonalen Hausvertrauensschrecken sein. 
Die Düsseldorfer Ereignisse scheinen die 
Wirklichkeit wieder etwas zurecht zu rük- 
ken. In der Genugtuung über den „frischen 
Wind“ und im Aufbegehren gegen die stik- 
kige Atmosphäre des christlich-demokrati- 
schen Totalitarismus dürfen wir aber nicht 
den Blick für die politischen Realitäten ver- 
lieren. Haben die FDP-Männer in Nord- 
rhein-Westfalen eine eigene Konzeption, 
die zukunftsträchtig und wegweisend für die 
deutsche Politik sein könnte? Eine Koope- 
ration von FDP und SPD, bei der zumal die 
SPD über die Mehrheit verfügt, stellt eine 
natürliche Verbindung der liberalistisch- 
marxistischen Kräfte dar, die durch eine ge- 
meinsame aufklärerisch-fortschrittsgläubige 
und materialistische Weltanschauung be- 
gründet wird. Massenkonformismus und 
Zentralismus, Kirchenfeindlichkeit und anti- 
metaphysische Grundhaltung der beiden 
Partner sind letzten Endes nicht weniger to- 
talitär als der Meinungsterror und die 
Kriegsbereitschaft der autoritären CDU. 
Was können wir von einer FDP erwarten, 
die auf den Nationalliberalismus der Grün- 
derzeit schwört, auch wenn sie sich Prädi- 
kate wie christlich, sozial und deutsch zu- 
legt? 

Jede Hoffnung auf eine tiefgreifende Ände- 
rung und Verbesserung der politischen Ent- 
wicklung dank des Umschwungs in Nord- 
rhein-Westfalen muß enttäuscht werden 
durch das Bleigewicht der alten und noch 
führenden Kräfte in der FDP. So nehmen 
denn auch die Beschwörungen und Versi- 
cherungen führender Freidemokraten kein 
Ende mehr, wonach sich natürlich die politi- 
sche Grundlinie der Partei in nichts geän- 
dert habe. Die Männer, die einst mit den 
Kommunisten zusammen die Grundlagen 
des westdeutschen Staates geschaffen und 
dann mit den Christdemokraten gemeinsam 
uns in die westliche Sackgasse hineinmanö- 
vriert haben, verfügen über kein neues 
und eigenständiges konstruktives Pro- 
gramm, Sie werden vorläufig auf ihre Brot- 
geber angewiesen bleiben und würden, 
wenn sie unabhängig sein wollten, ihre Exi- 
stenz von dem als Steuer diskutierten Par- 
teipfennig kläglich fristen müssen. Nur das 
Eine ist sicher: Mit den Ereignissen in Düs- 
seldorf ist eine Lawine ins Rollen gekom- 
men, die auch die Geldgeber der Düsseldor- 
fer „Revolutionäre“ nicht mehr zum Halten 
bringen werden. 
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Literatur zur internationalen Politik 


Walter Theimer, Lexikon der Politik, 5. 
Aufl. (Lehnen-Verlag, München 1955, 718 S.) 
Die 5., neubearbeitete Auflage dieses erst- 
malig 1947 erschienenen Nachschlagewerks 
ist weitgehend (das gilt leider nicht für alle 
Artikel) auf den Stand vom Herbst 1955 ge- 
bracht und stellt daher eine aktuelle Infor- 
mationsquelle dar. Die Zuverlässigkeit hat 
sich im Laufe der Neuauflagen stetig erhöht. 
Politische Begriffe, Probleme und Bewegun- 
gen auf der ganzen Erde, Beschreibungen 
zahlreicher Länder, Darstellung der politi- 
schen Denker der Vergangenheit und ihrer 
Ideen: dies in einem Bande zu vereinen, er- 
gibt nach den Worten des Autors „eine 
Kreuzung zwischen aktuellem Nachschlage- 
werk und einem, sei es auch rudimentären, 
politisch-wissenschaftlichen Handbuch.” Als 
politisch-wissenschaftliches Handbuc ist 
das bereits besprochene „Politische Wörter- 
buch“ von Pfeffer in seiner knappen, syste- 
matischen Form ohne Zweifel von höherem 
Rang. Als Nachschlagewerk hat das Lexikon 
von Theimer seinen Wert. Besonders gut 
behandelt sind die politischen Ideen und 
Ideologien. 


Literaturverzeichnis der Politischen Wis- 
senschaften, 1955. Herausgegeben von der 
Hochschule für Politische Wissenschaiten 
München. (Isar-Verlag, München, 1955, 
219 S.) 

Die vierte Ausgabe dieser Bibliographie 
umfaßt die deutsche politisch-wissenschaft- 
liche Literatur im weitesten Sinne, die zwi- 
schen dem 1. Juli 1954 und dem 30. Juni 1955 
erschien. Zusätzlich ist auch ein erheblicher 
Teil der bis zur Buchmesse 1955 angekün- 
digten oder herausgekommenen Veröffent- 
lichungen aufgenommen. Jedem Titel folgt 
eine kurze Erläuterung, so daß dies reprä- 
sentative Verzeichnis für Interessenten (Le- 
ser, Buchhändler, Verleger) von großem 
Nutzen sein dürfte. 


Taschenbuch der internationalen Organi- 
sationen, Ausgabe 1955, herausgegeben von 
Dr. Will Grosse. (Isar-Verlag, Dr, Günter 
Olzog, München 1955, 272 S.) 

Wer sich bisher über die Vielzahl der inter- 
nationalen Organisationen zuverlässig un- 
terrichten wollte, mußte zu einem der gro- 
ßen und in größeren zeitlichen Abständen 
neu aufgelegten ausländischen Nachschlage- 
werke greifen. Deshalb wird jeder, der 
beruflich genötigt ist, sich über diese Orga- 
nisationen zu orientieren oder der mit 
ihnen in Verbindung steht, das Erscheinen 
dieses Werkes begrüßen, das wichtige An- 


gaben (einschließlich der Anschriften) ent- 
hält. Doch gerade auch für den allgemein 
politisch interessierten Leser ist das sorg- 
fältig zusammengestellte Taschenbuch wich- 
tig, da es nach Absicht des Herausgebers 
Nachschlagewerk und Kommentar zugleich 
ist. Ein Sachgebiet-Register führt die behan- 
delten Gruppen von Organisationen an, von 
den inter-staatlichen und nicht-staatlichen 
Welt- und Regional-Gemeinschaften bis zu 
den internationalen Organisationen für 
Sport und Erholung. Ein Abkürzungsregister 
ermöglicht zugleich das schnelle Auffinden 
der gewünschten Organisation, Besonders 
gründlich ist das internationale Paktsystem 
(NATO, SEATO usw.) behandelt. 


Gegenwartsprobleme der Vereinten Natio- 
nen. (Musterschmidt, Göttingen 1955, 196 S.) 
Eine Sammlung von Vorträgen, welche 1954 
im Rahmen einer Seminarwoche gehalten 
wurden, die vom Institut für Völkerrecht der 
Universität Göttingen gemeinsam mit der 
Deutschen Gesellschaft für die Vereinten 
Nationen durchgeführt wurde. Von beson- 
derer Bedeutung sind folgende Beiträge: 
„Deutschland und die Vereinten Nationen 
(Dr. v. Trützschler, Auswärtiges Amt); „Das 
Friedenssicherungssystem der Vereinten 
Nationen und die Frage der europäischen 
Sicherheit“, (Prof. E. Menzel, Kiel); „Ver- 
einte Nationen und Menschenrechte” (Prof. 
H. Kraus, Göttingen); „Die Vereinten Natio- 
nen und das Problem des europäischen Zu- 
sammenschlusses” (Prof. G. Erler, Göttin- 
gen). — Bei Würdigung des Wertes der Ver- 
öffentlichung für ein vertieftes Verständnis 
der VN in Deutschland fällt die Europa-Be- 
zogenheit der meisten Beiträge auf. Es ist 
zu hoffen, daß in weiteren ähnlichen Semi- 
naren die außereuropäischen Aspekte stär- 
ker berücksichtigt werden. 


Johannes Erasmus, Der geheime Nachrich- 
tendienst, 2. Aufl. (Musterschmidt, Göttin- 
gen 1955, 89 S.) 

Gerade im gegenwärtigen Augenblick, wo 
die Bundesrepublik einen eigenen Nachrich- 
tendienst aufstellt, ist es zu begrüßen, daß 
die sachliche und informative Schrift von 
Erasmus in 2. Auflage erschienen ist. Sie ist 
weit über den Kreis der in erster Linie ange- 
sprochenen Juristen von Interesse. Politi- 
sche Begründung und Wesen des geheimen 
Nachrichtendienstes, die Tatbestände der 
Ausspähung, die völkerrechtliche Zulässig- 
keit, die Stellung des Nachrichtendienstes 
im Staat, die des Einzelnen im geheimen 
Nachrichtendienst werden dargestellt. 
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An unsere Leser! 


Wenn wir heute den verehrten Leser der „Gemeinschaft und Politik“ direkt 
ansprechen, so begrüßen wir damit zum erstenmal als Herausgeber dieser 
Zeitschrift auch die Leser der „Zeitschrift für Geopolitik“, die mit Beginn des Jah- 
res 1956 zu uns gestoßen sind. Nachdem wir heute das dritte Heft des neuen Jahr- 
gangs vorgelegt haben, möchten wir in eigener Sache vorstellig werden und darum 
bitten, daß dieses Gespräch mit dem Leser fortan nicht mehr abreißen möge. 

Teils direkt an den Herausgeber, teils an den Begründer der „Zeitschrift für 
Geopolitik", Herrn Verleger Kurt Vowinckel, wurde zu den ersten Nummern der 
vorliegenden Hefte Stellung genommen. Es gab freudige Zustimmung hinsichtlich 
des „Kurswechsels“ gegenüber der bisherigen „Geopolitik“, es kamen kritische 
und abwartende Stimmen. Wir waren für jedes Zeichen dankbar. Das Folgende 
möge eine Antwort auf einige der an uns herangetragenen Fragen sein. 

Seit der Hereinnahme der „Zeitschrift für Geopolitik“ in unsere Herausgabe 
wurde die Zeitschrift „Gemeinschaft und Politik“ auf das politische Auslands- 
wissen hin erweitert, die „Zeitschrift für Geopolitik“ durch das politische Inlands- 
wissen vervollständigt. Geopolitik zieht ihrer Natur nach nicht nur den Raum 
draußen vor den Grenzen in Betracht. Gemeinschaft und Politik sind in ihren 
Voraussetzungen nicht auf den Binnenraum begrenzt. Aber Auslandswissen und 
Inlandswissen sollen hier nur in ihrem politischen Belang aufgezeigt werden. 
Das heißt für die Leser der „Geopolitik“ Bruch mit einer Zeitschrift für Auslands- 
kunde. 

Bedeutende auslandskundliche Veröffentlichungen in Buchform liegen in 
großer Zahl vor. Sie können nicht durch eine politische Monatsschrift ersetzt wer- 
den. Vielleicht war dies der Mangel der „Zeitschrift für Geopolitik“ in ihrem Nach- 
kriegsstil. Ihr Vorzug war ihr Bemühen um das Weiterdenken der wissenschafts- 
theoretischen Grundlagen einer Geopolitik. Bei aller erforderlichen Anknüpfung 
und Pietät vor den Klassikern einer Wissenschaft handelt man doch nur in deren 
Sinne, wenn man eine Wissenschaft vorwärts treibt. Die Haushofers dachten so. 
Erst recht, weil sie auch um den Wandel in der politischen Welt wußten. Ein 
Stehenbleiben wäre ihnen Rückschritt gewesen. x 

Politische Wissenschaft ist kein romantischer Betrieb. Aber sie kommt auch 
nicht aus ohne das Wissen um die geistigen und weltanschaulichen Auseinander- 
setzungen, ohne Einsicht in die Machtverhältnisse in Staat und Gesellschaft, zu- 
mal diese heute mit Kohle und Stahl durch Raumfaktoren ersten Ranges begrün- 
det werden. Gerade die Fragen unserer nationalen Existenz sind, wenn wir sie 
ernsthaft bedenken, auch Fragen unserer binnenländischen Raumordnung, Fragen 
unserer Sicherheit, unserer Kulturgestalt und des geistigen Gesprächs. Geopoli- 
tisches Denken heißt im Ursprung komplex denken. Die Geographie ist eine echte 
Universalwissenschaft. Deshalb werden wir Geopolitik stets als Bemühen um alle 
geschichtsbildenden Voraussetzungen der Politik betrachten. 

Viele Leser fragten nach Herkunft und Zielen der Herausgeber. Die Heraus- 
geber sind in erster Linie unabhängig wie nur wenige Institutionen in Deutschland 
heute noch sind. Sie sprechen daher und dulden deshalb in diesen Heften eine 
Sprache, die sich kaum in die allgemeinen Klischees und Sprachregelungen zwang- 
los einreiht, wie wir das aus der Presse im allgemeinen gewöhnt sind. Dabei 
wissen sich die Herausgeber weder als Reformatoren noch als Gegenreformatoren, 
wie wir überhaupt alle lernen müssen, frei von Antikomplexen zu sein. 
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Mitarbeiter aus den verschiedensten Richtungen arbeiten bei uns mit, mehr 
Liberale und mehr Konservative, Heimatvertriebene und Ausländer, Christdemo- 
kraten und Freidemokraten, Katholiken und Protestanten, sozialdemokratische 
Minister” und hohe Beamte der Bundesregierung, Gelehrte und Handwerker, 
Fabrikanten und Journalisten, Menschen aller Herkünfte, sofern sie nur Wesent- 
liches beizutragen haben. Dabei können sich nicht alle Meinungen decken. Das 
liegt in der Natur der Sache. Dennoch ist unser Bemühen orientiert an einer 
Wertrangordnung, in der die Sorge um Deutschland, um ein freies, eigenständiges 
Europa und den Bestand der Menschheit höher eingestuft ist als die Dividende 
internationaler Kapitalgesellschaften. 

Der geruhsame Leser wird bei uns nicht zu seinem Recht kommen, denn wir 
sind zutiefst beunruhigt und bewegt von den Ereignissen und Entwicklungen 
unserer Zeit, und wir haben die Aufgabe, dort zu beunruhigen, wo das Gewissen 
eingeschlafen ist. Wir können unsere Arbeit nicht um restaurativer Bestrebungen 
willen leisten und können sie nicht in den Dienst eines ökonomisch-technizistischen 
Fortschrittsoptimismus stellen. Wir glauben vielmehr, daß wir mit lieb geworde- 
nen Gewohnheiten brechen müssen, wenn wir der Zeit und unserer Existenz 
darin noch gewachsen sein wollen. Wir können die Diskussion nicht in geschichtlich 
überholte Formen gießen. Wir müssen uns bemühen, auf der Höhe der Zeit zu sein. 

Das deutsche Schicksal ist verwoben in eine Weltsituation, wie sie die 
Menschheit zum erstenmal in ihrer Geschichte erfährt. Atomzeitalter und Massen- 
zeitalter (ungeahnte Vernichtungsmittel und ungeahnter Bevölkerungsdruck) 
sind zwei Kardinalprobleme, die geopolitisch bewältigt werden müssen. Das er- 
fordert Umdenken und neue Sichten. Zumal wir erkennen müssen, daß die west- 
liche Lebensform des Weltkapitalismus ebenso unfähig zur Bewältigung dieser 
Aufgaben ist wie der östliche Kollektivismus und das System seines Terrors. 
Den Beweis dafür haben beide Systeme, wenn nicht schon früher, dann endgültig 
in dem vergangenen Nachkriegsjahrzehnt erbracht. 

Neue Ordnung und neue gesellschaftliche Lebensformen müssen erarbeitet 
werden. Wir können daher nicht fertige Dinge bieten, sondern nur Hinweise 
geben, Ansätze bilden, konstruktive Aussagen fördern. Gehen Sie diesen Weg 
gemeinsam mit uns! Wo sie aus eingeübter Skepsis allen Versuchen, ein eigen- 
ständiges Denken zu entwickeln, vielleicht bislang noch ausgewichen sind, wird 
Ihnen bei Mitarbeit und Verfolg unserer Arbeit ein Stück Vertrauen wieder zu- 
wachsen. Befürchten Sie nicht, daß wir mit allem brechen. Im Gegenteil sind wir 
bemüht, an innerer Mitte zurückzugewinnen, die zerbrochene Wertrangordnung 
wieder in uns aufzurichten. Nur in der geschichtlichen Anknüpfung an den physi- 
schen und geistigen Raum seiner Vergangenheit kann der Mensch und können die 
Völker ihre künftige Lebensordnung finden. 

Aber wenn sie nicht in die Geschichtslosigkeit des Satelliten- und Felachen- 
tums untertauchen wollen, müssen sie ihren kraftlosen, fatalistischen Realismus 
der Kapitulation vor den Weltgiganten umwandeln in den Sinn für die Möglich- 
keiten einer würdevolleren und geschichtsmächtigeren nationalen Existenz. Diesen 
Sinn mit zu wecken, sind wir unterwegs. 
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